


Von Horst Peter 

Ist Realpolitik an Realität orientiert? Oder sind ge- 
rade Realpolitiker eingemauert in eine Welt von Fe- 
tischen, die sie als Realität ausgeben, ohne sich der 
Mühe eines Realitätstests zu unterwerfen? Die sozi- 
alistische Linke kann sich in ihrer Kritik an den so- 
genannten Realpolitiken auf Karl Marx stützen, der 
dafür aus der,,Nebelregion der religiösen Welt" die 
Kategorie Fetischismus entlehnt. Er überträgt die 
ausführliche Durchdringung des Warenfetischismus 
auf andere„Produkte des menschlichen Kopfes", die 
als mi t  eigenem Leben begabte miteinander und 
mit  den Menschen im Verhältnis stehende selbst- 
ständige Gestalten erscheinen. Die Fetischisierung 
ist auch auf Staat, Politik und Demokratie sowie bei 
einer weiteren Durchdringung aller gesellschaftli- 
chen Dimensionen auf einzelne Politikfelder über- 
tragen. Dieser Fetisch könne nur aufgelöst werden, 
wenn das Wesen und die Verhältnisse der Dinge 
durchsichtig werden. 
Kurzum: Die Linke muss Theoriearbeit leisten, um die 
scheinbare Realität als falsche Realität zu entlarven. 

W 

Die Fetische in  der politischen Auseinandersetzung 
um Reformen müssen benannt und entlarvt werden, 
damit Reformen die Realität verbessern. Andernfalls 
wird als Reform ausgegeben, was in Wirklichkeit Un- 
terwerfung unter die Fetischwelt des Kapitalismus 
bedeutet und Reformschritte sind dann stets Schritte 
der Anpassung. 
Solche Fetische bietet lupenrein der neoliberale 
Marktfundamentalismus mit seinen Glaubenssätzen: 
1. Die Förderung des privaten Reichtums löst die Pro- 
bleme der Armen, weil deren Leistungsbereitschaft 
entfaltet wird. 
2. Die Förderung der Gewinne i s t  das Patentrezept zur 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit. 
3.Der Sozialstaat ist derverursacher von Armut und der 
Verursacher von Arbeitslosigkeit und muss deshalb 
dereguliert und privatisiert werden. 
Diese Glaubenssätze aus der,,Nebelregion der religi- 
ösen Welt" werden von Priestern und Missionaren in 
Wissenschaft, Publizistik, Kultur,Medien, Wirtschaft und 
Politik vertreten.Talk-Shows sind die Orte des quasi- 
religiösen Austauschs zu diesen Glaubenssätzen, Orte 
sozialer Kälte. 
Die Diskussion um die sogenannte Agenda 2010 
belegt, dass auch die Sozialdemokratie anfällig für 
die neoliberalen Glaubenssätze ist. In verschleier- 
ter Form hat sich auf dem Berliner Sonderparteitag 
die fetischisierte Auffassung durchgesetzt, wonach 
niedrige Arbeitskosten, Sozialabbau, Deregulie- 
rung und Privatisierung notwendig zur Schaffung 
von mehr Arbeitsplätzen seien. Nur wo das ge- 
glaubt wird, sind Beschlüsse, die Prinzipien des 
Sozialstaates antasten, erklärbar. Dabei verkleiden 
sich einige der Glaubenssätze sozialdemokratisch 
und bündeln sich in  der Setzung, dass die zentrale 

Reformaufgabe der SPD die Senkung der Lohnne- 
benkosten sei. 
Für die Linke ist unverzichtbar, diese Glaubenssätze 
radikal zu kritisieren und ihnen die gesellschaftliche 
Wirklichkeit verbessernde Reformprinzipien 
entgegen zu setzen. 
Kurzum: der Reformdiskurs in der Gesellschaft muss in 
der Kritik radikalisiert und in den Forderungen konkre- 
tisiert werden. 

W 

Die Senkung der Lohnnebenkosten erscheint 
beispielsweise als aus dem kapitalistischen Zusam- 
menhang gelöstes, wundertätiges Heilmittel gegen 
das Gebrechen der Massenarbeitslosigkeit in den In- 
dustriegesellschaften des alten Europa. 
Es kommt nun darauf an,das Wesen dieses Wundermit- 
tels zu erkennen und durchsichtig zu machen, um es 
als fragwürdiges Konzept zu entlarven. Wie heißt es 
doch bei Marx:,,Die Produkte des menschlichen Kop- 
fes erscheinen als mit eigenem Leben begabte unter- 
einander und mit den Menschen im Verhältnis stehen- 
de selbstständige Gestalten." 
Kurzum: es erfüllt alle Bedingungen des marxistischen 
Fetischbegriffs. 

W 

Dem Wesen nach sind die Lohnnebenkosten namlich 
nichts anderes als nicht ausgezahlte Lohnkosten. Da- 
mit bedeutet eine Senkung der Lohnnebenkosten 
nichts anderes als eine gesetzlich verordnete Lohnsen- 
kung, die allein den Arbeitgeber entlastet und den Ta- 
rifparteien entzogen ist. 
Die politischen Konsequenzen der Entfetischisierung 
der Lohnnebenkosten sind gravierend: Die paritätische 
Finanzierung der Versicherungsbeiträge würde 
beispielsweise als Kopfgeburt erkennbar, denn die 
dient unter anderem dazu, dass die Arbeitgeber bei der 
Sozialversicherungen die Beteiligung an den Selbst- 
verwaltungsgremien beanspruchen können. Da Ar- 
beitgeber die Versicherungsbeiträge als zusätzliche 
Kosten definieren, erhalten sie über den Staat Kosten- 
entlastung, wenn nun bestimmte Leistungen aus der 
paritatischen Finanzierung ausgegliedert werden. Kon- 
sequent zuende gedacht mlisste sich damit das politi- 
sche Gewicht in den Selbstverwaltungsgremien der 
Krankenkassen zu Gunsten der Gewerkschaften ver- 
schieben. 
Wie wäre es eigentlich, wenn man im Rahmen einer 
Reform der Krankenversicherung gleich ganz auf die 
Beteiligung der Arbeitgeber an der Krankenversiche- 
rung verzichten und den„Arbeitgeberbeitragn direkt 
alsTeil des Lohnsauszahlt und in künftigeTarifverhand- 
lungen einbeziehen würde? 
Weitere Konsequenzen wären: die größeren Chancen 
für eine Bürgerversicherung, mehr Begründungsehr- 
lichkeit für eine ökologische Steuerreform. 
Kurzum: Die Kritik an fetischisierten Begriffen ist Vor- 
aussetzung fur Realpolitik. SPW 4 1 2003 
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Von Dietmar Köster 

Der Ministerpräsident des Landes 
NRW, Peer Steinbrück, der erst Ende des vo- 
rigen Jahres die Nachfolge von Wolfgang 
Clement antrat und das Versprechen gab, 
die rot-grüne Koalition zu einem Erfolgspro- 
jekt in NRW zu machen, und der SPD-Frakti- 
onsvorsitzende, Edgar Moron, waren es leid: 
Sie wollten sich einfach nicht mehr mit ih- 
rem Koalitionspartner ärgern müssen, der 
aus ihrer Sicht bei wegweisenden Projekten, 
wie dem Metrorapid oder dem Straßen- und 
dem Flughafenausbau auf der ,,Bremse 
steht". Die Koalition müsse einen Klärungs- 
Prozess für die nächsten Aufgaben bis zu 
den Landtagwahlen im Jahre 2005 herbei- 
führen. Das Ergebnis könne durchaus darin 
bestehen, dass die SPD zum Regieren einen 
neuen Koalitionspartner braucht. Mehr wi- 
derwillig als überzeugt, ließen sich der Lan- 
desvorsitzende, Harald Schartau und sein 
Generalsekretär, Michael Groschek, auf die- 
ses Unterfangen ein. 

Rein in die Kartoffeln, raus aus den Kar- 
toffeln 
Es bestand nur ein keines Problem, das sie 
nicht genügend bedacht hatten: Sie muss- 
ten sowohl in der Partei als auch in der Öf- 
fentlichkeit überzeugend begründen kön- 
nen, warum es mit dem Koalitionspartner 
die Grünen nicht weiterging und warum es 
zum Beispiel mit einer FDP besser gehen 
könnte. Beides misslang völlig! Die schwa- 
chen Argumente lauteten: Es handele sich 
um einen ,,Ermüdungsbruch", es stünden 
schwierige Verhandlungen für den nächs- 
ten Sparhaushalt an, Autobahnen und der 
Flughafen in Dortmund müssten ausge- 
baut werden,die Grünen würden beim Me- 
trorapid ein doppeltes Spiel betreiben, in- 
dem sie sich im Koalitionsvertrag zur Mag- 
netbahn bekennen, aber gleichzeitig in 
den regionalen Kreisverbänden dagegen 
den Protest organisieren etc. Kurzum: Die 
Grünen ständen einer dynamischen Entfes- 
selung der Marktkräfte entgegen. Es wun- 
dert schon, dass man glaubte, hiermit 
durchkommen zu können. Mehr als un- 
gläubiges Kopfschütteln konnte damit 
nicht erreicht werden. 
Die wirklichen Beweggründe der Verant- 
wortlichen für diese bald zweimonatige 
Koalitionskrise bleiben wahrscheinlich un- 

geklärt.Sie sind auch nicht so wichtig.Wich- 
tig ist, dass die SPD in NRW seit mehr als 
dreißigjähriger Regierungszeit vor ihrer 
größten Herausforderung steht. Ihre Umfra- 
gewerte erreichen mit Ca. 33% historische 
Tiefstwerte, die Zahl ihrer Mitglieder ist im 
ersten halben Jahr um etwa 10.000 auf un- 
ter 180.000 gesunken. 

Unbewältigter Struktuwandel 
Die Probleme des Landes sind riesig. Der 
Strukturwandel besonders der Krisenregion 
des Ruhrgebietes ist nach wie vor nicht ab- 
geschlossen. Das historische verdienst der 
NRWSPD ist, in korporatistischen Vereinba- 
rungen mit Konzernen und Gewerkschaften 
in den 70er und 80er Jahren beim Abbau 
der Arbeitsplätze weitestgehend sozial ver- 
trägliche Lösungen für die Beschäftigten 
der Montanindustrie zu finden und Impulse 
für eine Strukturpolitik zu setzen. Der ver- 
gleichende Blickder ÖkonomischenVerwer- 
fungen in anderen Krisenregionen Europas 
wie nach Frankreich oder England zeigt, 
dass in NRW schlimmeres vermieden wurde. 
Doch ein zentrales Problem bestand darin, 
dass diese Strukturpolitik nie durch eine 
makroökonomische Politik für mehr Be- 
schäftigung und Wachstum begleitet wur- 
de. 
So hat NRW eine Arbeitslosigkeit von fast 
900.000 Menschen aufzuweisen und er- 
reicht, wie z.B. in Gelsenkirchen, Höhen, wie 
sie in den ostdeutschen Bundesländern üb- 
lich sind. Weitere Probleme kamen hinzu: 
Die landeseigene WestLB geriet bei diversen 
gescheiterten Finanzierungsprojekten in 
eine Schieflage und hatte Verluste von gut 
drei Milliarden Euro.Die Projekt-Ruhr GmbH, 
von Clement einst als Gegenstück zum 
Kommunalverband Ruhr,der als zu behäbig 
galt, aus der Taufe gehoben, geriet durch 
Prüfungen des Landesrechnungshofs in die 
öffentliche Kritik. Schließlich werden die 
haushaltspolitischen Spielräume immer en- 
ger. 
Für diese Entwicklung konnten kaum die 
Grünen verantwortlich gemacht werden. In 
den Unterbezirken der Partei herrschte 
kein Verständnis dafür, die Koalition infra- 
ge zu stellen, obwohl klar war, dass einige 
Probleme geklärt werden müssen.So kriti- 
sierten die Delegierten auf dem Landes- 

Dr. Dietmar Köster, Vorsitzender SPD UB Ennepe-Ruhr und Mitglied im SPD-Landesvorstand, 
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parteitag am 14. Juni das Vorgehen der 
Parteispitze,ohne allerdings so weit zu ge- 
hen,den Ministerpräsidenten zu beschädi- 
gen. Aber nach dem Landesparteitag war 
klar, eine Koalition mit der FDP wird in der 
Partei keine Zustimmung finden. Man ver- 
ständigte sich darauf, den Parteitag zu un- 
terbrechen und am 6.Juli fortzusetzen, um 
die Ergebnisse der Verhandlungen zu be- 
werten.Als einigeTage später der Minister- 
präsident noch bekannt geben musste, 
dass der Metrorapid finanziell ,,nicht dar- 
stellbar" sei und aufzugeben war, gab es 
keinen Zweifel mehr,dass ein Bruch der rot- 
grünen Koalition nicht mehr durchsetzbar 
war. 

Das ,,Düsseldorfer Signal" 
Im,,Düsseldorfer Signal" haben sich die Re- 
gierungspartner ein Arbeitsprogramm für 
die Zeit bis zu den Landtagwahlen gegeben, 
das auf dem Landesparteitag mit Übergro- 
ßer Mehrheit begrüßt wurde. In dem neuen 
,,Koalitionsvertrag" sucht man vergeblich 
nach den essentiellen Punkten,die die Koa- 
litionskrise auch im nachhinein plausibel er- 
scheinen lassen. Bei den symbolträchtigen 
Themen Metrorapid und der verringerten 
Steinkohleförderung schienen in der Öf- 
fentlichkeit die Grünen eher als Punktsieger. 
So bleibt als erstes ernüchterndes Ergebnis: 
Mit der Fortsetzung der rot-grünen Koaliti- 
on bleibt zumindest die Hoffnung,Spielräu- 
me für eine soziale und ökologische Politik 
in NRW zu erhalten. Zugleich ist damit 
vorerst derversuch gescheitert,die Partei in 
NRW stärker nach rechts zu rücken. Das ist 
das Positive. Das Negative folgt auf dem Fuß: 
Die sozialdemokratisch geführte Landesre- 
gierung kann kaum von sich behaupten,aus 
diesem Konflikt gestärkt hervorgegangen 
ZU sein. 

Was sind die Perspektiven? 
Der SPD stehen schwierige Zeiten bevor. 
Das wurde schon vor der Halle des letzten 
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Landesparteitag deutlich. Demonstrierende 
Arbeitnehmer aus dem öffentlichen Dienst 
brachten mit lautstarkem Protest ihren Un- 
mut zum Ausdruck, indem sie die Delegier- 
ten mit ohrenbetäubendem Lärm ihrer Tril- 
lerpfeifen empfingen. Ihre Forderungen 
richteten sich gegen die im Düsseldorfer 
Signal vereinbarte Verlängerung der Wo- 
chenarbeitszeit auf teilweise 41 Stunden, 
die Streichung des Urlaubsgeldes und die 
Kürzungen des Weihnachtsgeldes.Auf dem 
Landesparteitag wurde diese Kritik auch 
aufgegriffen, wurde aber schließlich 
dadurch überlagert,dass die Partei froh war, 
die rot-grüne Koalition fortsetzen zu kön- 
nen. 
Dies verdeutlicht, dass es auch in NRW, 
besonders in dem Zusammenhang mit dem 
angekündigten Sparhaushalt, im Herbst zu 
größeren sozialen Auseinandersetzungen 
kommen wird. Je mehr die SPD sich dabei 
darauf einlassen wird,soziale Einschnittevor- 
zunehmen, die ihre Stammwähler betreffen, 
um so weniger wird es ihr gelingen,aus dem 
Stimmungstief herauszukommen. So lehnen 
nach einer Umfrage von Allensbach (FAZ 
vom 18.6.2003) 58 Prozent der Bezieher un- 
terdurchschnittlicher Einkommen die Agen- 
da 201 0 ab. Diejenigen, die von Arbeitslosig- 
keit bedroht sind oder unterdurchschnittlich 
verdienen, sehen kommende Reformen mit 
großer Sorge entgegen. Nur Minderheiten 
sind der Auffassung,dass diese Maßnahmen 
die Arbeitslosigkeit senken werden.Sollte die 
Botschaft der SPD in den nächsten Jahren 
sein, dass sie ihr Ziel aufgibt, die Lebensver- 
hältnisse der Menschen zu verbessern und 
sie stattdessen für weniger soziale Leistun- 
gen, Entlastungen für Unternehmen sowie 
längere Arbeitszeiten und geringere Entgel- 
te für die Beschäftigten steht, werden im 
SPD-Stammland NRW die Kommunalwahlen 
im nächsten Jahr genauso verloren wie die 
Landtagswahlen 2005. Es ist klar, dass dies 
nicht ohne Auswirkungen auf die Bundespo- 
litik bleiben wird. Eine bis dahin mögliche 
Zweidrittel-Mehrheit im Bundesrat des poli- 
tischen Gegners würde das definitive Ende 
der sozialdemokratischen Bundesregierung 
bedeuten. 
In dem Regierungskonflikt ist aber auch 
deutlich geworden, dass die SPD es bislang 
nicht geschafft hat, ihre Zukunftskompe- 
tenzfür das Land NRW unter Beweis zu stel- 
len. Ansätze sind im Düsseldorfer Signal 
zum Beispiel für die Bereiche der Schulpoli- 
tik und derVerkehrspolitikvorhanden.In der 
Schulpolitik wird der zügige Ausbau der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
vorangetrieben. Ebenso sollen eine verläss- 
liche Unterrichtsversorgung wie die In- 
standhaltung der Schulgebäude gesichert 
werden.Die Metro-S-Bahn,aIs Ersatz für den 
gestrichenen Metrorapid, zwischen Dort- 
mund und Köln i s t  ein sinnvolles Infrastruk- 
turprojekt. Hier ist darauf zu drängen, dass 
die Finanzzusagen des Bundes eingehalten 

werden.Auch dieVerringerung von fünf auf 
drei Regierungsbezirken kann bei den Mit- 
telinstanzen zu einer sinnvollen Entbürokra- 
tisierung führen. 

Händeringend gesucht: das neue Profil 
der SPD 
Aber schon die Aufzählung dieser Einzel- 
vorhaben verdeutlicht das Grundproblem 
sozialdemokratischer Politik nicht nur in 
NRW. Es gibt keine übergreifende gesell- 
schaftspolitische Alternative, die den Weg 
zeigt, den die SPD in Zukunft gehen will: 
Den des abgemilderten Neoliberalismus, 
der aber mittlerweile seit der Agenda 201 0 
eine neue Qualität erreicht hat und ganz 
bewusst den Ausschluss ausgegrenzter 
sozialer Gruppen einschließt und Vermö- 
gende und große Kapitalgesellschaften 
aus ihrer sozialen Verantwortung zuneh- 
mend entlässt. Oder den Weg zu einer so- 
lidarischen Gesellschaft, in der dem Einzel- 
nen neue Freiheitsspielräume ermöglicht 
werden, die jenseits der Privatisierungsor- 
gie sozialer Risiken liegen. 
In diese Debatte wird die SPD-Linke NRW 
eingreifen, die auf ihrem ersten Treffen im 
Mai mit etwa 120 Interessierten eine große 
Resonanzfand. Dies geschieht vor dem Hin- 
tergrund,dass sich die gesellschaftliche Ent- 
wicklung zu einer neuen Bruchsituation ver- 
dichtet, in der die Gefahr einer weiteren Ent- 
zivilisierung des Kapitalismus besteht. Die 
hoheVerunsicherung in der SPD und in der 
gesamten Bevölkerung über die Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik ist aber auch ein 
Anzeichen für eine Hegemoniekrise zwi- 
schen politischen und ökonomischen Eliten 
mit großen Teilen der Bevölkerung.So kön- 
nen die Chancen für ein alternatives Politik- 
modell steigen. 
Die Eckpunkte sind klar: Es muss gelingen, 
die langfristige Sanierung der öffentlichen 

Haushaltes mittels einer Wachstumspolitik 
zu erreichen. Der Sparwahn wird die 
Abwärtsspirale beim Abbau sozialer und 
demokratischer Arbeitnehmerrechte nur 
fortsetzen.Dabei ist vor allem darauf hinzu- 
weisen, dass der gesellschaftliche Reich- 
tum in den letzten Jahren kontinuierlich 
gestiegen ist, und ein handlungsfähiger 
Staat auf verlässliche Einnahmen angewie- 
sen ist. Hier darf die Linke nicht in die Falle 
gehen,Verteilungsfragen des gesellschaft- 
lichen Reichtums als Anachronismus zu 
betrachten. In der Beschäftigungspolitik 
muss endlich ein öffentliches Investitions- 
Programm realisiert werden. Die sozialen 
Versicherungssysteme sind in Richtung ei- 
ner allgemeinen Bürgerversicherung zu 
reformieren. 
Es wird eine schwierige Aufgabe sein, in 
der NRW-SPD die notwendige Unterstüt- 
zung zu finden.Aber angesichts einer rat- 
losen Politik in NRW,die sich zwischen ori- 
entierungslosem Pragmatismus und tech- 
nokratischer Moderne bewegt, immer 
dringender. Die programmatische und 
ideologische Entkernung der Partei ist in 
NRW weit fortgeschritten. Damit verliert 
sie ihre eigene Antriebskraft für Gestal- 
tung und Engagement. Wenn Probleme 
angeblich nur noch sachgemäß zu lösen 
sind, weiß keiner mehr, warum es eine 
SPD-geführte Regierung geben soll. Stra- 
ßenausbau und Verringerung der Anzahl 
von Regierungsbezirken sind kaum als 
spezifisch sozialdemokratisches Profil zu 
beschreiben. Die Erkenntnis, dem entge- 
genzuwirken, ist in der Parteiführung in 
NRW nur gering vorhanden. Damit droht 
der Verlust von Gestaltungsfähigkeit. Die 
Partei wird mehr von gesellschaftlichen 
Entwicklungen getrieben, als dass sie eine 
überzeugende Reformperspektive auf- 
weist. Forum ~ ~ 2 1  

spw Iödt alle Leserlnnen zur Jubiläumsfeier ein. 

Am 25. Oktober 2003 diskutieren spw-Autorlnnen von 
gestern, heute und morgen über drei Leitfragen radikal- 
reformerischer Politik im 21. Jahrhundert: 

Anders Arbeiten, anders Leben -ist die Gestaltung der 
Okonomie obsolet? 
Friedensmacht Europa - gibt es eine geopolitische 
Alternative zur US-Hegemonie ? 
Vorwärts, Rückwärts, Seitwärts - der alte und neue Weg 
der SPD? 

Tagungsort: Willy-Brondt-Haus, Berlin. Beginn ca. 13.00 Uhr 
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Von Thorsten Schiifer-Gümbel 

Am 2. Februar haben die Wähler- dass die SPD selbst keine integrationspoli- 
innen und Wähler die Sozialdemokratie in tische Konzeption hatte und hat. Dies ist 
Hessen und Niedersachsen in die Wüste ge- nicht nur für Regionen wie Frankfurt und Of- 
schickt.Beide Landesverbände waren dabei fenbach ein Problem,sondern auch im Iänd- 
nicht die eigentlichen Adressaten der Wahl- lichen Raum. Der Versuch, die Kampagne 
botschaft. Hauptzustellungsort für den mas- von Roland Koch auszusitzen, ging konse- 
senhaften Wahlverzicht war und bleibt die quenterweise schief. 
sozialdemokratisch geführte Bundesregie- Die Wahlniederlage im Februar diesen Jah- 
rung. Der größteTeil der Verantwortung lag res muss auch vor diesem Hintergrund ver- 
und liegt in der politischen Nullausrichtung standen werden. Es ist der hessischen Sozi- 
der Bundes-SPD. Sie war nicht erkennbar aldemokratie nie gelungen, in der Oppositi- 
und damit auch nicht vermittlungsfähig. on anzukommen und damit einen program- 
Hinzu kommt, dass jeden Tag neue mehr matischen, personellen und organisatori- 
oder weniger sinnvolle Vorschläge die Ga- schen Erneuerungsprozess zu initiieren. 
zetten füllten. Aller- Dafür gibt es eine 
dings kann und darf 06.107.September 2003 zentrale Ursache und 
nicht geleugnet wer- -,,Neue Zeiten denken" eine bedeutende Ne- 
den,dass auch Fehler ZentraleThemen der bundesweitenTagung benbedingung. Die 
in Hessen und Nie- sind die wirtschaftliche und soziale Ent- zentrale Ursache war 
dersachsen gemacht wicklung,Nachhaltigkeit, Frauen- und Fami- der Schwarzgeld- 
wurden. lienpolitik sowie die Finanzpolitik der öf- skandal, in dem die 
Die entscheidenden fentlichen Hände. hessische CDU mit ih- 
Fehler in Hessen wur- Programm siehe Seite 19. rem Law-and-Order 
den bereits fünf Jah- Weitere Informationen unter Mann Manfred Kan- 
re zuvor bei der ers- www.spd-hessensued.de ther und seinen En- 
ten Wahlniederlage keln um Roland Koch, 
der SPD nach der Übernahme der Regie- Dr.FranzJung,Volker Bouffieru.v.m.tiefver- 
rungsverantwortung im Bund gemacht. strickt war. Die hessische CDU war und ist 
Eine wirkliche Aufarbeitung der Wahlnie- das Zentrum im Finanzskandal der CDU. Die 
derlage ist damals nicht gelungen und wur- hessische SPD, die sehr viel Energie und 
de auch nicht gewollt. 1999 wurden mit Kraft in die Aufarbeitung dieses Skandals 
dem Hinweis auf minimale Stimmengewin- gesteckt hat, musste bis vor eineinhalb Jah- 
ne der SPD und deutliche Verluste von ren davon ausgehen, dass die Regierung 
Bündnis 90/Die Grünen sowie die CDU- Koch stürzt und damit sehr schnell wieder in 
Kampagne gegen die Doppelte Staatsange- Regierungsverantwortung kommt. Dabei 
hörigkeit die Ursachen für das Scheitern der haben wir einen wesentlichen Faktor über- 
rotlgrünen Landesregierung unter Minister- sehen: die Regierung Koch konnte nur von 
präsident Hans Eichel verdrängt. innen heraus stürzen! Dagegen standen 
Die Ursachen für das damalige Wahldebakel aber zwei Umstände: Erstens hat sich die 
lagen in einer unzureichenden Bildungspo- Landtagsfraktion der hessischen FDP zur 5. 
litik, die übrigens nicht nur durch einen Kolonne der Hessen-CDU entwickelt und 
Mangel an Lehrkräften beschrieben werden zweitens gibt es in der hessischen CDU ei- 
muss, und einer unzulänglichen politischen nen engen Generationenzusammenschluss, 
Strategie für die Strukturbildung im Land der das Scheitern einzelner Biographien 
sowie die Ausblendung der sozialpoliti- nicht erlaubt.Die aktive Generation der CDU 
schen Kompetenz. Nur durch das Fehlen ei- steht in Nibelungentreue zueinander. 
ner eigenständigen konsistenten Landes- Dies ist in der hessischen SPD inzwischen 
Strategie konnte die CDU-Kampagne ver- erkannt. Deshalb steht jetzt nach dem Zu- 
fangen - auch bis weit in sozialdemokra- sammenbruch bei der Landtagswahl 2003 
tisch geprägte Milieus hinein. Dazu kommt, ein Neuanfang auf der Tagesordnung. Der 
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Stab wurde in Hessen endlich an die nächs- 
te Generation, die vorher überwiegend 
nicht teilhaben durfte, weitergereicht. Mit 
Andrea Ypsilanti, der neuen Landesvorsit- 
zenden,und Jürgen Walter,dem neuen Frak- 
tionsvorsitzenden, sind zwei zentrale Rollen 
mit neuen Figuren besetzt. Andrea Ypsilan- 
t i  hat in der Diskussion um die Agenda 201 0 
die weitgehend einhelligen Beschlüsse der 
hessischen SPD konsequent in Szene ge- 
setzt und sich damit Respekt und Anerken- 
nung in vielen Bereichen verschafft. Jürgen 
Walter hat in vergleichbarer Weise die hes- 
sischen Positionen getragen und attackiert 
die Landesregierung konsequent an ihren 
Schwachstellen. 
In der Landtagsfraktion haben trotz der 
Wahlergebnisse rund 25% neue und jünge- 
re Abgeordnete einen Platz gefunden. Ab- 
geordnete, die sich zusammenschließen, 
um gemeinsam am Hessenprofil der SPD 
zu arbeiten. Zentrale Bedeutung werden 
dabei die Bereiche Wirtschaftsraum Rhein- 
Main, demographischer Wandel und seine 
Auswirkungen auf die Infrastruktur in Hes- 
sen,die sich in Nordhessen und Teilen Mit- 
telhessens anders darstellen als in Rhein- 
Main und Starkenburg, die Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik sowie die Integrati- 
onsfragen haben müssen. Abgeordnete, 
die bereits jetzt einen anderen Diskussi- 
ons- und Zusammenarbeitsstil pflegen. 
Eine wesentliche Ursache dafür ist 
sicherlich, dass die Zusammenarbeit nicht 
von innerparteilichen Durchsetzungsspie- 
len einzelner Personen beseelt ist.Vielmehr 
ist das gemeinsame Ziel die Ablösung der 
Regierung Koch und damit das klare poli- 
tische Bekenntnis,dass der politische Geg- 
ner nicht in den eigenen Reihen steht.Dies 
ist vielleicht die wichtigste Voraussetzung 
für einen gelungenen Neuanfang der hes- 
sischen SPD. Forum DLPI 
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J u g e n d w a h n  in Niedersachsen 
Von Jan Wagner, Cornelia Walter und Stephan Klecha 

Nach der deutlichen Niederlage 
der niedersächsischen SPD im Februar 2003 
beginnt die Partei, ihre Wunden zu lecken. 
Neben einer strukturellen Veränderung (Zu- 
künftige Rolle des Landesverbands) steht 
zudem wieder einmal die Suche nach jun- 
gen Menschen ganz oben auf derTagesord- 
nung. 
Die neuen, relativ jungen Regierungsfrakti- 
onen haben die SPD aufgeschreckt:Von den 
91 Abgeordneten der CDU im Niedersächsi- 
schen Landtag sind 10 jünger als 35 Jahre, 
einer davon, David McAllister, ist gar der 
Fraktionsvorsitzende. Ebenso hat die FDP 
mit Philipp Rößler einen Youngster an die 
Spitze ihrer Fraktion gewählt. Junge Union 
und Junge Liberale sind stolz darauf, dass 
viele der ihren nun in Funktionen und Man- 
daten sind. 
Niedersachsens Sozialdemokraten dagegen 
stehen, was die Alterstruktur ihrer Fraktion 
betrifft, vor einem personellen Scherben- 
haufen: Das Durchschnittsalter der Land- 
tagsfraktion deutlich über 50 Jahre, Perso- 
nalreserven mit einer Perspektive von mehr 
als fünf Jahren eher dürftig. Bei der Aufstel- 
lung der Landesliste hat niemand über die- 
ses Problem gesprochen. Zu jener Zeit war 
es offenbar wichtiger, altgedienten Land- 
tagsabgeordneten ihre Wahlkreise und Lis- 
tenplätze zu sichern. 
Aber auch in der Partei sieht es nicht gera- 
de rosig aus, was den Nachwuchs angeht: 
Heute sind weniger als acht Prozent der nie- 
dersächsischen Genossinnen und Genossen 
im Juso-Alter. Und es gibt mehr Mitglieder 
über 70 als unter 40 Jahren. 
Gleiches auf der Bundesebene:Unter den 10 
jüngsten Bundestagsabgeordneten nur ei- 
ner mit SPD-Parteibuch, dazu ausgerechnet 
einer, der schon vor vier Jahren zu den 
jüngsten gehört hat, dafür unter den 10 äl- 
testen Abgeordneten eine großes sozialde- 
mokratisches Bataillon. Selbst der Koaliti- 
onspartner, oft als Ein-Generationen-Partei 
von den Genossen verhöhnt, ist im Jugend- 
fieber, nicht nur Vorzeigejugendliche Anna 
Lührmann, sondern auch Deutschlands 
jüngster Minister (Klaus Müller in Schleswig- 
Holstein) und Deutschlands wohl jüngster 
Parteivorstand (mit Omid Nouripur, Steffi 
Lemke und Katja Husen ist gleich die Hälfte 
jünger als 40 Jahre) deuten darauf hin, dass 
die Zeiten vorbei sind, in denen die Sozial- 

demokraten ganz selbstverständlich schon 
deswegen die Zukunft zu besitzen glaubten, 
weil sie die Jugend auf ihrer Seite hatten. 
,,Die Jugend", so es sie je gab, hat der SPD in 
Niedersachsen zunächst einmal den Rücken 
gekehrt, die SPD ist bei den Landtagswah- 
len insbesondere von den Jung- und Erst- 
wählerlnnen verschmäht worden. 
Das Problem der SPD, junge Leute für lhre 
Arbeit zu gewinnen, ist keineswegs neu. 
Schon seit Jahrzehnten schafft es die SPD 
nicht mehr,jüngere Generationen zur Mitar- 
beit und noch weniger für eine Mitglied- 
schaft zu begeistern. 

Make-Up-Creme für die alte Tante SPD 
Wie reagiert die SPD nun auf das Jugend- 
problem adäquat: Die eine Strategie ist wohl 
als die,,Netzwerkerstrategie" zu bezeichnen. 
Alles,was irgendwie noch jung ist, ballt sich 
zusammen, meidet Konflikte untereinander 
oder gar mit der Parteispitze, sondern bas- 
telt sich beharrlich den Weg nach oben.Dies 
geht solange gut, solange es Posten im 
Übermaß gibt. Solange dies mit Ministerbü- 
ros, Staatssekretärsposten, Referententätig- 
keiten in der Fraktion oder Mitarbeit für 
Abgeordnete der Karriereweg sanft abpols- 
terbar ist, i s t  das kein Problem. In den Mo- 
menten, in denen die Partei in eine Krise 
gerät, es abwärts statt aufwärts geht,funk- 
tioniert dieser Mechanismus nicht mehr. 
Karrieren in der Politik sind halt nur bedingt 
und sehr eingeschränkt planbar. 
Die zweite Strategie ist die ,,Personalent- 
wicklungsstrategie": Leute an die Entschei- 
dungsträger ranführen, mit Mentoring die 
Angst vor den Gremien nehmen und mit 
Qualifizierung Basics im Politikgeschäft mit- 
geben. So löblich die Erfinder dieser Strate- 
gie an ihr gebastelt haben und sich die Er- 
folgskonzepte von Großunternehmen 
dabei zu eigen machen. Für das politische 
Geschäft und die aktuelle politische Lage 
sind sie nur bedingt geeignet. So i s t  ein 
Mentoringprogramm nur dann wirklich in- 
teressant, wenn man aufzeigen kann, dass 
Entscheidungen keine Hexerei sind und 
dass Gestalten von Politik Spaß macht.Dazu 
müssen aber die Entscheidungsstrukturen 
dieser Partei erstens wieder hergestellt wer- 
den und zweitens attraktiver werden. 
In der Opposition sind die Gelegenheiten, 
Politik zu gestalten allerdings rar. Ganz im 

Jan Wagner, Diplom-Volkswirt, beschäftigt in Kassel 
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Stephan Klecha, Student der Sozialwissenschaft, lebt und studiert in  Göttingen 

Gegenteil zu den Erwartungen schränkt sich 
das Blickfeld hierdurch ein auf den kleinen 
Kreis der verschworenen Sozialdemokraten 
im Parlament, Ministerien haben die ande- 
ren und der Qualifizierungsgedanke ist eher 
naiv gedacht,denn real.Politik lernt man am 
besten in der politischen Auseinanderset- 
zung und da müssen Nachwuchskräfte 
genauso rein wie alte Hasen. 
Die Erzählung, dass ein Teil der wiederge- 
wählten Landtagsabgeordneten vor der 
Landtagswohl noch nie eine Rede selber 
ausgearbeitet hat, sondern sich immer auf 
die Zuarbeit der Ministerien verlassen hat, 
zeigt unter politikwissenschaftlicher Be- 
trachtung zwar wunderbar die Aktionsein- 
heit aus Regierung und Mehrheitsfraktion 
auf, verweist aber auf ein wesentlich tiefer 
gelagertes Problem.Von wem sollen Men- 
tees denn lernen, wie Politik verläuft, wenn 
die eigenen Leute unfähig sind,eine Redezu 
schreiben, keine Wohltaten mehr auf ihre 
Wahlkreiseverteilen können und dazu noch 
in der Wahrnehmung der Medien irgendwo 
zwischen Krabbenpulen in Ostfriesland und 
Käsewettessen am Harzrand auftauchen? 
Ähnliches gilt bei den Qualifizierungsange- 
boten. Diese haben sich bei den Jusos und 
auch bei der SPD dadurch ausgezeichnet, 
dass Inhalt und Marketing meistens ge- 
trennt gelaufen sind. Rhetorikkurse finden 
reißenden Absatz, zu einem Seminar über 
die Internationalisierung der Wirtschaft und 
politischer lmplikationen auf dem Arbeits- 
markt melden sich hingegen nur zwei, drei 
Unentwegte an. Innerhalb des Juso-Bezirks 
Hannover reagiert man hierauf mit einer 
neu zusammengestellten Grundlagenreihe 
aus Methodik und Inhalt. Ein Einklang von 
Methodenvermittlung und inhaltlichen An- 
geboten sowie eine neue Kultur der Bil- 
dungsarbeit bringen hier wohl den richti- 
gen Ansatz, um die eigentliche politische 
Auseinandersetzung im Ortsverein, bei der 
Arbeit,im Sportverein,in der Kneipe,auf der 
Straße oder im Freundeskreis führen zu kön- 
nen. 

Alternativen für Traditionalisten 
Wie sonst auf das offensichtliche Problem 
reagieren? Erstens muss die Partei und ihre 
vorhandenen Potenziale die Fähigkeit zu- 
rückgewinnen, inhaltliche Debatten zu füh- 
ren. Abseits der Positionspapiere aus Lan- 
desregierung und Landtagsfraktion gibt es 
einige Felder,in denen Landes- und Bundes- 
politik wieder neu diskutiert werden müs- 
sen, z.B.: Wie sollen sich die ökonomischen 
Strukturen des Landes der Schweine und 
Autos weiterentwickeln und modernisie- 
ren? Welche Alternativen in der Bildungspo- 



litikergeben sich,nachdem die CDU und die 
FDP in fünfJahren einige schwer revidierba- 
re Fakten geschaffen haben werden? An 
diesen und an anderen Fragen kann sich 
eine inhaltliche Diskussion,dievor allem die 
Türschwellen der SPD-Büros überschreiten 
muss, orientieren. 
Zweitens braucht es einiger weniger, dafür 
umso griffigerer Formulierungen, Ideen, Per- 
spektiven, die Sozialdemokraten umsetzen 
wollen und unter deren Dach sich inhaltli- 
che Ideen bündeln können.Das Ganze dann 
zusammengebunden von Leitideen, die auf 
der Bundesebene zu gegebener Zeit kon- 
troverser diskutiert werden sollten. Schrö- 
ders Formulierung vom,,Erhalt des europä- 
ischen Sozialmodells" geht dabei schon in 
die richtige Richtung, muss aber konkreter 
werden und begrifflich mit einer Wendung 
ausgestattet werden, die vergleichbar dem 
„New Deal" oder,,mehr Demokratie wagen" 
eingänglich auch für den letzten Zeitgenos- 
sen ist. Ergänzend dazu gehört auch noch 
eine kulturelle Klammer. Dabei sind es we- 
der die schwarzen Hüte aus dem Sozialis- 
tengesetz noch die 68er Aufmachung oder 
das Absingen von Hannes-Wader-Platten, 
womit man dies erzwingen kann, sondern 
es braucht eine zeitgenössische Komponen- 
te. 
Aus diesen Diskussionen heraus kann sich 
dann drittens eine neue Politikergeneration 
herausschälen. Dabei sind Jüngere, aber 
auch ÄItere,für die Partei von außen zu ge- 
winnen. Der Begriff Seiteneinsteiger ist in 
der SPD ja recht verpönt, aber wenn sich 
Leute wie den früheren Kulturstaatsminister 
Michael Naumann oder den Stuttgarter Ab- 
geordneten Ernst-Ulrich von Weizsäcker auf 

Seiten der Sozialdemokraten oder wie Ursu- 
la von der Leyen oder Reinhard Grindel bei 
der CDU ansieht, gelangt man zu einem an- 
deren Typus von Seiteneinsteiger: Leute,die 
schon Iänger in der Partei sind, dort auch 
mal mehr,mal weniger aktiv waren und sind, 
werden für Spitzenämter gewonnen. Sie 
sind bekannt, sie haben vielleicht etwas 
weniger Stallgeruch, dafür riechen sie aber 
stärker nach der Tagesweide. Sie sind 
meistens robuster, weil sie Iänger draußen 
standen, sich mit anderen Alpha- und Beta- 
tierchen unterhalten haben und so über ein 
außerhalb der Politik liegendes Ressourcen- 
netz verfügen. Diese Leute gibt es in nahezu 
allen Alterskohorten in der SPD, freilich 
trendbedingt bei den Jüngeren etwas rarer 
gesät. Dennoch muss ihnen ein Angebot 
gemacht werden,dass sie ohne Ochsentour, 
Ausbildung in den Statuten der SPD und 
langwierigen Mentorenprogrammen einen 
Einstieg auf einer Ebene erhalten, der ihren 
Fähigkeiten adäquat ist. 
Viertens fallen aber auch politische Talente 
nicht vom Himmel, sondern müssen zu ei- 
nem großen Teil letztlich auch ausgebildet, 
geschult und herangeführt werden an grö- 
ßere Aufgaben. Früher nannte man das,,Ka- 
dernr',auch wenn der Begriffverpönt ist,viel 
Richtiges steckt immer noch in diesem Kon- 
zept.Zielgerichtet müssen Juso- und Partei- 
vorstände diejenigen ansprechen und errei- 
chen, die das Potenzial haben einer politi- 
schen Debatte standzuhalten, die einen so- 
zialen Hintergrund haben, der sie weitge- 
hend unabhängig vom Politikgeschäft 
macht, und die eine längerfristige Perspek- 
tive in der Sozialdemokratie sehen.Sie müs- 
sen gefördert und gefordert werden. 

Fünftens bleibt nur ein ,,Raus ins Feld". 
Den jungen Leuten in der SPD kann man 
nur raten: Geht bei Sonne nach draußen 
und spielt mit Euren Freunden! Anstelle 
von Karriereschmieden am Reißbrett 
bleibt die soziale Verwurzelung die wohl 
wichtigste Ressource. Dazu gehört auch 
eine Berufswegplanung, die zielgerichtet 
ist auf den Beruf und nicht durch die Ar- 
beit für, in und mit der Partei dauernd ab- 
gelenkt, beschädigt oder gar zerstört wird. 
Draußen, im Alltag findet weit mehr Poli- 
tik statt als in der Eckkneipe, in der sich 
monatlich der SPD-Ortsvereinsvorstand 
trifft und nach zehn Bieren zu dem Schluss 
kommt, dass alles sowieso blödsinnig zu 
diskutieren ist, solange nicht die Müllver- 
brennung oder die Umgehungsstraße ge- 
baut worden ist. 

Wahn kommt die Flut? 
Die nächsten Bundes- oder Landtagswahlen 
werden wohl weder mit einer Jahrhundert- 
flut noch mit einem Jugendwahn in einer 
älter werdenden Gesellschaft gewonnen 
werden können, sondern nur mit der syste- 
matischen Rekonstruktion der Sozialdemo- 
kratie. Der programmatischen Auseinander- 
setzung über Alltagsentscheidungen vom 
Schlage der Agenda 2010 hinaus kommt 
dabei letztlich die Schlüsselfunktion zu. In 
Zeiten ausgedehnter Programmdebatten 
liegt ein großes Reservoir an politischen 
Treibstoff,der in diesen Tagen den Sozialde- 
mokraten auszugehen scheint. Gelingt es 
diesen Treibstoff wieder in den Motor zu 
führen und den Wagen zum Laufen zu brin- 
gen dann klappt's auf mittlere Sicht auch 
wieder mit der Jugend. Forum DL21 

Große Koalition als 
Dauerbündnis 
Bremen als Modell für eine Pol i t ik  der M i t t e?  

Von Joachim Schuster 

Was kaum für möglich gehalten 0,21%. In der Stadt Bremen konnte die 
wurde, glückte am 25.5.2003. Die Bremer SPD gegenüber 1999 soqar knapp zule- 
SPD konnte die Serie desaströser Wahlnie- gen und verfehlte knaip die absolute 
derlagen brechen. Es gelang, sich vom Mehrheit der Sitze in der Stadtbürger- 
Bundestrend abzukoppeln. Mit 42,35 % schaft (s. Info-Kasten). In Bremerhaven 
der Stimmen konnte sich die SPD als allerdings verlor die Partei knapp 5%.Aber 
stärkste Kraft im kleinsten Bundesland auch hier wurden dafür eher kommunale 
behaupten und verlor gegenüber der Bür- als bundespolitische Gründe verantwort- 
gerschaftswahl 1999 gerade einmal lichgemacht. 

Die CDU war der große Wahlverlierer. Nach 
acht Jahren großer Koalition sackte die Par- 

Dr. Joachim Schuster, Institut für ungewandte Sozial- und Politikwissenschaften, Mitglied der tei mit einem Verlust von mehr als 8% 
Bremischen Bürgerschaft wieder unter die 30-Prozentmarke. Die Grü- 



nen legten um vier Prozent zu und erreich- 
ten mit gut 13% wieder ihre Stärke zurück, 
die sie vor der letzten Bürgerschaftswahl 
1999 hatten. Über die Bremerhavener Abge- 
ordneten ist wieder ein Abgeordneter der 
DVU ins Parlament eingezogen. Ebenso ge- 
lang es der FDP auf diesem Wege wieder mit 
einem Abgeordneten vertreten zu sein. Die 
DVU ist in Bremerhaven inzwischen zu ei- 
nem etablierten Faktor geworden, erreichte 
dort 7,1% der Stimmen und damit seit 1987 
zum fünften Mal den Einzug ins Parlament. 
In Bremen hat die DVU dagegen mit 1,3996 
die Fünf-Prozent-Hürde klar verfehlt. Aber 
es muss auch hierzu denken geben,das die 
Schill-Partei in Bremen aus dem Stand 
4,25% und in Bremerhaven 4,81% erreicht 
hat. Der rechte Rand des Wählerspektrums 
hat eine erhebliche Breite gewonnen. 
Die Bremer Wahl war vor allem eine Scherf- 
Wahl. Der insgesamt weitgehend inhaltslee- 
re Wahlkampf der Bremer SPD setztevoll auf 
den überaus populären Senatspräsidenten. 
Gleichzeitig wurde erfolgreich versucht,die 
Bundespolitik auszublenden. Bundeskanz- 
ler Schröder weilte während des Wahlkamp- 
fes zwar in Bremen aber unter weitgehen- 
dem Ausschluß der Öffentlichkeit. Die Stra- 
tegie ist aufgegangen. Bestimmend für das 
Wahlergebnis waren innerbremische Ange- 
legenheiten. EineTrendwende für den Bund 
Iässt sich aus dem Ergebnis nicht ableiten. 
Mit der Focussierung auf Scherf war 
zugleich eineVorentscheidung für die in der 
SPD in ihrer Mehrheit eigentlich abgelehn- 
te große Koalition getroffen. Der amtieren- 
de Senatspräsident hat immer wieder klar- 
gestellt, dass er nur für eine große Koalition 
zur Verfügung steht. Scherf konnte es sich 
sogar leisten, den Wählern mit Rücktritt zu 
drohen. In den letzten 10 Tagen des Wahl- 
kampfes lies Scherf keine Gelegenheit aus, 
zu betonen, dass er nur weiter zur Verfü- 
gung stehen und die große Koalition fort- 
führen werde,wenn die SPD die stärkste Par- 
tei wird. Zwischenzeitlich hatte es öffentli- 
che Spekulationen darüber gegeben, dass 
die CDU Scherf anbieten würde, weiter den 
Senat zu führen, falls die SPD nur zweit- 
stärkste Kraft wird.lnsgesamt hat dies zu der 
paradoxen Situation geführt, dass die CDU 
unausgesprochen als Wahlziel definiert hat, 
zweitstärkste Partei hinter der SPD zu blei- 
ben. Denn nur dies sicherte die Regierungs- 
beteiligung. Eine Alleinregierung der CDU 
war ebenso ausgeschlossen wie eine Regie- 
rungsmehrheit mit der FDP. Und auch 
Schwarz-Grün war angesichts der klaren Ko- 
alitionsaussage der Grünen zugunsten der 
SPD keine Option. Umgekehrt wurde aber 
auch Rot-Grün in dieser Konstellation nur 
eine Option im Falle einer Wahlniederlage 
der SPD. Kommentatoren der Lokalpresse 
fasten diese Paradoxie treffend zusammen. 
„Wer Rot-Grün will, muss CDU wählen." 
Die Euphorie in der SPD nach dem Wahlsieg 
die politischen Inhalte der kommenden Le- 

gislaturperiode bestimmen zu können und lauf aber auch vielfältige Steuergesetzände- 
in wichtigen Fragen -etwa der Bildungspo- rungen führten aber dazu, dass die Einnah- 
litik - grundlegende Korrekturen vorneh- men nicht stiegen sondern stagnierten und 
men zu können, ist schnell verflogen. Unter zum Teil sogar sanken. Und gleichzeitig 
der Regie von Scherf wurde in kürzester Zeit wirkt der in strukturschwachen Gebieten 
eine erneute große Koalition installiert, wo- bekannte Teufelskreis. Die schlechte Ar- 
bei erhebliche inhaltliche Zugeständnisse beitsmarktlage schlägt durch steigende So- 
an die CDU gemacht wurden.Scherf und die zialhilfeausgaben auf den kommunalen 
SPD sind in die Falle geraten, sich bedin- Haushalt durch und verschärft die Proble- 
gungslos auf eine große Koalition zu fixie- me. 
ren. Die Option Rot-Grün hätte bedeutet: Bemerkenswert ist, dass Bremen auch oder 
Rücktritt von Scherf,anschließend eine Füh- sogar gerade in der Großen Koalition ver- 
rungskrise der SPD mit ungewissen Aus- sucht, mit seiner Sanierungspolitik unter 
gang und einer brei- dem Motto ,,Sparen 

ten Kampagne in Bre- 1, B~~~~~ gibt es eine städtische ~ ü ~ ~ ~ ~ -  und Investieren" die 
men gegen den Wahl- schaft (Kommunalparlament) und eine Lan- wenigen verbliebe- 
betrug der SPD.Gera- desbürgerschaft. Die 67 Abgeordneten aus nen politischen 
de angesichts der ex- dem stadtgebiet B~~~~~ sind gleichzeitig Handlungsspielräu- 
trem schwierigen Mitglieder der städtischen und der Landes- me offensiv ZU nUt- 
Haushaltslage des bürgerschaft. in ~~~~~~h~~~~ eine ge- Zen und zu erweitern. 
Zwei-Städte-Staates sonderte ~tadtverordnetenversammlung Sparen und lnvestie- 
konnte dies nicht als gewählt wird, gehören die 16 ,qbgeordne- ren heißt, einerseits 
verantwortbare Pers- ten ~~~~~~h~~~~ nur der ~ ~ ~ d ~ ~ b ü ~ -  die Ausgaben unter 
pektive gelten. gerschaft an. Die Bremerhavener Abgeord- Ausnutzung Ver- 
Die Große Koalition rieten auf einer gesonderten ~i~~~ schiedenster Instru- 
geht nun in ihre dritte gewählt. mente möglichst zu 
Legis laturper iode.  reduzieren bzw. 
Der Wahlsieger SPD zumindest nur sehr 
hat in den Koalitionsverhandlungen Federn verhalten steigen zu lassen. Andererseits 
gelassen und wird von manchem alsverlie- sollen aber durch eine reale Erhöhung der 
rer betrachtet. Ohne die katastrophale Fi- öffentlichen lnvestitionsquote die Ursachen 
nanzlage Bremens ist diese Entwicklung für die schlechte Finanzlage beseitigt wer- 
nicht zu erklären. den. D.h. Investitionen zur Förderung und 
Bremens extreme Haushaltsnotlage wurde Gestaltung des ökonomische Strukturwan- 
schon 1992vom Bundesverfassungsgericht del wie auch zur Beeinflussung der Ein- 
höchstrichterlich festgestellt. Daraufhin wohnerentwicklung sollen gestärkt werden. 
wurden umfangreiche Sanierungsprogram- Damit versucht Bremen sich im Rahmen der 
me aufgelegt.Bremen erhielt Sanierungshil- begrenzten Handlungsspielräume des Lan- 
fen vom Bund in Höhe von etwa 8,5 Mrd. des eben nicht pro- sondern antizyklisch zu 
Euro, verteilt über 11 Jahre. Aber nach wie verhalten. 
vor sind die Finanzprobleme ungelöst. In- Die in einer solchen Konstellation notwen- 
vestitionen werden in Bremen ohnehin aus- digen politischen Maßnahmen erfordern 
schließlich über Schulden finanziert. Aber ein möglichst breites politisches und vor 
auch im sogenannten konsumtiven Haus- allem gesellschaftliches Bündnis. Anders 
halt klafft eine Lücke von zur Zeit 650 Milli- sind die angesichts der sehr begrenzten 
onen Euro jährlich,wenn die Sanierungshil- Handlungsspielräume der Kommunen aber 
fen des Bundes rechnerisch ausgeklammert auch der Länder durch die Haushaltslage 
werden.Die Sanierungszahlungen laufen im erzwungenen drastischen Sparmaßnahmen 
Jahr 2004 aus.Ohne erneute Sanierungshil- politisch nicht durchsetzbar. Deshalb ist die 
fen müssten dann etwa 20% der laufenden große Koalition eine durchaus rationale po- 
Ausgaben durch Kreditaufnahmefinanziert litische Option für Bremen. Und auch die 
werden. Politik der Grünen zeigt, dass auch die Op- 
Trotzerheblicher Eigenanstrengungen -die position zwar in vielen Detailfragen andere 
Ausgabenzuwachsrate Bremens liegt seit Lösungen anstrebt, allerdings die Grundli- 
Jahren unter der anderer Bundesländer und nie der Regierung nicht anzweifelt. 
vergleichbarer Großstädte,dasTafelsilber ist Die Situation Bremens hat aber eine weite- 
weitgehend verkauft, im Abbau der Be- re Dimension.Häufig ist zu hören,derZwei- 
schäftigung im öffentlichen Dienst ist Bre- Städte-Staat sei eben als eigenständiges 
men unangefochtener Spitzenreiter in Bundesland nicht lebensfähig.Dementspre- 
Deutschland - gelingt es nicht, das Defizit chend wäre eine Länderneugliederung die 
abzubauen.Verantwortlich ist dafür vor al- Lösung. Diese Argumentation ist finanzpo- 
lem die schlechte Einnahmeentwicklung. litischer Unsinn, denn im Grundsatz i s t  Bre- 
Die jeweiligen Sanierungsprogramme bau- men mit den gleichen Finanzproblemen 
ten auf Einnahmeerwartungen auf, die auf konfrontiert, wie fast alle Großstädte und 
den jeweils gültigen bundesweiten Steuer- auch viele Bundesländer in Deutschland. 
Schätzungen beruhten. Der im Vergleich zu Verschärfend wirken in Bremen lediglich die 
den Prognosen schlechtere Konjunkturver- aus der Vergangenheit aufgehäuften vor al- 



lem ökonomischen Strukturprobleme.Aber 
diese würden auch nach einer Länderneu- 
gliederung weiter bestehen. 
Die finanziellen Probleme Bremens aber 
auch der anderen deutschen Großstädte 
und vieler Bundesländer sind nicht hausge- 
macht. Sicherlich ist es richtig, dass in allen 
Kommunen und Ländern häufig auch sinn- 
los Geld ausgegeben wird. Und es ebenso 
richtig, die betroffenen Gebietkörperschaf- 
ten anzuhalten, diese lneffizienzen abzu- 
bauen.Genaus.0 richtig ist es aber auch,dass 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben solide 
öffentliche Finanzen erfordert. Aber dieses 
i s t  zur Zeit nicht mehr gewährleistet. 
Finanzpolitik ist heute in Deutschland vor 
allem auf die Reduzierung öffentlicher Aus- 
gaben und die Senkung von Steuern und 
Abgaben ausgerichtet. Eine rationale De- 

batte über den Sinn öffentlicher Ausgaben 
und in der Konsequenz dann auch über ihre 
angemessene Finanzierung findet nicht 
statt. Es wird inzwischen bewusst, welche 
negativen Auswirkungen eine solche neoli- 
berale Finanzpolitik auf die Konjunkturent- 
wicklung hat. Es muss noch ins Bewusstsein 
gerückt werden, welche negative Wirkung 
dies auf die Finanzausstattung der Kommu- 
nen und Länder hat. Unterfinanzierte Kom- 
munen und Länder werden langfristig 
schmerzhafte Folgen nach sich ziehen, 
wenn beispielsweise die notwendigen Aus- 
gaben ins Bildungssystem oder Bereichen 
der Daseinsvorsorge nicht mehr geleistet 
werden können. 
In der Überschrift habe ich die Frage aufge- 
worfen,ob Bremen ein Modell für eine Poli- 
tikder Mitte sein kann.Die Frage ist mit Nein 

zu beantworten. Die bremische Politik ist 
dem Zwang derVerhältnisse in einem Haus- 
halsnotlageland entsprungen. Für diesever- 
hältnisse ist diese Politik durchaus vorbild- 
lich, versucht sie doch Handlungsspielräu- 
me - so bescheiden wie sie auch sind -aus- 
zunutzen.Aber insgesamt verweist die Lage 
wie auch die Politik Bremens auf die Not- 
wendigkeit eines finanzpolitischen Paradig- 
menwechsels auf der Bundesebene. Nicht 
Haushaltskonsolidierung und Senkung der 
Abgabenbelastung der Bürger dürfen die 
zentralen Ziele der Finanzpolitik sein, son- 
dern die solide Finanzierung der als gesell- 
schaftlich notwendig erachteten öffentli- 
chen Aufgaben muss zur Leitlinie der Fi- 
nanzpolitik werden. Dies schließt eine Neu- 
ordnung der föderalen Finanzverfassung 
ein. Forum DL21 

Die Agenda unserer Generation: 
Frieden. Leben. Solidarität 
Juso-Bundeskongress 2003 

Von Björn Böhning, Kai Burmeister und Tobias Gombert 

Vom 09. -1 1. Mai hat in Bremen der 
Juso-Bundeskongress stattgefunden. Als 
Wahlkongress hat er die inhaltliche Initiati- 
ve,,Die Agenda unserer Generation: Frieden. 
Leben. Solidarität" auf den Weg gebracht 
und einen neuen Bundesvorstand gewählt. 
Die neue Geschlossenheit bei allen inhaltli- 
chen und personalen Entscheidungen hat 
ein deutliches Signal gesetzt. Die politische 
Großwetterlage bestimmte auch die we- 
sentlichen Debatten: Die Agenda 2010, der 
Krieg im Irak bzw. die internationale Frie- 
dens- und Entwicklungspolitik und dasThe- 
ma Berufsorientierung waren die wesentli- 
chen Debatten. Auch die eigene Arbeit soll 
erneuert und professionalisiert werden: 
Unter dem Titel,,Wegen Umbaus geöffnet" 
wollen die Jusos durch drei Umbauprojekte 
(Berufsorientierung,Chancengleichheit und 
Globalisierung) eine breitere Einbindung 
des Verbandes organisieren. 

Agenda 201 0 auf dem Holzweg 
Selten hat,,dieUjunge Generation in der Dis- 
kussion so gehäuft als moralisches Argu- 
ment herhalten müssen, wie in der um die 
Agenda 2010. Politikerlnnen aller Couleur 

setzen sich an die Spitze der Reformwilligen, 
um der nächsten Generation den Sozialstaat 
zu erhalten.So zumindest lautet die Devise, 
wenn es um Sparpolitik und Privatisierung 
sozialer Risiken über kapitaldeckende Ver- 
fahren in den Sozialversicherungssystemen 
geht. Dass die,,junge Generation", in deren 
Namen diese Reformen durchgeführt wer- 
den sollen das in weiten Teilen anders ein- 
schätzt und sich für solidarische Reformen 
einsetzt, hat auch der Juso-Bundeskongress 
deutlich gemacht. Die Kritik hat dabei so- 
wohl an der falschen ökonomischen Analy- 
se angesetzt als auch an der Kritik der in der 
Agenda genannten Instrumente. 
Die Jusos haben -wie weiteTeile der Partei 
- die Beibehaltung des paritätischen be- 
zahlten Krankengeldes, die deutliche Erhö- 
hung des zusammengelegten Arbeitslosen- 
geldes II und die Einführung einer bran- 
chen-, tarifvertragdifferenzierenden unci 
wertschöpfungsorientierten Umlagefinan- 
zierung für nicht ausbildende Betriebe ge- 
fordert. 
Anders als in der Agenda 2010 behauptet 
geht es darum, gesellschaftliche Arbeitsfel- 
der frühzeitig zu stützen, vor allem im sozi- 
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alen und ökologischen Bereich. Ohne eine 
aktive und eingreifende Arbeitsmarkt-, Be- 
schäftigungs-,Sozial- und Gesundheitspoli- 
tik wird das nicht gehen. Die Jusos haben 
mit ihrem Antrag,,Zukunft der Sozialdemo- 
kratie" Schritte für eine solche weitgehen- 
dere Reform genannt und Instrumente ent- 
wickelt.Diese Konzepte müssen nun für den 
ordentlichen Bundesparteitag aufgearbei- 
tet werden. Der mit breiter Mehrheit be- 
schlossene Antrag verbindet dabei inhaltli- 
che und strategische Vorschläge für die Er- 
neuerung der SPD. Sowohl die Debatte mit 
Olaf Scholz als auch mit Franz Müntefering 
haben die generelle Kritik an der Agenda 
201 0 deutlich werden lassen und unsere Al- 
ternativen, die ,,Agenda unserer Genera- 
tion", benannt. 

Umbauprojekt: Berufsorientierung 
Die Phase beruflicher Orientierung ist eine 
entscheidende Übergangsphase im Lebens- 
lauf, in der sich spätere Zukunftschancen 
entscheiden. Die Schnittstelle zwischen Bil- 
dungssystem und Berufseinstieg i s t  es, die 
zunehmend höhere Anforderung an die Ge- 
staltungskompetenz und Bewältigungsleis- 
tung Jugendlicher stellt.Durch unsichere Er- 
werbsbiografien wird der Druckauf den ein- 
zelnen Jugendlichen, frühzeitig die eigene 
Karriere zu planen, immer größer. Dies ge- 
schieht ohne adäquate Unterstützungs- 
und Orientierungsleistungen. Schule und 
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Lehrkräfte sind dazu häufig nicht in der 
Lage; gleiches gilt für die Eltern, auch die 
Berufsberatungen des Arbeitsamtes leisten 
nur einen geringen Beitrag. An der Hoch- 
schule werden Beratungsleistungen ge- 
kürzt, während viele Professorlnnen ihrem 
Beratungsauftrag nicht nachkommen. 
Mit der Ausdifferenzierung jugendlicher 
Milieus haben sich auch die Lebensläufe 
und Erwerbsbiographien junger Menschen 
gewandelt. Traditionelle Berufseinstiegs- 
muster werden abgelöst durch Übergänge, 
die zunehmend gebrochen verlaufen. Wie 
und mit welchen Mitteln diese Übergänge 
gemeistert werden, ist in höchstem Maße 
unterschiedlich. 
Die bisherigen sozialen Sicherungssysteme 
sind auf diese Situation kaum zugeschnit- 
ten. Der auf diesem Bundeskongress be- 
schlossene Antrag entwickelt erste Vor- 
schläge dazu, die mangelnden sozialstaat- 
lichen Unterstützungs- und Hilfeleistun- 
gen in Bezug auf die Lebenslauf- und Be- 
rufsorientierung zu beseitigen. Vorausset- 
zung dafür i s t  ein modernes Staatsver- 
ständnis,das sich durch Unterstützung,Be- 
gleitung, Förderung und Absicherung aus- 
zeichnet. 
Nur wenn eine sozialistische Strategie die 
Binnendifferenzierung aufbricht, hat sie 
auch eine Chance, auf Dauer die Klassenla- 
ge anzugehen und eine neue Solidarität 
aufzubauen. Berufsorientierung mussTeil ei- 
nes solchen Konzeptes sein,weil sie allen Ju- 
gendlichen dazu verhelfen soll, sich selbst- 
ständig und solidarisch nach ihren eigenen 
Interessen in die Gesellschaft einzubringen, 
sei es beruflich oder im gesellschaftlichen 
Leben. Das ändert zunächst nichts an der 
Krise kapitalistischer Produktion oder an 
den gesellschaftlichen Produktionsverhält- 
nissen. Es i s t  aber Voraussetzung, Strategien 
für neue Kräftekonstellationen aufzubauen. 
Das kann nur funktionieren, wenn wir den 
sozialen Raum, die Möglichkeiten des und 
der Einzelnen sich zu orientieren, mit einer 
Arbeitsmarktreform, mit gesellschaftlicher 
Umverteilung verbinden. Berufsorientie- 
rung heißt, die ersten Schritte für diese 
Umverteilung (Arbeitsversicherung, Aus- 
weitung der Sozialversicherungssysteme für 
alle,Verhinderung des Abbaus des Sozial- 
Staats, Umverteilung von Arbeit,Wertschöp- 
fungsbesteuerung, Demokratisierungspro- 
zesse etc.) genau so umsetzen, wie den Ein- 
zelnen die Möglichkeitzu geben,sich in den 
Prozess dieser Reformen einzubringen. 
In den kommenden Monaten werden die 
Jusos an dieser inhaltlichen Leitlinie weiter- 
arbeiten und konkrete Reformvorschläge 
(z.B. zur Reform des BBIG, der Ausbildungs- 
platzumlage etc.) vorlegen. Ziel ist es auch, 
mit neuen Anspracheformen zu versuchen, 
die Bündnisarbeit mit Gewerkschaften und 
Auszubildenden zu intensivieren und damit 
in einem klassisch sozialdemokratischen 
Milieu wieder stärker zu wirken. 

Umbauprojekt Glo- 
balisierung 
Ein besonderer Hö- 
hepunkt des Bun- 
deskongresses war 
die inhaltliche Vor- 
bereitung des dies- 
jährigen IUSY-Festi- 
vals und mit ihr die 
Frage internationa- 
ler Politik. Sowohl 
die kritische Beglei- 
tung der EU-Verfas- 
sung als auch die 
Frage internationa- 
ler ziviler Friedens- 
politik stand auf 
dem Programm. Auf 
dem Bundeskon- 
gress wurde zudem 
eine GATS-Kampag- 
ne gestartet, die ei- 
nen Beitrag zur Ver- 
hinderung der Aus- 
weitung des GATS 
leisten soll. Bis zum 
Bundeskongress  
2004 soll zudem 
eine Debatte ge- 
führt werden, in der 
die Positionen zur 
europäischen Sicherheitsstrategie weiter- 
entwickelt werden und die Rolle Europas 
als friedenspolitischer Akteur abgeschätzt 
werden soll. 

Die neue Juso-Einigkeit 
Wer Juso-Bundeskongresse kennt, wird di- 
rekt an tief bis in die Nacht gehende An- 
tragsberatungen, persönliche Erklärungen, 
Geschäftsordnungsanträge,Verratstheorien 
und Selbstzerfleischung denken. Der dies- 
jährige Juso-Bundeskongress hat diesem 
Bild eine weitgehend konstruktive Atmos- 
phäre und eine große Geschlossenheit in in- 
haltlichen und personellen Fragen entge- 
gengesetzt.50 wurde nicht nur das Bundes- 
arbeitsprogramm einstimmig beschlossen, 
sondern auch der Vorstand konsensual ge- 
wählt. 
Schon im Frühjahr hatten einige sozialis- 
tische Verbandslinke mit dem Papier,,Po- 
litik der nächsten Generation" (siehe spw 
13011 31) einen Diskussionsprozess um 
eine inhaltliche aber auch organisatori- 
sche Neuorientierung der Jusos in Gang 
gesetzt. Im Mittelpunkt steht dabei, die 
Modernisierung der Anspracheformen 
wie der Zielgruppenarbeit insgesamt auf 
der einen Seite, sowie die Formulierung 
eines solidarischen Generationenprojekts 
auf sozialstaatlicher, ökonomischer und 
kultureller Ebene auf der anderen Seite. 
Der Bundeskongress hat gezeigt, dass die- 
ser Diskurs fortgesetzt werden soll. Es wird 
sich zeigen, ob der Verband nun in der 
Lage is t ,  eine gemeinsame Identität auf 

Basis gemeinsamer sozialistischer Zielvor- 
stellungen zu entwickeln. Eine entschei- 
dende Komponente dafür wird die ge- 
planten Neuaufstellung der Bildungs- und 
Qualifizierungsarbeit sein. Die zweite 
Grundlage muss eine inhaltlich-strategi- 
sche Kampagne des Bundesverbandes 
sein,an die die Bezirke und Landesverbän- 
de andocken können (und müssen), und 
in die sich die Aktiven vor Ort mit Aktio- 
nen und Inhalten einbringen können. Nur 
wenn es den Jusos jetzt gelingt, die neue 
Geschlossenheit auch für eine Erneuerung 
der Kampagnenfähigkeit zu nutzen, wer- 
den sie zukünftig einen inhaltlichen Bei- 
trag zum sozialdemokratischen Generati- 
onenaufbau leisten können. Gleichzeitig 
erscheint es auch notwendig - angesichts 
der Zersplitterung der sozialdemokrati- 
schen Linken - ein,,neues Selbstbewusst- 
sein" als Juso-Verband an den Tag zu le- 
gen. Ein höheres Maß an Eigenständigkeit, 
sei es in medialer Inszenierung oder beim 
Agieren innerhalb der Partei, ist für die 
Darstellung der Jusos gegenüber der SPD 
und Bündnispartnern, aber auch für die 
politische Einbringung in die zentralen 
Themenfelder unerlässlich. Dies gilt auch 
und gerade für die Auseinandersetzung 
vor und auf dem kommenden Parteitag, 
bei dem die Jusos eine eigenständige Po- 
sitionierung zur Generationendebatte vor- 
legen werden. Klar ist,dass die Wahrschein- 
lichkeit dafür eine gute Grundlage gelegt 
zu haben, mit diesem Bundeskongress we- 
sentlich erhöht worden ist. Forum ~ ~ 2 1  



Politik für Menschen 
Anstöße auf dem Ökumen ischen  Ki rchentag 
(ÖKT) in Berlin. 

Von Bernd Höpken 

.Ihr sollt ein Segen seinJ'-fünfTage 
lang kamen auf dem ersten ÖKT in der Ge- 
schichte über 200.000 Dauerteilnehmer un- 
ter diesem Motto zusammen, um die Spal- 
tung zwischen den Kirchen (evangelischlka- 
tholisch/orthodox) durch gemeinsamesTun 
zu überwinden. 
Kanzler Schröder reagierte bei seinem Auf- 
tritt auf die globalisierungskritischen, sozi- 
alen und ökologischen Töne seiner Vorred- 
ner mit einer spontanen Änderung seines 
Manuskripts, ließ in seiner Rede die Agenda 
2010 vorsichtshalber ganz weg und hob 
stattdessen die Erfolge seiner Regierung in 
Sachen Frieden, Entschuldung der Dritten 
Welt und Klimaschutz hervor. So war ihm 
der Beifall der Kirchentagsteilnehmer schon 
bei der Eröffnungsveranstaltung vor dem 
Brandenburger Tor sicher. Sein bekanntes 
populistisches Konzept ging auf: Linke Re- 
den halten - rechte Politik machen. Die Ge- 
genleistung der Kirchenbosse kam prompt. 
Lehmann und Kock sicherten ihm Unter- 
stützung beim ,,Umbau des Sozialstaats in 
Deutschland" zu, ohne die Ergebnisse des 
Kirchentags abzuwarten und sich um den 
Inhalt des von ihren Kirchen eigenhändig 
1997 verabschiedeten Sozialpapiers „Für 
eine Zukunft in Solidarität und Gerechtig- 
keit" zu kümmern, das immerhin eine Opti- 
on für die Armen enthält und der Agenda 
2010 diametral widerspricht. 
Ganz anders der katholische Sozialethiker 
und Leiter des Oswald von Nell-Breuning In- 
stituts Prof. Friedhelm Hengsbach.,,Diejeni- 
gen, die den Text der Agenda 201 0 geschrie- 
ben haben, respektieren nicht die Würde von 
Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern,weil 
sie diese verdächtigen,sie seien nicht arbeits- 
willig oder nicht arbeitsfähig,sie würden eine 
zügige und wirksame Vermittlung unterlau- 
fen. DieVorwürfe des Sozialmissbrauchs sind 
inzwischen von den Stammtischen an den 
Kabinettstisch übergeschwappt. Um den Ar- 
beitsverweigerern Beine zu machen, werden 
ihnen die Sozialleistungen gekürzt, obwohl 
auch den politischen Entscheidungsträgern 
klar ist, dass dadurch keine zusätzlichen Ar- 
beitsplätze geschaffen werden", so Hengs- 
bach auf dem Forum ,,Menschliche Würde, 
Lebenssinn und Arbeitswelt". 

Als Verletzung der Menschenwürde heute 
sieht Hengsbach eine nicht angemessene 
Entlohnung, worunter heute bereits ein 
Fünftel der Erwerbstätigen falle. Das zeige 
sich in den sogenannten Billigjobs, in den 
Gehalts-Differenzen zwischen Managern 
und Supermarktkassiererinnen, in den un- 
terschiedlichen Durchschnittslöhnen zwi- 
schen Industrie und Dienstleistungssektor. 
Der Jesuit nahm sich auch seine eigene Kir- 
che vor, die gewerkschaftliche Arbeit ihrer 
eigenen Mitarbeiter behindere und arbeits- 
rechtliche Vorschriften missachte, eine Ver- 
letzung der Menschenwürde im eigenen 
Haus. 
Er schloss seine Ausführungen mit der An- 
klage:,,Eine Gesellschaft, die für ältere Er- 
werbstätige das Rentenzugangsalter er- 
höht, während nur noch 50 % der Unter- 
nehmen Belegschaftsmitglieder über 50 
Jahren halten, und gleichzeitig siebzigtau- 
send Jugendliche in die Arbeitslosigkeit 
entlässt, nachdem sie gerade die Haupt- 
schule verlassen haben, achtet nicht das 
Recht auf Arbeit als unveräußerliches Men- 
schenrecht". 
Auf dem Forum,,Der europäische Weg - He- 
rausforderungen an die Sozialpolitik in der 
Deutschlandhalle erklärte Hengsbach, dass 
trotz Sozialcharta die Sozialpolitik in der Eu- 
ropäischen Union ein Anhängsel der Wirt- 
schaftspolitik sei und sofort mit einer,,sozi- 
alen Schieflage" begann.,,Gegenüber den 
Funktionsregeln und Machtverhältnissen 
einer kapitalistischen Wirtschaft gelten de- 
mokratische Grundwerte, bürgerliche, sozi- 
ale und politische Menschenrechte als 
nachrangig", so wörtlich der katholische 
Sozialethiker. 
Die politischen Entscheidungsträger rea- 
gierten auf die sozio-ökonomische Krise, in 
dem sie Mega-Trends wie etwa die Globali- 
sierung dafür verantwortlich machten. 
Dabei sei die Europäische Union nicht Op- 
fer des globalen Konkurrenzkampfs, son- 
dern dessen treibender Motor.,,So wird auf 
den Regierungskonferenzen die gemeinsa- 
me Absicht formuliert, Europa in zehn Jah- 
ren zur leistungsfähigsten Region der Welt 
zu machen. Als weiterer Mega-Trend wird 
die demographische Entwicklung genannt. 

Bernd Höpken, Dip/.-Kfm., zuständig für Arbeit und Soziales in der KAB (Katholische Arbeit- 
nehmerbewegung) Oldenburg. 

Dabei hängt die wirtschaftliche Leistungs- 
kraft einer Region nicht von der biologi- 
schen Zusammensetzung der Bevölkerung 
ab, sondern von den Wachstums- und Ge- 
winnerwartungen sowie den Investitionen, 
dem Grad der Beschäftigung und der Pro- 
duktivität", so die Analyse von Hengsbach. 
„Die zweite Reaktionsform ist die Demonta- 
ge des Sozialstaats,die unter einem irrefüh- 
renden Etikett als soziale Reform bzw. Mo- 
dernisierung propagiert wird. Ihr hervorste- 
chendes Merkmal besteht darin,dass gesell- 
schaftliche Risiken einzelnen Bürgerinnen 
und Bürgern zugerechnet, individualisiert 
werden. Außerdem nötigt man sie, diese Ri-  
siken nicht weiterhin solidarisch, sondern 
mehr und mehr privat abzusichern. Und 
schließlich werden soziale Grundrechte in 
marktwirtschaftliche Tauschbeziehungen 
transformiert: Sozialleistungen, die bisher 
staatlich garantiert waren, sollen nur dieje- 
nigen erhalten, die vorweg eigene Leistun- 
gen erbringen", so Hengsbach. 
Nach der Maxime,,best practices" werde die 
Sozialpolitik übernommen, die sich als,,bil- 
ligste Praxis" herum gesprochen hat.,,Es i s t  
eine Praxis,die den öffentlichen Haushalten 
Ausgaben erspart,nachdem der Staat durch 
Steuersenkungen sich selbst arm gemacht 
und die privaten Haushalte bereichert hat", 
so wörtlich Hengsbach. 
Die Lösungsvorschläge zur Behebung der 
sozio-ökonomischen Herausforderungen 
blieben leider auch bei Hengsbach sehr all- 
gemein. Er nannte eine gemeinsame Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik mit dem Ziel eines 
hohen Beschäftigungsgrades, die Finanzie- 
rung der sozialen Sicherungssysteme nicht 
nur durch Beiträge, sondern auch durch 
Steuern sowie der Einbeziehung aller in der 
Gesellschaft erzielten Einkommen,also auch 
aus Vermögen, Vermietung, Verpachtung 
sowie Gewinnen. 
Welch traurige Rolle gerade die Medien in 
dieser Sozialabbau-Euphorie spielen,wurde 
etwas klarer in dem Forum,,Meinungsfrei- 
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heit - Freiheit, die wir meinen". Die kriti- 
schen Anmerkungen von Prof. Michael Rutz 
-Chefredakteur des,,Rheinischen Merkur" - 
zur Medienfreiheit im eigenen Land brach- 
ten einiges zuTage.Er führt die unangefoch- 
tene Rolle des Medienstars Gerhard Schrö- 
der U. a. auf menschliche Schwächen der 
Journalisten zurück, die ihn noch aus ge- 
meinsamen Zeiten kennen. 
Als weitere Gründe für die bedrohte Mei- 
nungsfreiheit in Deutschland nannte Rutz 
den Zwang 

zur neuen Nachricht - ,,Verteilungsge- 
rechtigkeit",,,soziale Gerechtigkeit" sind 

langweilig,,,Neue Gerechtigkeit" ist bes- 
ser 
zum Skandaljournalismus - Drogenspu- 
ren in Bundestagstoiletten (darüber dis- 
kutierten Ulrich Meyer von Satl und 
Wolfgang Thierse) sind interessanter als 
Steuerpolitik 
zur Bedienung von Emotionen. 

Oskar Lafontaine kam leider nur auf einerver- 
anstaltung zum Thema,,Politik zwischen Po- 
pularität und Populismus" zu Wort - und das 
nur in Form eines recht schwachen Interviews 
von Robert Leicht (Die Zeit). Er hätte klarer als 
viele andere darstellen können, dass Kürzun- 

Gesund heitsreform muss  
a m  Arbeitsplatz beginnen 
Von Klaus Pickshaus 

,,Vorbeugen statt zuzahlen" - unter 
dieser Überschrift steht eine Argumentati- 
ons- und Handlungshilfe,die die IG Metall in 
der Reihe ihrer Gesundheitsschutz-Tipps für 
den Arbeitsplatz im Juni 2003 in sehr hoher 
Auflage den Akteuren in den Betrieben und 
Selbstverwaltungen übermittelte. 
Nach Auffassung der IG Metall geht die De- 
batte der letzten Monate zur Gesundheits- 
reform am Ziel vorbei. Denn notwendig 
wäre eine echte Reform auf solidarischer 
Grundlage mit dem Ziel, Gesundheitssiche- 
rung und Krankenversorgung qualitativ zu 
verbessern und effizienter zu gestalten. 
Hierzu hat der Vorstand der IG Metall im 
März 2003 eigene Reformvorschläge entwi- 
ckelt. 
Stattdessen wird aber derzeit die kritische 
Lage der Gesetzlichen Krankenversicherung 
ausgenutzt, um weitere Lasten auf die ver- 
sicherten Beschäftigten zu verschieben.Ak- 
tuell werden milliardenschwere Streichlis- 
ten für den GKV-Leistungskatalog diskutiert, 
unter anderem sollen die Versicherten künf- 
tig rund sieben Mrd. Euro Krankengeldleis- 
tungen privat aufbringen. Dies entspräche 
einer einprozentigen Lohnkürzung,zusätz- 
lich zu den 10 Mrd.Euro,die dieversicherten 
bislang schon jährlich an Zuzahlungen leis- 
ten müssen. Derartige,,Reformvorschläge" 
höhlen das ohnehin beschädigte Prinzip der 
paritätischen Finanzierung des Gesund- 
heitswesens weiterhin aus und verstärken 
die soziale Ungleichheit, anstatt einer wirk- 
lichen Modernisierung des Gesundheitssys- 
tems zu dienen. 

Zentraler Reformbedarf: Mehr Präventi- 
on 
Völlig unterbelichtet in der Reformdebatte 
bleiben die Potenziale der Prävention und 
der Gesundheitsförderung. Die Gewerk- 
schaften fordern seit langem,dass Präventi- 
on gesellschaftlich den gleichen Stellenwert 
erhalten muss wie die medizinische Versor- 
gung. Der Sachverständigenrat des Gesund- 
heitsministeriums hat in seinem Gutachten 
von 200012001 darauf hingewiesen, dass 
sich rund 25 bis 30 Prozent der heutigen Ge- 
sundheitsausgaben durch langfristige Prä- 
vention vermeiden ließen (Sachverständi- 
genrat für die Konzertierte Aktion im Ge- 
sundheitswesen, Gutachten 200012001, 
Punkt 18).Dieses enorme Potenzia1,das spe- 
ziell in der Vorbeugung bekannter und in 
beträchtlichem Maße auf arbeitsbedingte 
Belastungen zurück zu führender Volks- 
krankheiten liegt, wird nicht ausgeschöpft. 
Eine Studie des BKK-Teams Gesundheit im 
Auftrag der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA) hat 2002 
erstmals die Kosten arbeitsbedingter Er- 
krankungen in Deutschland belegt: 28,4 
Mrd. Euro jährlich, und das ohne die Kosten 
für Frühverrentung. Davon sind 13,5 Mrd. 
Euro sogenannte indirekte Kosten,die durch 
krankheitsbedingten Produktionsausfall 
entstehen. Das größere finanzielle Belas- 
tungsvolumen von 14,9 Mrd. Euro entsteht 
allerdings durch die direkten Behandlungs- 
kosten,die die Krankenkassen übernehmen 
müssen. Insgesamt sind die volkswirtschaft- 
lichen Verluste durch arbeitsbedingte Er- 

Klaus Pickshaus ist Ressortleiter Arbeits- und Gesundheitsschutz beim Vorstand der /G Metall 

gen von Arbeitslosengeld,Sozialhilfe und Löh- 
nen die Nachfrage schwächen mit der Folge 
rückläufiger Produktion, Entlassungen, Erhö- 
hung der Arbeitslosigkeit, Rückgang der Ein- 
nahmen für Steuern und Sozialsysteme. 
Der ÖKT war ein wichtiger Meilenstein auf 
dem Weg zur Einheit der Konfessionen. Mit 
der Gerechtigkeitsfrage im Inland hat er sich 
nur wenig befasst - es gab immerhin über 
3.000 Veranstaltungen. Mehr im Vorder- 
grund stand die globale Gerechtigkeit -ver- 
ständlich angesichts des für uns unvorstell- 
baren Wohlstandsgefälles gegenüber der 2., 
3. und 4.Welt. Forum ~ ~ 2 1  

krankungen jedoch noch höher zu veran- 
schlagen, denn in die genannten Zahlen 
nicht eingerechnet sind Folgekosten, die 
durch Frühverrentungen und vorzeitige 
Sterblichkeit entstehen. Ende 2003 liegen 
vom BKK-Team Gesundheit auch hierzu Be- 
rechnungen vor. 
Da ein beträchtlicher Anteil der Krankheits- 
kosten durch arbeitsbedingte Gesundheits- 
gefahren - und damit im unmittelbarenver- 
antwortungsbereich der Unternehmer - 
entsteht, sollte nach Auffassung der IG Me- 
tall eine ,,Gesundheits-Abgabe" für mehr 
Ausgewogenheit in der Gesundheitssiche- 
rung sorgen. Gegen den derzeitigen Main- 
stream, aber basierend auf den genannten 
Berechnungen fordert die IG Metall: Arbeit- 
geber sollten in Zukunft wenigstens in der 
Höhe belastet werden, wie die Versicherten 
gegenwärtig alleine für Arzneimittel und 
Krankenhausbehandlung Zuzahlungen leis- 
ten müssen - insgesamt 2,4 Mrd. Euro jähr- 
lich. Diese ,,Gesundheits-Abgabe" wird 
zweckgebunden ausschließlich in das un- 
terfinanzierte Aufgabenfeld der betriebli- 
chen Gesundheitsförderung fließen. Lassen 
sich durch präventive Maßnahmen die Fol- 
gekosten arbeitsbedingter Erkrankungen 



senken, wird diese ,,Gesundheits-Abgabe" 
im gleichen Maße reduziert. 
All dies unterstreicht die Dringlichkeit, ge- 
zielte Präventionsstrategien zu entwickeln 
und im Arbeitsalltag umzusetzen. Dies in 
Politik umzusetzen wäre eine wirkliche 
,,Agenda 201 0". 

Präventionspolitische Strategien der Ge- 
werkschaften 
Welche Handlungsmöglichkeiten haben die 
Gewerkschaften, Betriebs- und Personalrats- 
mitglieder und Selbstverwaltungsmitglie- 
der? 
Die Arbeitsschutzreforrn von 1996 hat die 
gesetzliche Grundlage für Präventionspolitik 
aller Akteure im Arbeitsschutz grundlegend 
verbessert. Das Arbeitsschutzgesetz erwei- 
terte die geforderten Maßnahmen des Ar- 
beitsschutzes ausdrücklich über eine,,Verhü- 
tung von Unfällen bei der Arbeit" hinaus auf 
alle,,arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
einschließlich Maßnahmen der menschen- 
gerechten Gestaltung der Arbeit" (5 2 Abs. 1 
ArbSchG).Mit dem Sozialgesetzbuch VII wur- 
de der Präventionsauftrag der Berufsgenos- 
senschaften ausgeweitet auf die Verhütung 
arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren. 
Auf der Basis der neuen Rechte und Instru- 
mente versuchen die Gewerkschaften, das 
politische Grundverständnis und die Hand- 
lungsfelder ihrer traditionellen Arbeits- 
schutzpolitik zu erweitern und auf die neu- 
en Aufgabenstellungen anzupassen. Die IG 
Metall diskutiert derzeit, wie anknüpfend an 
das tarifpolitische Leitbild,,guter Arbeit" ein 
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breiterer Ansatz einer Arbeitspolitik reakti- 
viert werden kann. 
Daraus ergeben sich konkrete Handlungs- 
ansätze: 

Zentral für die Betriebspolitik ist die qua- 
lifizierte Durchführung der vom ArbSchG 
vorgesehenen Gefährdungsermittlung (5 5), 
um alle arbeitsbedingten Gesundheitsrisi- 
ken im Betrieb aufzuspüren und einen kon- 
tinuierlichen Prozess der menschengerech- 
ten Arbeitsgestaltung zu ermöglichen. Dies 
setzt unter anderem eine Überprüfung der 
betrieblichen Organisation des Arbeits- 
schutzes voraus. Nach gewerkschaftlichen 
Umfragen ist dies noch längst nicht in der 
Mehrheit der Betriebe qualifiziert vorge- 
nommen worden. Dabei soll auch dem 
ganzheitlichen Anspruch, psychische Belas- 
tungen zu erfassen, Rechnung getragen 
werden. 

Um die Rahmenbedingungen für Be- 
triebspolitik zu verbessern, setzt die IG Me- 
tall auf eigenständige gewerkschaftspoliti- 
sche Aktionsorientierung und auf systema- 
tische Qualifizierung ihrer Multiplikatoren. 
In regionalen Kampagnen der IG Metall wie 
Aktion Tatort Betrieb, die bundesweit vom 
Vorstand der IG Metall koordiniert und un- 
terstützt werden, wird insbesondere das 
neueThema der Prävention psychischer Be- 
lastungen betriebspolitisch aufbereitet. Die- 
se aktionsorientierten Kampagnen sind 
eine neue Form eigenständiger sozialpoliti- 
scher Mobilisierung der IG Metall. 

In den Selbstverwaltungen der Berufs- 
genossenschaften, in denen weit über 1000 

Gewerkschaftsmit- 
glieder mitwirken, 
wird auf der Basis 
des SGB VII auf sys- 
tematische und in- 
tegrierte Program- 
me zur Umsetzung 

schaften die Chancen der,,lnitiative für eine 
neue Qualität der Arbeit" nutzen und einen 
eigenständigen Beitrag bringen, indem sie 
die gewerkschaftliche Präventionsstrategie 
konsequent umsetzen. Damit können sie 
einen bisher noch völlig unterschätzten Bei- 
trag für die Zukunftssicherung des gesam- 
ten Gesundheitssystems leisten. 
Handlungsfähig sind die Gewerkschaften 
vor allem betriebspolitisch. Aber die hier 
(seit 1996 völlig eindeutig) existierenden 
Mitbestimmungsrechte im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sind immer noch nicht 
ausreichend bekannt und werden noch völ- 
lig unzureichend genutzt. Praktisches Prä- 
ventionshandeln kann sich auf eine solide 
rechtliche Basis beziehen. 

Das volle Mitbestimmungsrecht der Be- 
triebsräte im Arbeits- und Gesundheits- 
schutz nach § 87 Abs. 1 Ziffer 7 BetrVG i s t  
mittlerweile von allen Landesarbeitsgerich- 
ten,die sich damit befassen mussten, bestä- 
tigt worden.Auch das Bundesarbeitsgericht 
hat dies in einer Verhandlung am 15. Janu- 
ar 2002 so gesehen. 

Das ArbSchG,das gleichsam das Basisge- 
setz des gesamten Arbeits- und Gesund- 
heitsschutzes bildet, legt die Prävention al- 
ler arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
sowie die menschengerechte Gestaltung 
der Arbeit als Dauerauftrag fest. Mit der Ge- 
fährdungsbeurteilung und durch die zwin- 
gende Einbeziehung der Beschäftigten sind 
wirkungsvolle Instrumente vorhanden. 

Darüber hinaus sind Bündnispartner 
vorhanden: Die Zusammenarbeit mit der 
Schwerbehindertenvertretung im Betrieb 
gehört ebenso dazu wie mögliche Koopera- 
tionen mit den Krankenkassen bei Gesund- 
heitsförderungsprojekten. 
Die Gewerkschaften stehen also nicht mit 
leeren Händen da, wenn es um praktische 
Handlungsansätze geht. Prävention und 
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Hinweise: 
,,Arbeitsbedingte Erkrankungen kosten jährlich 

mindestens 28 Milliarden Euro", in: Arbeit & Ökolo- 
gie-Briefe 412002. S. 28 ff. 

PickshauslUrban, Gute Arbeit - eine neue Perspektive 
gewerkschaftlicher Arbeitspolitik, in: Petersl 
Schmitthenner (Hrsg.), Gute Arbeit - Menschenge- 
rechte Arbeitsgestaltung als gewerkschaftliche Zu- 
kunftsaufgabe, Hamburg 2003 

Schmitthenner, Gute Arbeit als betriebspolitisches 
Handlungsfeld - Mitbestimmung im Gesundheits- 
schutz nutzen, in: Petersl Schmitthenner, Gute Ar- 
beit, a.a.0. 

Geray,Terror für die Seele -Tatort Betrieb Aktion der IG 
Metall, in: Pickshausl SchmitthennerIUrban (Hrsg.), 
Arbeiten ohne Ende. Neue Arbeitsverhältnisse und 
gewerkschaftliche Arbeitspolitik, Hamburg 2001.S. 
195 ff. 

IG Metall-Vorstand (Hrsg.), Mitbestimmung im Gesund- 
heitsschutz - Arbeit menschengerecht gestalten, 
Handlunqshilfe für Betriebsräte und Vertrauensleu- 

ten die Gewerk- te  Nr. 13,;rankfurt 2003 
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Gesund heitspolitik 
a m  Tiefpunkt: 
Zuzahlung statt  Reform 
Von Felix Welti 

. Am 22.7. wurden die Eckpunkte 
von SPD,CDU/CSU,Grünen und FDPzur Ge- 
sundheitsreform vorgelegt. Die Grundzüge 
eines gemeinsamen Gesetzentwurfs stoßen 
auf starke Kritik. Sie zeigen, dass die gesell- 
schaftliche und parlamentarische Diskussi- 
on über Ziele und Mittel der Gesundheits- 
politik intensiver und auch konkreter wer- 
den muss. 

Gesellschaftliche und ökonomische Ziele 
Ziel der Gesundheitsreform ist, die Beiträge 
zur gesetzlichen Krankenversicherung zu sen- 
ken. Begründet wird dies damit, dass die Bei- 
träge die Arbeitskosten und damit die Arbeits- 
losigkeit erhöhten.Zweifel daran sind erlaubt. 
Gänzlich unzutreffend wäre es, die Kranken- 
versicherungsbeiträge für die Nachfrage- 
schwächeverantwortlichzu machen,denn sie 
werden voll als binnenwirtschaftliche Nach- 
frage in einem beschäftigungsintensiven Wirt- 
schaftssektor wirksam.Der internationalever- 
gleich zeigt aber auch, dass Deutschland we- 
der besonders hohe Arbeitskosten hat noch 
ein Zusammenhang zwischen Arbeitskosten 
und Arbeitslosigkeit besteht. Jedenfalls be- 
steht bei Entlastung der Arbeitgeber in der 
Krankenversicherung die Gefahr, dass die ge- 
sparten Mittel dem inländischen Wirtschafts- 
kreislauf entzogen werden, ohne dass neue 
Arbeitsplätze entstehen. 
Das Gesundheitswesen bietet viele sinnvol- 
le Beschäftigungsmöglichkeiten, die unge- 
nutzt bleiben. Eine Gesundheitsreform, die 
es nur als Kostenfaktor ansieht,ignoriert die 
Chancen eines wachsenden beschäfti- 
gungsintensiven Wirtschaftssektors. 
Eine andere Frage ist, ob  die Höhe der Bei- 
träge gesellschaftlich akzeptiert wird. Die 
große Mehrheit der Bevölkerung will nicht 
auf das erreichte Leistungsniveau und auf 
seine solidarische Sicherung verzichten und 
ist grundsätzlich bereit, dafür auch mehr 
Geld aufzuwenden. Amerikanische Verhält- 
nisse im Gesundheitswesen werden abge- 
lehnt. Die Unzufriedenheit in der Bevölke- 
rung bezieht sich auf eine als ungerecht 
empfundene Lastenverteilung und eine 
nicht effiziente Verwendung der Mittel. 
Gesundheitspolitische Ziele 

Damit i s t  als Ziel einer Gesundheitsreform 
definiert, die eingesetzten Mittel möglichst 
effizient einzusetzen. Im internationalen 
Vergleich hat Deutschland bei hohen Kos- 
ten nur mittlere Ergebnisse. Es besteht im 
Gesundheitswesen die Gefahr,dass Leistun- 
gen primär im Interesse von Ärzten und 
Pharmakonzernen definiert und vergütet 
werden. Hier müssen Strukturreformen an- 
setzen. 
Zuletzt vom Sachverständigenrat Gesund- 
heit wurde festgestellt,dass in Deutschland 
Über-, Unter- und Fehlversorgung im Ge- 
sundheitswesen bestehen.Trotz allgemei- 
nen Zugangs zu den meisten Leistungen 
sind Gesundheitschancen sozial sehr un- 
gleich verteilt. Bei der Versorgungs- und Le- 
bensqualität insbesondere chronisch Kran- 
ker bestehen auch im internationalen Ver- 
gleich erhebliche Defizite. Eine an Gesund- 
heitszielen orientierte Reform müsste sich 
primär hiermit befassen. 

Verteilung der Gesundheitskosten 
Die Gesundheitsreform 2003 soll eine Sen- 
kung der Kassenbeiträge erreichen durch 
höhere Zuzahlungen (3,3 Mrd. Euro p.a.), 
Leistungsausgrenzungen (2,5 Mrd. Euro 
p.a.), einen Steuerzuschuss aus der Tabaks- 
teuer (4,2 Mrd. Euro im Jahr 2007) und Bei- 
träge auf betriebliche Altersrenten (1,6 Mrd. 
Euro p.a.). Die Arbeitgeber werden zusätz- 
lich entlastet durch die separate Versiche- 
rung von Zahnersatz (ab 2005) und Kran- 
kengeld (ab 2007) nur auf Kosten der Be- 
schäftigten. Rechnet man letztere ein, so 
werden die Versicherten auch 2007 kaum 
weniger Beiträge zahlen als heute. Entlastet 
werden allein die Arbeitgeber. Unter den 
Versicherten werden die Kosten umverteilt. 
Stärker belastet werden ältere und chro- 
nisch Kranke durch Zuzahlungen und Leis- 
tungsausschlüsse. 

Zusatzversicherungen 
Die Zusatzversicherung von Zahnersatz 
wird verpflichtend und kann bei gesetzli- 
chen oder privaten Kassen durchgeführt 
werden. Wegen geringerer Verwaltungs- 
und Arztkosten ist heute die Gesetzliche 

Dr. Felix Welti, Wiss. Ass. am lnstitut für Sozialrecht und Sozialpolitik in Europa der Universität 
Kiel, Mitglied im Vorstand der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokraten im Gesundheitswesen, 
KV Lübeck 

günstiger. Dies kann sich ändern, wenn die 
Privaten günstigeTarife für junge Versicher- 
te mit guter Zahngesundheit anbieten und 
die,,schlechten Risiken" der GKVverbleiben. 
Ob Kinder separat versichert werden müs- 
sen, ist in den Eckpunkten offengelassen. 
Die Zusatzversicherung Krankengeld bleibt 
in der GKV. 

Keine Bürgerversicherung 
Eine Bürgerversicherung, in der alle Berufs- 
gruppen und Einkommensarten solidarisch 
zusammengefasst würden, kommt nicht. Es 
bleibt dabei, dass die privaten Versicherun- 
gen Beschäftigte oberhalb von 3.825 Euro 
monatlich (2003/ West) und Selbstständige 
versichern,soweit diese nicht freiwillig in die 
GKV gehen, weil sie wegen Kindern oder 
Krankheiten dort günstiger stehen. Diese 
Privilegierung ,,guter Risiken" ist durch 
nichts zu begründen. Auch das Sonderre- 
gime von Beihilfe und PKV bei Beamten 
bleibt. 
Einzig Versorgungsbezüge aus Betriebsren- 
ten werden zusätzlich beitragspflichtig, 
während leistungslose Einkommen ausver- 
mögen und Mieten unberücksichtigt blei- 
ben. 

Krankenkassen 
Weitgehend unangetastet bleibt auch der 
merkwürdige Wettbewerb unter den ge- 
setzlichen Krankenkassen.Dabei können die 
Kassen niedrige Beiträge anbieten,denen es 
gelingt,vor allem junge und gesundeversi- 
cherte zu haben. Dieser Wettbewerb führt 
dazu, dass Kassen immer mehr Mittel in 
Werbung stecken und zugleich mit Aus- 
grenzungsstrategien bis zum Rechtsbruch 
versuchen,chronisch Kranke und behinder- 
te Menschen nicht zu versichern. Die Kas- 
senvielfalt i s t  in der Bevölkerung unpopulär. 
Nur eine hofierte Minderheit profitiert von 
verbessertem Service. 
Es ist vorgesehen, die Verwaltungskosten 
der Kassen einzufrieren. Davon ist Werbung 



ebenso betroffen wie der Aufbau von Steu- 
erungs- und Kontrollkompetenz. Solange 
der Kassenwettbewerb unverändert bleibt, 
i s t  zu befürchten,dass die Knappheitzu Las- 
ten sinnvoller Aufgaben geht. Der gesund- 
heitspolitisch sinnvolle Aufbau von Versor- 
gungsnetzen lockt z. B. kranke Versicherte 
an und wäre daher unter Wettbewerbsge- 
sichtspunkten für jede Krankenkasse irrati- 
onal. 

Leistungsausgrenzungen 
Gestrichen werden Ansprüche auf Sterbe- 
geld, Entbindungsgeld, Sterilisation, stark 
eingeschränkt auf Brillengläser, künstliche 
Befruchtung,nicht verschreibungspflichtige 
Arzneimittel und notwendige Taxifahrten. 
Insbesondere bei Arzneimitteln und Taxi- 
fahrten bedeutet dies, dass auch medizi- 
nisch Notwendiges ausgegrenzt wird. Der 
Ausnahmekatalog bei nicht verschrei- 
bungspflichtigen Arzneimitteln soll nicht 
etwa Notwendigkeit und Evidenz, sondern 
der ,,therapeutischen Vielfalt" verpflichtet 
sein. Die Leistungsausgrenzungen belasten 
vor allem chronisch Kranke und Familien 
können zu Ausweichreaktionen auf teurere 
Arzneien führen. 

Qualität und Wirtschaftlichkeit 
Die Konkretisierung, ob Leistungen die nö- 
tige Qualität haben, medizinisch notwendig 
und wirtschaftlich sind, bleibt den Leis- 
tungserbringern überlassen. Ein wissen- 
schaftliches Institut für Qualität und Wirt- 
schaftlichkeit wird bei einer Stiftung der 
Krankenkassen und Kassenärztlichen Verei- 
nigungen angesiedelt. Es soll zwar den me- 
dizinischen Wissensstandard aufarbeiten, 
aber keine Leitlinien entwickeln, sondern 
diese nur bewerten. Es soll zwar den Nutzen, 

nicht aber auch die Kosten-Nutzen-Relation 
von Arzneimitteln untersuchen. Eine Positiv- 
liste verschreibungsfähiger Arzneimittel 
kommt nicht. Ob das Institut so die Möglich- 
keiten hat, Versorgungsmängel, Ineffizien- 
Zen und teure Scheininnovationen aufzude- 
cken, ist fraglich. 
Dass zugleich mit der Konzertierten Aktion 
auch der Sachverständigenrat abgeschafft 
wird,der bisher mit unabhängigen Stellung- 
nahmen auf dem Primat von Kriterien der 
Gesundheitsversorgung bestanden hat, 
lässt nichts Gutes erwarten. 

Zuzahlung 
Grundsätzlich soll auf alle Leistungen 10% 
Zuzahlung erhoben werden, maximal je- 
doch 10 Euro und mindestens 5 Euro. Beim 
Arzt wird dies auf 10 Euro pro Quartal, im 
Krankenhaus auf 28 Tage a 10 Euro im Jahr 
beschränkt. Die Zuzahlung wird auf 2 %des 
Bruttoeinkommens (1 %bei chronisch Kran- 
ken) beschränkt. Die bisherige Befreiung 
von der Zuzahlung für Personen unter ei- 
nem Brutto von 952 Euro monatlich entfällt. 
Selbst Sozialhilfeempfänger sollen zuzah- 
len. Diese Regelungen belasten vor allem 
chronisch Kranke und niedrig Verdienende 
zusätzlich. Sie werden kaum steuernde Wir- 
kung gegen unnötige Leistungen haben, 
möglicherweise aber zur Verschleppung 
von Krankheiten führen. Dazu kommt büro- 
kratischer Mehraufwand. 

Ärztliche Versorgung 
Bei der fachärztlichen Versorgung führt 
das Nebeneinander von Krankenhäusern 
und einer hohen Menge niedergelassener 
Fachärzten zu hohen Kosten und Koordi- 
nationsproblemen zu Lasten der Patien- 
ten. Die hier noch mit  dem Regierungs- 

Entwurf vom Mai (GMG) vorgesehenen 
Reformen kommen nur sehr einge- 
schränkt. So dürfen sich Krankenhäuser 
nur unter restriktiven Bedingungen an der 
ambulanten Versorgung beteiligen. Die 
Krankenkassen können nicht generell 
freie Verträge mit Fachärzten abschließen. 
Ob integrierte Versorgungsnetze und 
medizinische Versorgungszentren besse- 
ren Zugang zur Versorgung bekommen 
und damit die Versorgungsqualität ver- 
bessert wird, ist offen. 

Fazit und Ausblick 
Die Gesundheitsreform 2003 belastet vor 
allem Kranke und gering Verdienende zu- 
sätzlich, die arbeitende Bevölkerung wird 
generell mehr belastet. Reformschritte für 
nachhaltige solidarische Finanzierung 
durch eine Bürgerversicherung sind völlig, 
für eine bessere und effizientereversorgung 
weitgehend unterblieben. Die Reform ent- 
spricht nicht dem Programm, mit dem die 
SPD 2002 gewählt wurde.Sie untergräbt die 
Akzeptanz des solidarischen Systems und 
bereitet so den Boden für die weitere Priva- 
tisierung des Krankheitsrisikos. 
Die junge Generation wird artikulieren müs- 
sen, ob sie in einem entsolidarisierten Land 
leben möchte, in dem Krankheit und Armut 
wieder eng zusammenhängen, und ob sie 
weiterhin einzelne Privilegierte für sich 
sprechen Iässt,die phantasielosen Sozialab- 
bau als,,generationengerechtU bemänteln. 
Viele Abgeordnete des Bundestags wissen 
schon,dass die Zustimmung in der Bevölke- 
rung für diese Reform gering ist. Wenn es 
gelingt, zur Kritik auch klare Alternativen 
öffentlich zu benennen, könnte gerade eine 
All-Parteien-Koalition den fehlenden Rück- 
halt spüren. Forum D U 1  

EURO-SPOT: 
B e r i c h t  über d i e T a g u n g  der SRE am 25 .Jun i  2003 in Brüsse l  

Das Treffen des Vereins Soziale Republik Europa (SRE) war von den Aus- 
einandersetzungen unserer französischen Freunde überschattet, die 
sich nach den verlorenen Wahlen in Frankreich unterschiedlich orien- 
tiert hatten (s. Rentzsch und Pignerol auf S.42 bzw.44 in diesem Heft). 

Berichte aus den Mitgliedsländern 
Bei den belgischen Wahlen haben die Sozialisten in allen drei Regionen 
dazu gewonnen. In Wallonien sind sie stärkste Partei, die flämischen 
Sozialisten stehen in der 1. Reihe und in Flandern sind sie dicht dran. 
Ebenfalls gewonnen haben die Liberalen, während die Grünen verloren 
haben, besonders in Flandern. 
Spanien: bei den Kommunal- und Regionalwahlen haben die Sozialis- 
ten ohne riesige Wahlerfolge gewonnen.ln Madrid ging die linke Mehr- 
heit durch zwei der Korruption Verdächtige nach der Wahl verloren.Dort 
wird es im Oktober zu Neuwahlen kommen. Die Linke sei so stark wie 
bisher und versuche, den Generalsekretär auf eine linke Politik festzu- 
legen. 
Deutsch1and:Andrea Nahles sagte,die Linke vermisse wie die Bevölke- 
rung ein deutliches Profil der SPD-geführten Bundesregierung. Der Bun- 
deskanzler handele nicht entlang einer langen Linie,sondern situations- 
bedingt und spontan. In der Agenda 201 0 werden Leistungskürzungen 

ohne Konzept verordnet. Das Resultat wird die Finanzierung des Sozi- 
alstaates~ nur durch die Arbeitnehmer sein 
Frankreich:Nach der Präsidentschaftswahl i s t  es zur Spaltung der Gau- 
che Socialistes gekommen. Die Rechte wolle nach dem Wahlsieg nun 
auch einen sozialen Sieg und Reformen - wie z. B. bei der Rentenpoli- 
tik - in ihrem Sinne so weit wie und schnell wie möglich durchsetzen 
hat mit der begonnen.Sie stelle den sozialen Kompromiss in Frankreich 
damit in Frage. Dagegen erhebt sich eine starke Gewerkschaftsbewe- 
gung, die aber wenig Chancen hat, erfolgreich zu sein. 

Kritik am EU-Verfasungsentwurf 
Diskutiert wurde über den Entwurf einer europäischen Verfassung. 
Gemeinsame Kritikpunkte waren U. a., dass die soziale Integration ist 
ungenügend sei, das Einstimmigkeitsprinzip in der Sozialpolitik 
ebenso aufgehoben werden müsse wie das in der Finanz- und Steu- 
erpolitik. Der Grundrechtekatalog sei zwar angeblich Teil der Verfas- 
sung, stehe aber nur im Anhang. Liberalisierung und Deregulierung, 
stünden im Vordergrund. Die Chance, die Menschen für Europa zu 
begeistern, sei mit diesem Kompromiss, den der Entwurf darstellt, 
vertan worden. 
Detlev von Larcher 



SPD-Linke, w a s  n u n ?  
Z u m  Standort der  sozialistischen Linken in der  SPD 

Von Reinhold Rünker, Andrea Nahles und Horst Peter 

, 

140 Jahre nach ihrer Gründung gen an eine oppositionelle Politikentwick- spricht, aus dem Glashaus ausbrechen zu 

steht die Sozialdemokratie an einem Schei- lung, die sich selbst deutlich näher in sozial- können. Die Kräfte, die Mitte der 1990er 

deweg: Schafft sie es, ihre soziale und de- demokratischer Traditionen sieht als dieje- Jahre den crossover-Prozess der Linken ini- 

mokratische Tradition, die materielle und nigen, die im Namen der SPD dann Politik tiierten, konnten ihre Positionen in den je- 

gesellschaftliche Beteiligung derer, die exekutieren bzw. öffentlich wahrnehmbar weiligen Parteien kaum ausbauen. Ihre 
nichts als ihre Arbeitskraft haben, den Her- kommunizieren können. Doch was nutzt es, programmatischen Impulse wurden zwar 
ausforderungen des 21. Jahrhunderts den ,,Wahrheit und Moral" auf seiner Seite zu ha- zur Kenntnis genommen, ihre Vertretung in 
Veränderungen entsprechend einzubrin- 
gen, oder wird sie einen Weg beschreiten, 
der dieseTradition aufgibt? 

I. Die Fahne verbrannt? 
Die aktuelle Regierungspolitik von SPD 
und(!) Bündnis 90IDie Grünen stimmt we- 
nig optimistisch, denn die materielle Betei- 
ligung an der Reichtumsproduktion unserer 
Epoche gerät mit der Agenda 2010 oder 
auch der aktuellen Gesundheitsreform 
nicht nur ins Hintertreffen, sondern wird 
zum ,,Negativ-Ziel" erklärt, weil in einem 
ausgebauten sozialen Sicherungssystem 
geradezu ein Hindernis für die Wirksamkeit 
rot-grüner (Wirtschafts-)Politik gesehen 
wird. 
Und nicht nur dass die Mehrheit der Arbei- 
terklasse nicht mehr überwiegend auf die 
Sozialdemokratie orientiert (so das frühere 
Diktum nach Wolfgang Abendroth), sondern 
die Sozialdemokratie selbst orientiert im 
eigenen Verständnis nicht mehr überwie- 
gend auf die Arbeiterklasse (unabhängig 
davon, dass die überwiegende Mehrheit F O ~ O :  Felix Weit  (Lubeck) 

klassentheoretisch der, wenn auch moder- 
nisierten, Arbeiterklasse zugehörig ist), son- 
dern sie rückt mit ihrer Politik der ,,Neuen 
Mitte" ihren Fokus gerade auf diejenigen, 
von denen sie glaubt,dass sich ihrverständ- 
nis von politischem Handeln von den An- 
forderungen der,,Arbeiterklassel' enthoben 
habe. 
Die Regierung Schröder perfektioniert 
zudem die Auslagerung der Debatte über 
politische Grundlinien von einer Experten- 
kommission in die nächste, um anschlie- 
ßend mit einem Basta das Entscheidungs- 
Primat des Kanzlers und Parteivorsitzenden 
einzufordern. Diese Politikform diskreditiert 
nicht nur die innerparteiliche Diskussions- 
kultur, sondern stellt auch neue Anforderun- 

ben, wenn diese weder politikwirksam, 
noch öffentlich als ernsthafte Alternative 
wahrgenommen wird? 

Steine aus dem Glashaus? 
Während Bündnis 901Die Grünen als real- 
politischer Koalitionspartner die Agenda 
2010-Politik und manch anderes mitmacht, 
wenn nicht sogar übertrifft, verstolpert die 
PDS Vorlage um Vorlage der Regierungpar- 
teien und ergeht sich in permanenter Na- 
belschau (vgl. hierzu die Beiträge im 
Schwerpunkt von Hoff zur PDS und Linge- 
mann zu Bündnis 90IDie Grünen). 
Wer im Glashaus sitzt, sollte nur dann mit 
Steinen schmeißen, wenn dies Erfolg ver- 

Reinhold Rünker, Mitglied der spw-Redaktion, arbeitet und lebt als Organisationsberater 
in Leichlingen 
Andrea Nahles, spw-Herausgeberin, Vorsitzende Forum DL2l e. V., lebt und arbeitet in Berlin 
und Weiler/Eifel 
Horst Peter, spw-Herausgeber, Vorsitzender des Vereins zur Förderung von Demokratie und 
Völkerverständigung, lebt in  Kassel 

Mandaten und Funktionen ist jedoch in al- 
len drei Parteien geringer geworden 
Wenn drei Schwache sich stützen, wird 
daraus nicht zwingend eine starke Konstel- 
lation, zumal dann nicht, wenn sie Gefahr 
laufen, in den vorherrschenden Kräftever- 
hältnissen zermalmt zu werden. Denn 
selbst wenn sich alle ,,gutwilligen" Linken, 
Sozialistlnnen, Marxistlnnen, etc. zusammen 
tun wollten, um eine (!) neue Partei zu grün- 
den, so wären nicht nur die Fragen der pro- 
grammatischen und strategischen Kohä- 
renz sowie der materiellen und personellen 
Ressourcen zu klären, sondern vor allem ob 
es in einem Umfeld stattfindet, das in die- 
ser Gründung eine Artikulationsmöglich- 
keit eigener Forderungen und Positionen 
sieht. Gesellschaftliche Bewegung und auf 
den Parlamentarismus bezogene Partei- 
gründung müssen einander ergänzen und 
befördern, damit ein solches Unterfangen 
erfolgreich sein kann. 
Wir sehen nicht, dass gegenwärtig eine der- 
artige gesellschaftliche Konstellation be- 
steht, selbst wenn eine programmatische 



und personelle Zuspitzung gelänge. Weder 
gibt es aus den traditionellen sozialen Be- 
wegungen, noch aus den neuen Bewegun- 
gen wie attac das Bedürfnis, sich zumindest 
so weit auf eine parteiliche Organisations- 
form einzulassen, wie es Ende der 1970er 
Jahre bei den Bewegungen und Initiativen 
war, aus denen heraus seinerzeit die Grü- 
nen gegründet wurden. 
Mit anderen Worten: die Position der sozia- 
listischen Linken, die zur Zeit in der Sozial- 
demokratie organisiert ist, würde sich nicht 
in einer anderer Par- 

der Umverteilung nicht so weitergehen 
könne, wie früher. 
Diese Position findet sich ausgeprägt bei 
vielen Mandatsträgerlnnen innerhalb der 
Partei, die sich oft auch ganz individuell in 
der Zwickmühle sehen, Entscheidungen 
mitzutragen, die sie eigentlich kritisch be- 
urteilen. 

.Wir sind die Aufrechten und kämpfen 
bis zum letzten Genossen ..." 
Dieses Muster der Verteidigungshaltung 
findet sich nicht nur bei,,alten Linken", son- 

dern auch bei den..al- 
tei, die zudem inhalt- ten SPD-Rechten", die 
lich und strategisch Die Antwort der Linken weniq mit antikapita- - 
anders akzentuiert kann weder darin lieaen, an listischer Analyse ge- 

d .  wäre, verbessern, ge- mein hatten, aber 
schweige denn, dass ein verloren gegangenes durch die Kraft des 
die Gründung einer llK~aSSenbewusstsein" zu faktischen Abbruchs 
neuen Partei von Er- ,,ihres Reformprojek- 
folg gekrönt wäre. appellieren, noch sich allein tesn, nämlich dem 
Wer gegenwärtig mit als Hüterin sozialdemOkra- Aufbau eines auf Ver- 
dem Gerede einer teilung orientierten 
vermeintlich not- tischer Grundwerte Sozialstaats. auf der 
wendigen Partei- 
gründung von links 

aufzuspielen. Seite der Linken 
wieder finden.Vertre- 

umhergeht, trägt zur terlnnen dieser Posi- 
weiteren Marginalisierung der sozialisti- tion zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
schen Linken innerhalb wie außerhalb der nicht nur unverdrossen auf die Überlebens- 
SPD bei, statt diese zu stärken. Derlei Unter- fähigkeit und -notwendigkeit traditioneller 
fangen vermag bestenfalls persönliche Zy- sozialstaatlicher Strukturen hinweisen, son- 
nismen oder Eitelkeiten zu befriedigen, dern deren innerparteiliche Strategie sich 
nutzt aber nur der Verengung des politi- weitgehend darin erschöpft, die inhaltliche 
schen Diskurses in den bisherigen Parteien. Verlotterung und Neoliberalisierung in der 

SPD zu entlarven. Erhofft/erwartet wird eine 
Gibt es das ,,strukturelle Dilemma" der Katharsis ggf. in der Opposition, an dessen 
SPD-Linken? Ende die geläuterte Linke steht. 
Zuweilen wird die Frage aufgeworfen, ob es In der allgemeinen Medienlandschaft wer- 
nicht ein strukturelles Dilemma gibt, das den die einen als,,linke Modernisierer" und 
darin bestehe, dass die Linke in der SPD auf- die anderen als ,,Traditionalistenn bezeich- 
grund der vorherrschenden Bedingungen net. Für beide Muster gilt sicher der Vor- 
letztlich eher zur lntegration bzw, Befrie- wurf, dass sie den strukturellen Zwängen 
dung kritischen Potenzials beiträgt, statt es der Anpassung Vorschub leisten. Die erst- 
für eine andere Politik zu bündeln. Diese genannten deshalb, weil ihre individuellen 
Frage greift das Phänomen z. B. in der Parla- Zustimmungsbegründungen derart über- 
mentarischen Linken der SPD-Bundestags- hand nehmen, dass die darunter liegenden 
fraktion oder auch auf dem SPD-Sonderpar- ursprünglichen Ziele mehr und mehr ver- 
teitag auf, dass nach anfänglich heftiger Kri- deckt werden. Die lntegration kritischen 
tik schließlich doch breite Mehrheiten für Potenzials wird damit letztlich zum erklär- 
die vorher kritisierte Politik hergestellt wer- ten Ziel eigenen Handelns, weil alles ande- 
den. re die Legitimation des eigenen, zustim- 
Skizzieren wir deshalb kurz die zwei Ex- menden Handelns in Frage stellen würde. 
trempunkte in den Verhaltensmustern der Das zweite Verhaltensmuster kapselt das 
Linken innerhalb der Sozialdemokratie: kritische Potenzial ab, weil es innerhalb der 

Wenn wir es nicht machen, machen es Partei nur begrenzt ,,anschlussfähig" ist - 
die anderen - und das wird noch schlim- denn wer will sich schon ständig be- 
mer.... schimpfen oder als ,,neoliberalu entlarven 
Das ist das Verhalten derjenigen, die man lassen (gerade dann, wenn die Vorwürfe 
als Regierungslinke bezeichnen kann. Ihre eine gewisse Berechtigung haben)? Kriti- 
Motivation, die Regierung selbst da zu un- sches Potenzial verpufft hier also wirkungs- 
terstützen und auch bei,,Reformvorhaben" los, noch schlimmer, es trägt selbst zur ei- 
mitzuwirken, die anerkannt unsozialdemo- genen Ausgrenzung bei. 
kratisch sind,speist sich aus derVorstellung, Dass die Realität nicht so schlicht ist, wie 
dass die Linke durch Mittun Schlimmeres hier dargestellt wurde, wissen alle, die sich 
(nämlich Merz, Westerwelle & Co.) verhin- in ihrem Handeln immer wieder prüfen 
dern müsse, einen Gestaltungsauftrag in und dabei sowohl das erste, wie das zweite 
Zeiten der Globalisierung habe, weil es mit Verhaltensmuster in sich spüren. 

Wer beiden extremen Verhaltensmustern 
entgehen will und sich entschieden hat, 
dass es weiterhin eine Möglichkeit des ei- 
genen Handelns innerhalb der real existie- 
renden Sozialdemokratie gibt, der muss ne- 
ben der erforderlichen hartnäckigen Kritik 
an den bestehenden Verhältnissen auch 
nachweisen, dass er/sie Alternativen auf der 
Höhe der Zeit zu entwickeln in der Lage ist 
und den Willen hat, durch hartnäckiges 
Agieren den gesellschaftlichen Handlungs- 
korridor in Richtung radikalreformerischer 
Politik wieder auszuweiten. Und dazu ge- 
hört neben der inhaltlichen Fundierung ein 
qrößeres Maß an Oraanisation (zu Vernet- - - 
zung wie Herstellung von Verbindlichkeit 
und Zuverlässigkeit), Kommunikation (zur 
Vergewisserung, zur Ermutigung, zur ge- 
meinsamen Revision und Neuformulie- 
rung), individueller und kollektiver Leiden- 
schaft, sowie auch die erforderlichen 
,,Machtmittelu wie Funktionen und Manda- 
te. 
Die Antwort der Linken kann also weder da- 
rin liegen, nun noch energischer an ein ver- 
loren gegangenes ,,Klassenbewusstsein" zu 
appellieren oder die Massen von ihrem 
,,ausgebeuteten Dasein" zu überzeugen, 
ganz zu schweigen davon, sich allein als Hü- 
terin sozialdemokratischer Grundwerte auf- 
zuspielen. Sie muss zeitgemäße Antworten 
auf veränderte Bedingungen geben, die ge- 
eignet sind, die Bedingungen zu verändern, 
statt sich den Bedingungen anzupassen. 

II. Warum es weiterhin notwendig ist, in 
der SPD mitzuarbeiten 
Modisch geworden ist ja - nicht nur in Tei- 
len der Medien, sondern ebenfalls in Wis- 
senschaft, Kultur und Politik - ein Verständ- 
nis von gesellschaftlicher Entwicklung, in 
der man selbst entweder als unbeteiligter 
Beobachter und Berichterstatter wohlfeile, 
vermeintlich objektive Empfehlungen ab- 
gibt oder glaubt, unterschiedliche Positio- 
nen nur moderieren zu müssen, ohne dabei 
selbst handelnde Person zu sein. Ebenfalls 
verbreitet ist die Vorstellung, dass das be- 
herzte Durchgreifen des Machers die Pro- 
bleme löse und Parteien lediglich die Auf- 
gabe haben, diesen Machern zu folgen und 
für seine Durchschlagskraft zu werben. 
Beide Vorstellungen sind gleichermaßen 
naiv. 
In 25 Jahren spw-Geschichte war die Orien- 
tierung auf die Sozialdemokratie ein be- 
ständiger Pfeiler. Im gleichen Maße haben 
wir aber Wert darauf gelegt, dies nicht apo- 
diktisch fest zu legen, sondern uns immer 
wieder der Handlungsmöglichkeiten in ihr 
zu versichern. Gleichzeitig haben wir unse- 
re Aufgabe darin gesehen, die eigenen or- 
ganisationspolitischen Begrenzungen zu 
überschreiten und uns mit denjenigen in 
eine Diskussion zu begeben, die in anderen 
Parteien und Organisationen für vergleich- 
bare Ziele stritten, um uns in einem pro- 



duktiven Streit über Ziele und Chancen ra- 
dikalreformerischer Politik zu verständigen. % 
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Quc vadis, Dr ise herauswas 

Kräfteverhältnisse, Interessen und poli- 
tisches Handeln 
Die Linke, die sich immer wieder analysie- 
rend ihres gesellschaftlichen Umfelds, der 
Umbrüche und sich ihrer Verankerung in 
den veränderten Bedingungen vergewis- 
sert, also nicht voluntaristisch von den Er- 

, eignissen getrieben mal dieser und mal je- 
ner Erscheinung nachhechelt, dürfte des- 
halb von der aktuellen Entwicklung der So- 
zialdemokratie aus mehreren Gründen 
nicht wirklich überrascht sein: 

Mit der Akzeptanz der parlamentari- 
schen Demokratie als entscheidendes Feld 
der politischen Auseinandersetzung war 
immer auch verbunden, dass die dort agie- 
renden Parteien innerhalb eines bestimm- 
ten, gesellschaftlichen Kodex agieren müs- 
sen, wenn sie nicht als sektiererisch aus 
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teverhältnisse, der gesellschaftlich wirksa- 
men, mit Macht ausgestatteten Interessen. 

Vor diesem Hintergrund agiert auch die 
Sozialdemokratie als ,,Volkspartei" immer 
als eine Partei, die auf die gesellschaftliche 
Mehrheit (also das, was sich unter den Be- 
dingungen der Machtverteilung als mehr- 
heitlich konsensfähig hinsichtlich z. B. der 
individuell wirksamen Lebensweisen und 
lnterpretationsmuster gesellschaftlich kon- 
struieren lässt) hin orientiert. 

Das heißt: in dem Maße, wie sich z. B. ein 
,,klassisches" Konfron- 

Programm der Tagung ,,Neue Zeiten Denken" am 06.107 

Misserfolg der politischen Linken, also auch 
davon, wo wir als handelnde Akteure ge- 
scheitert oder unter unseren Möglichkeiten 
geblieben sind. 
Ob und in wie weit Sozialistlnnen heute 
noch ihr Betätigungsfeld in der Sozialde- 
mokratie haben, hängt deshalb nicht allein 
davon ab, auf was „die Arbeiterklasse" im 
Wahlakt oder qua Beitritt ,,orientiertn, son- 
dern von der Einschätzung der gesellschaft- 

lichen Kräfteverhält- 

.09.2003 in Frankfurt 

ten andererseits, die auf eine Veränderung 
der bestehenden Verhältnisse drängten. 
Die Aufgabe für die Linke in der SPD bleibt 
deshalb vor allem darin zu sehen, innerhalb 
der Sozialdemokratie den gesellschaftli- 
chen Diskurs mit dem Widerständigen auf- 
recht zu erhalten. Und kluge Zeitgenossln- 
nen in der Sozialdemokratie wissen auch 
um den Wert und die Notwendigkeit dieser 
Brückenfunktion. 
Die Positionsbestimmung beruhte nun also 
zum ersten auf dem Ausschluss der Organi- 
sationsmöglichkeit in einer anderen oder 
neuen Partei sowie zum zweiten auf der 
grundsätzlichen Akzeptanz einer Brücken- 
funktion zwischen widerständiger sozialer 
Bewegung einerseits und Sozialdemokratie 
andererseits. Diese Entscheidung ist natür- 
lich eine, die auf Grundlage der aktuellen 
Kräfteverhältnisse zu überprüfen ist. Wie 
heißt es noch so schön im Godesberger 
Programm:,,Der Sozialismus ist eine ständi- 
ge Aufgabe". 

tationsverhältnis zwi- Wir brauchen mehr nissen insgesamt. 
schen Arbeit und Ka- Deshalb organisiert 
pitai nicht mehr ge- individuelle und kollektive sich die sozialisti- 
sellschaftlich mehr- sche Linke nicht nur 
heitsfähiq artikulieren Leidenschaft, sowie auch in der SPD, sondern 
lässt (unabhängig die erforderlichen auch in anderen Or- 
davon, dass es 
weiterhin wirksam ,Machtmittel" wie 

ganisationen und Be- 
wequnqen, nicht - - 

ist), wird auch die So- Funktionen und Mandate zuletzt auch in den 
zialdemokratie von Gewerkschaften. 
diesem Interpretati- Die Vorstellung, dass 
onsmuster absehen und sich anderen ge- die sozialistische Linke die Politik der SPD 
sellschaftlichen Deutungen und Politikmus- dominiere, war zumindest nach 1945 illusi- 
tern zuwenden. onär. Sicher konnte sie punktuell program- 111. Mehr aus den vorhandenen Möglich- 

keiten machen! Wir haben diesen Prozess mehrfach in spw- matische Impulse geben und hat 
Schwerpunkten sowie aktuellen Beiträgen zumindest innerparteilich eine gewisse 
beschrieben. Machtfunktion ausüben können. Über die Ein Arbeitsprogramm für die SPD-Linke 

Die Linke in der SPD sollte sich auf ein Ar- 
beitsprogramm verständigen, das unter- 
schiedliche zeitliche und inhaltliche Di- 
mensionen umfasst: 
1. Programmatisch muss der Diskurs um 
die Entwicklung eines Gegenmodells zur 
neoliberalen Globalisierung voran getrie- 
ben werden. Ein Politikmodell, das dazu ge- 
eignet ist, ist das der Nachhaltigkeit. Wie 

Dies festzuhalten bedeutet weder, die vor- lange Frist gesehen war die Linke innerhalb 
gefundenen Verhältnisse klaglos als gesetzt der SPD nominell aber immer eine Minder- 
und unveränderbar zu akzeptieren, ge- heitengruppierung. 
schweige denn dies zu begrüßen, sondern Politisch prägend wurde sie dann, wenn es 
sagt etwas über die vorhandene Wirklich- ihr gelang, in dialogischer Auseinanderset- 
keit aus, die von den gesellschaftlichen zung zwischen außerparlamentarischer Be- 
Kräften (wenn auch z. T. hinter ihrem Rü- wegung und Partei eine Brücke zu bilden 
cken) erzeugt wurde. Insofern sprechen die zwischen dem,,ZentrumU der Parteiführung 
Verhältnisse natürlich auch von Erfolg und einerseits und den gesellschaftlichen Kräf- 



das neoliberale Modell im Weltmaßstab alle wo inhaltliche Kompromisse möglich sind 
gesellschaftlichen Bereiche zu durchdrin- (wie z. B. bei der Bürgerversicherung und 
gen sucht und dem Konkurrenzprinzip des der Erbschaftssteuer), andererseits aber 
Marktes und dem Prinzip der Kapitalver- auch erkennbare Alternativen zum herr- 
Wertung unterwerfen will, geht es im Mo- schend Mainstream öffentlich deutlich zu 
dell nachhaltiger Entwicklung darum, alle machen. 
gesellschaftlichen und politischen Entwick- Wir müssen mehr aus unseren bereits vor- 
lungen am Prinzip der Nachhaltigkeit zu handenen Möglichkeiten machen und die 
messen. In diesem Kontext muss eine KIä- vorhandenen linken Strukturen stärken. Wir 
rung wesentlicher Fragen erfolgen: haben bereits lose verbundene Regional- - Wie kann der ur-sozialdemokratische Be- strukturen von DL21 in Mecklenburg-Vor- 
griff der Solidarität zeitgemäß buchstabiert Pommern, in Schleswig-Holstein, Bremen, 
werden? Gemeint ist hier nicht nur die Di- Hessen, Bayern und bald auch in NRW. 
mension angesichts derVeränderung in den Darüber hinaus gibt es noch eine Reihe lin- 
Lebensweisen der Menschen, der demografi- ker Gruppen und Zirkel, die sich zumeist re- 
schen Entwicklung, sondern auch die eman- gional oder lokal engagieren, aber ohne 
zipatorische zwischen den Geschlechtern. landespolitische und bundespolitische 

Wie kann gesellschaftliche Handlungs- Rückkoppelung sind. 
fähigkeit sowohl finanziell als auch demo- Wir rufen deshalb nicht nur zum Eintritt in 
kratisch sichergestellt werden? Dazu gehö- DLZl auf,sondern wollen auch den schrittwei- 
ren neben den Feldern der Staatsfinanzen sen Aufbau regionaler Strukturen unterstüt- 
und des Steuerwesens auch die der Finan- zen. Als inhaltliche Plattform sollte das Inter- 
zierung des Sozialversicherungssystems net-Angebot sowie die Zeitschrift spw stärker 
und der Reproduktion der natürlichen Le- genutzt werden als in der Vergangenheit; 
bensgrundlagen, schließlich auch nach den 3. Wir müssen mit Blick auf den fälligen 
unterschiedlichen Ebenen inner- und zwi- Generationswechsel bei den kommenden 
schenstaatlichen sowie staatlichen Han- Bundes- und Landtagswahlen sowie den 
delns überhaupt. SPD-Vorständen einen Personal-Pool auf- - Wie kann eine globale Politik etabliert bauen. 
werden, die gegen die ökonomischen und Voraussetzung hierfür ist nicht nur der ge- 
sicherheitspolitischen Interessen der Groß- zielte Aufbau von Nachwuchskräften z. B. 
mächte die Entwicklungsperspektiven der unter bewusster Nutzung innerparteilicher 
Einen Welt durchsetzt? Dazu gehören so- oder parteinaher Angebote, sondern natür- 
wohl die Fragen nach den Veränderungsan- lich auch (s. 0.) eine verbesserte Vernetzung 
forderungen an die internationale Entwick- der vorhandenen Strukturen. Zu überlegen 
lungspolitik, die Neu- wäre auch, ob nicht 
definition von Si- wie schon einmal vor 
cherheitsinteressen Wir müssen mehr aus 30 Jahren die Phase 
und der Sicherung unseren bereits der Kandidatlnnen- 
der ökologischen Le- aufstellung für den 
bensgrundlagen und vorhandenen Möglich kei- Bundestaq stärker PO- 

des Klimas sowie die ten machen und die litisiert ;nd duich 
Rolle internationaler ents~rechendes Ma- 
Organisationen. vorhandenen linken terial unterstützt wer- - Und schließlich: Strukturen stärken. den könnte. Welche Wachstums- Bei den Neuwahlen 
felder können in ei- zum SPD-Parteivor- 
nem Modell Nachhaltiger Entwicklung die stand wird es sicher nicht zu einer breit an- 
produktive Basis für eine entwickelte Ge- gelegten personellen Erneuerung kom- 
sellschaft darstellen? Wo sind staatliche In- men. Was die Wahlen zu den Stellvertretern. 

Das grundsätzliche 0.k. der Partei für die 
Grundlinien der Agenda 2010 auf dem Son- 
derparteitag der SPD am 1. Juni, wird in sei- 
nen Folgen erst in den nächsten Wochen 
und Monaten konkret. Dennoch wird die 
verstimmte Partei, wird die Partielinke 
nicht genügend Gewicht auf die Waagscha- 
le bringen, um die Unzulänglichkeiten der 
Reform noch zu bessern. Das ist natürlich 
darin begründet, dass die Große Konsens- 
runde aller Parteien dazu führt, dass nicht 
jede Stimme des Regierungslagers zählt. 
Das liegt aber nicht zuletzt daran, dass die 
Linke ihr Pulver auf dem letzten Parteitag 
und im Vorfeld dieses Parteitages verschos- 
sen hat.Wir haben derzeit keine glaubwürdi- 
ge ,,Drohkulisse". Die Partei is t  nicht aufge- 
bracht und umstürzlerisch. Sie ist resigniert 
oder akzeptiert dievorgaben der Spitze. 
Die Teile der SPD-Linken, die den Agenda- 
Prozess an Instrumente gekoppelt hatten 
wie das Mitgliederbegehren oder die Dro- 
hung mit Neinstimmen im Bundestag, kön- 
nen nicht erneut in dieser Weise agieren. 
Beides konnte nicht oder wird nicht gehal- 
ten werden können. Und so sind wir derzeit 
alle nur nach vorne hin handlungsfähig.Wir 
können gestalten, wo es um die Ausformu- 
lierung von Perspektiven für die nächsten 
Jahre geht. Die Arbeiten am Perspektivan- 
trag zum nächsten Parteitag im November 
laufen auf Hochtouren. Die Linke organisiert 
sich hier bereits intensiv. Wir werden einen 
eigenen Antrag zum Themenkomplex ,,In- 
novations- und Strukturpolitik formulieren 
und damit in die Debatte um die Wieder- 
belebung eines mittelfristigen rot-grünen 
Reformprojekts einzusteigen. 
Die Tagung am 06. September in Frankfurt, 
die der SPD-Bezirk Hessen-Süd organisiert, 
soll dafür einen wichtigen Beitrag liefern. 
Und schließlich wird vom 26.-28. Septem- 
ber die Herbsttagung von DLZl (mit Ver- 
einsversammlung am Freitagabend) in Ber- 
lin stattfinden. Hier wollen wir die bis dahin 
formulierten Beiträge für den November- 
Parteitag bündeln und unsere Strategie ab- 
sprechen. Es lohnt sich also, dort dabei zu 
sein. spw 4 12003 

vestionen, Lenkungen und Subventionen dem PV angeht, stehen die Zeichen meh; Literatur 

erforderlich, nützlich oder schädlich? Wie auf Kontinuität, denn auf Wechsel. Das ist Svenja Schulzer Westphal, 
Thesen zur Lage der SPD und zur Strategie sozia- 

können die Potenziale an Bildung und Ar- problematisch, ohne dass die Leistung ein- listischer Parteilinker in der SPD, in: spw 75, S, 34. 
beitskraft sowie Natur entwickelt und qe- zelner Akteure qemindert werden soll. Die 37. Dortmund 1994 - - 
sellschaftlich sinnvoll wirksam werden? SPD muss endlich lernen, dass der Aufbau Andrea Nahles, Gerhard Schröder und der Herrscher 

Es wird weitgehend bei uns liegen, über die von neuen Spitzenleuten Jahre in Anspruch der Molosser: 'Yrrhuss in: 'Pw 130, S. 6-8, Dort- 
mund 2003 

Gliederungen und Parteigremien oder Ar- nimmt. Wir werden uns dafür einsetzen, Horst Peter, Mehr Demokratie wagen und,oder den 
beitsgemeinschaften, in denen wir vertre- dass sich hier eine Allianz der Vernunft - Standort sichern?, in: KlönnelSpoo/Butenschön 
ten sind, diese Debatte einzufordern und zu über alle Strömungen - zusammenfindet, (Hrsg.), der lange Abschied vom Sozialismus, Eine 

organisieren. die eine auch personelle Er- Jahrhundertbilanz der SPD. Hamburg 1999 
ders., Politik und Nachhaltigkeit, in: Ulla Burchardtl 2. Mittelfristig, d. h. bis zur Vorbereitungs- neuerung des Parteivorstands sicher stellt. 

Reinhold Nachhaltigkeir als Reformprin- 
phase auf den Bundestagswahlkampf müs- zip, Dortmund 2002, S. 9-23 
Sen wir organisatorisch DL2l in den Stand Die Zeit zwischen den Parteitagen nut- Reinhold Rünker, Sozialdemokratie im Übergang, in: 

versetzen, den innerparteilich Einfluss zu er- zen - oder,,Wichtiq ist auf'm Platz" spw 99, S. 1711 8, Dortmund 1998 

höhen. Kurzfristig geht es darum, bereits zum or- ders., Die Transformation des Politischen?, in: spw 110, 
S. 42-45, Dortrnund 1999 

Es kommt nun für uns darauf an, einerseits dentlichen SPD-Bundesparteitag Hand- ders,, Alltagliche Lebensführung und Politik, in: spw 

das Bündnis mit der Mitte dort zu suchen, lungsfähigkeit unter Beweis zu stellen. 129.s.39-41, Dortmund 2003 



,I --• es kömmt darauf an, sie zu verändern!" 
Theor ieve rs tändn is  und Pol i t i k  im e rs ten  J a h r h u n d e r t  der d e u t s c h e n  
Soz ia l demok ra t i e  

Von Thomas Welskopp 

,,Von den hohen Bergspitzen der chen Realitäten gründen, wie sie sich im zugleich bestätigt. Das Vereinsleben selbst 
Wissenschaft aus, meine Herren, sieht man historischen Entwicklungsgang herausge- vermittelte zwischen Gegenwartsdiagnose 
das Morgenrot des neuen Tages früher, als bildet hatten. ,,Wissenschaftn hieß dabei und Zukunftsprognose. Die ,,freiwillige As- 
unten in dem Gewühle des täglichen Le- ,,aussprechen was ist". Gegenüber der ge- soziation" in den Vereinen und das dortige 
bens", proklamierte Ferdinand Lassalle in sellschaftlichen Zielgruppe, den Arbeitern, unerschrockene Einstehen für die eigenen 
seinem Arbeiterprogramm von 1862. Natür- die Lassalle mobilisieren wollte, folgte Prinzipien in den Regeln der,,parlamentari- 
lich sah er sich selbst auf dieser wissen- daraus zum anderen, sie auf ein politisches schen Redeweise" war für die Angehörigen 
schaftlichen Bergspitze stehen und in das Aktionsprogramm zu verpflichten, das ih- und Sympathisanten der Bewegung 
Tal hinab sprechen, in dem die künftige Ar- nen auferlegte, auf einen eigenen, weiter- einstweilen Politik. 
beiterbewegung ihm, so setzte er voraus, gehenden programmatischen Diskurs gera- Lassalle dagegen tat dies als selbstgenüg- 
andächtig lauschen würde. Daraus leitete dezu verzichten. same ,,Vereinsspielerei" ab. Er verordnete 
der Gründer des Allgemeinen Deutschen Ar- Ein solcher Diskurs war in den Arbeiter- und den Arbeitern stattdessen ein anderes Pro- 
beitervereins (ADAV;I~~~ in Leipzig konsti- Arbeiterbildungsvereinen, wie sie in der gramm: Nicht intern debattieren, sondern 
tuiert), den die SPD im Mai dieses Jahres als Revolution von 1848 entstanden waren und nach außen agitieren, hieß die Devise. Sein 
parteipolitischen Vorläufer gefeiert hat, un- seit Anfang der 1860er Jahre nun eine neue ADAV war darauf angelegt,durch Mobilisie- 
verhohlen einen uneingeschränkten Füh- Blüte erlebten, zentraler Bestandteil der Mi- rungserfolge Organisationsmacht anzusam- 
rungsanspruch ab, eine diktatorische Be- lieu- und Organi- meln und dadurch politi- 
fehlsgewalt, der sich die Arbeiter, wenn sie sationskultur. In sches Gewicht zu gewin- 
als Bewegung geschichtsmächtig auftreten den Vereinen und Im Besitz der,,Wissenschaft" nen. Das unmittelbare - - -  

wollten,,,aus Einsicht" fügen müssten:,,Wo- Versammlungen Agitationsziel sollte 
hin ich gekommen bin", sagte er 1864, kurz diskutierten die 

ZU sein, bedeutete für 
dabei sein, der Forde- 

vor seinem Tod im Duell,,,überall habe ich Handwerksgesel- Lassalle, autorative rung nach dem allge- 
von den Arbeitern Worte gehört, die sich in len, kleinen Meis- Aussagen treffen zu meinen, gleichen und di- 
den Satz zusammenfassen: Wir müssen un- ter, städtischen rekten (Männer-)Wahl- 
ser aller Willen in einen einzigen Hammer Gewerbetreiben- können über die recht Ausdruck zu geben. 
zusammenschmieden und diesen Hammer den und rand- Gegenwart und die Das demokratische 
in die Hände eines Mannes legen, zu dessen ständigen Intel- Wahlrecht verhieß die 
Intelligenz, Charakter und guten Willen wir lektuellen, die Zukunft. Revolution „auf diesem 
das nötige Zutrauen haben, damit er auf- dort den Ton an- oder jenem Wege" - als 
schlagen könne mit diesem Hammer." gaben, komplexe Ergebnis eines revolutio- 

Weltbilder von großem Facettenreichtum nären Volkskrieges zum Zweck der nationa- 
Der Wissenschaftsbegriff bei Lassalle und ebenso großer Grundsätzlichkeit. Radi- len Einigung oder als das rechtmäßige Mit- 
Im Besitz der,,Wissenschaft" zu sein, bedeu- kale Demokratie und assoziationssozialisti- tel zur Revolutionierung des Staates selbst: 
tete für den philosophisch und juristisch sche Vorstellungen bildeten hier nur die per Stimmzettel. Wie der zukünftige Staat 
geschulten Publizisten Lassalle, autoritative Schwerpunkte einer Ideologieproduktion, dann aussehen und wie er die Gesellschaft 
Aussagen treffen zu können über die Diag- die den „ganzen Menschen" umfasste und wirtschaftlich und sozial organisieren sollte 
nose der Gegenwart und die Prognose der sich, ohne die Bereiche voneinander zu - Lassalle sprach von gesellschaftsweiten 

~ i ~ k ~ ~ ~  
Zukunft. Sein ~issenschaftsbe~rif f  nahm trennen, auch auf die Fragen der Nation, des ,,Produktivgenossenschaften", finanziert 
den Kampf an zwei Fronten auf: Zum einen Humanismus, der Individualität und der durch Staatskredite -, würde die Zukunft 
setzte er den auseinander driftenden natio- Männlichkeit erstreckte. Diese alltagsphilo- zeigen und blieb allemal seiner eigenen 
nalpolitischen Positionen im bürgerlichen sophische Debatte erhob den Anspruch, Auslegung vorbehalten. Die Unterordnung 
Lager ein prinzipienstarkes Modell von das komplette Wissen des 19. Jahrhunderts der Arbeiter unter das Dogma der Organi- 
größter Konsequenz und Kompromisslosig- in sich aufzuheben und zugleich fest in den sation und agitatorischen Außenwirkung 
keit gegenüber, nämlich den Staat im unmittelbaren Erfahrungsbeständen der verschaffte Lassalle persönlich taktische 
~e~e l 'schen Sinne,,neu zu denken". Der re- Debattierenden zu wurzeln. Ihr ideologi- Freiheit im politischen Tageskampf.Oder so 
publikanische Einheitsstaat war für ihn die scher Diskurs füllte die Praxis in den Arbei- sollte dies zumindest sein. Denn statt 
erstrebenswerte übermächtige Agentur tervereinen inhaltlich aus und fand sich in 100.000, wie erhofft, gehörten dem ADAV 
schlechthin, die das gesellschaftliche Ge- den Praktiken dieser ,,Minirepublikenn, die bis 1864 keine 1.600 wirklich aktiven Mit- 
meinwesen organisieren sollte. Dieser Staat als das gesellschaftliche Organisationsmus- glieder an. Und diese stritten sich durchaus 
aber musste auf den sozialen und rechtli- ter der nachrevolutionären Zukunft galten, weiter über die Inhalte der Politik, wenn 

dies auch in den folgenden Jahren überwie- 
gend in den Kategorien der ,,einzig richti- 
gen" Organisationsform geschah, was dem 

Dr. Thomas Welskopp, Privatdozent für Neuere Geschichte undz.Zt. Lehrstuhlvertreter um lnsti- ADAV aus der Außensicht einen sektiereri- 
tut für Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Universität Göttingen, ist Autor von,,Das Banner schen Anstrich verlieh. 
der Brüderlichkeit. Die deutsche Sozialdemokratie vom Vormärz bis zum Sozialistengesetz", Ver- Lassalles früher Tod kaschierte das Scheitern 
lag J.H. W. Dietz Nachf, Bonn 2000. einer Strategie, die sozialdemokratische 



Bewegung dadurch zu mobilisieren und zu 
instrumentalisieren, dass er ,,Wissenschaftu 
und Aktionsprogramm voneinander trenn- 
te. Die Monopolisierung von ,,Theorieu und 
die Verpflichtung der Basis auf eine gehor- 
same,,politische Praxis" gelang nicht. In der 
Folgezeit sollte sich zudem zeigen, dass es 
mit einer eigenständigen ,,lassalleanischen 
Theorie" nicht weit her war. lhre Elemente, 
sofern nicht, wie das ,,eherne Lohngesetz", 
schon bald obsolet, verkamen zur Munition 
in taktischen organisationspolitischen 
Kämpfen - die freilich zeitweise eine ver- 
heerende Außenwirkung entfalten sollten. 
Lassalles Wirken brachte eine organisatori- 
sche Selbstbezogenheit in die deutsche So- 
zialdemokratie, die ihr zumindest bis in die 
Weimarer Republik hermetische Züge ver- 
lieh und ihre Fähigkeit zur Wahrnehmung 
aktueller gesellschaftlicher Entwicklungen 
und drängender neuer politischer Aufga- 
ben, die sich daraus ergaben, empfindlich 
einschränkte. 

Wissenschaft und Theorie bei Marx und 
Engels 
Wenn Karl Marx und Friedrich Engels von 
,,Wissenschaftu und ,,Theorier' sprachen - 
und das taten sie seit den Tagen des Kom- 
munistischen Manifests häufiger -, meinten 
sie ursprünglich das Gegenteil von religiö- 
ser Transzendenz,,,ldeologie",,,Utopie" oder 
politischer ,,Gefühlsduselei", die sie vor al- 
lem den bürgerlichen Demokraten, in den 
1860er und frühen 1870er Jahren aber 
auch zunehmend ihren sozialdemokrati- 
schen Parteifreunden in Deutschland vor- 
warfen. ,,Wissenschaftlichkeitn hieß für sie 
nüchterner Realitätssinn und eine Rationali- 
tät, die von moralisierenden Begründungen 
praktischer Politik gerade absah. Dem idea- 
listischen Politikstil ihrer Zeit setzten sie 
eine Position gegenüber, die sich als,,mate- 
rialistisch" ausgab. Ihr Geltungskriterium 
bestand im Grunde in der praktischen 
Wirksamkeit von Politik. Die politischen 

Aktivitäten und Ereignisse selbst sollten 
zeigen, ob man mit den eigenen ,,theoreti- 
schen" Diagnosen und Prognosen richtig 
lag. Da eine solche Sicht freilich Vorgriffe auf 
eine Zukunft notwendig machte, deren Ein- 
treten man erst mittel- oder langfristig er- 
wartete, ersetzte ein Geschichtsoptimis- 
mus den ursprünglichen,,empirischen Rea- 
lismus", der selber idealistische Züge an- 
nahm - nur eben auf,,soziale Gegenstände" 
gerichtet war - und im Laufe der Zeit in Ge- 
schichtsdeterminismus umschlug, spätes- 
tens als der ältere Engels die ,,utopische 
Wende" der deutschen Sozialdemokratie 
mit vollzog. Im Manifest hatten Marx und 
Engels geschrieben:,,Die theoretischen Sät- 
ze der Kommunisten beruhen keineswegs 
auf Ideen, auf Prinzipien, die von diesem 
oder jenem Weltverbesserer erfunden oder 
entdeckt sind. Sie sind nur allgemeine Aus- 
drücke tatsächlicher Verhältnisse eines 
existierenden Klassenkampfes, einer unter 
unseren Augen vor sich gehenden ge- 
schichtlichen Bewegung." 
Marx und Engels teilten den Optimismus, 
die geschichtliche Entwicklung vorbehalt- 
los verstehen, im Einklang mit ihr politisch 
handeln und sie dadurch aktiv befördern zu 
können. lhre eigene Rolle sahen sie weni- 
ger als charismatische Führungspersönlich- 
keiten denn als Vermittler ,,theoretischer" 
Erklärung und Aufklärung,die die in die,,tat- 
sächlichen" Kämpfe verwickelten Massen 
dazu befähigen würde, sich zum Souverän 
über die Geschichte aufzuschwingen. Die 
Arbeiterbewegung war für sie in aller ers- 
ter Linie eine ,,elementaren, spontane Be- 
wegung der Arbeiterschaft selbst, die sie 
durch,,theoretische" und programmatische 
Vorgaben nur zu stimulieren beanspruch- 
ten. In ihrem praktischen politischen Wir- 
ken während der Revolution von 1848 und 
danach übersetzte sich das in nicht selten 
überraschend opportunistisch wirkende 
taktische Spielchen und Schwenks, die un- 
ter dem Strich sämtlich den gewünschten 
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Effekt: die Massenmobilisierung aus eige- 
ner Kraft heraus zu bestärken, verfehlten. 
lhre in den Jahrzehnten nach der geschei- 
terten Revolution immer grundsätzlicheren 
Auseinandersetzungen mit geschichtsphi- 
losophischen und gesellschaftstheoreti- 
schen Problemen standen dabei nicht im 
Gegensatz zu einer praktischen politischen 
Tätigkeit, die man, ohne an Denkmälern 
rütteln zu wollen, besserwisserisch, klein- 
lich, herablassend und persönlich diffamie- 
rend nennen kann. Der Kern von Marxens 
Politikentwurf steckte seit den 1850er Jah- 
ren, seit Beginn des Londoner Exils, im nur 
langsam Gestalt annehmenden Gesamt- 
kunstwerk des Kapital, von dessen Erschei- 
nen er sich die bislang ausgebliebene Initi- 
alzündung der Massenbewegung erhoffte. 
Gegenüber dem Idealbild dieser ,,elemen- 
taren" revolutionären Arbeiterbewegung 
fielen die,,realenU Ausprägungen, die sie in 
der Zwischenzeit bei den großen, aber 
pragmatischen englischen Gewerkschaften 
und vor allem in Variante der deutschen Ar- 
beitervereine angenommen hatten, hoff- 
nungslos zurück. Und das wiederum scho- 
ben Marx und Engels - wenn nicht auf die 
geistige Zurückgebliebenheit der hand- 
werklich geprägten Gesellen-Arbeiter, der 
,,Knotenn und,,StraubingerU in Deutschland, 
die nicht die,,Musterproletarier" Marx'scher 
Nomenklatur waren, aber die Mehrheit der 
dortigen Sozialdemokraten stellten - auf 
die Unfähigkeit und die Manipulationen ri- 
valisierender politischer Führer. Ihnen ga- 
ben sie die Schuld daran, dass die revolutio- 
näre Massenbewegung der Arbeiter nicht 
aus den Kinderschuhen herauszukommen 
und sich stattdessen in missgönnerischen 
Fraktionskämpfen aufzureiben schien. Mit 
anderen Worten witterten Marx und Engels 
überall um sich herum Kabalen und Intri- 
gen als den entscheidenden Faktor, der 
einstweilen verhinderte, dass ihre,,theoreti- 
schen" Vorgaben Breitenwirkung erzielten 
und sich in der Realität einer an Kraft ge- 
winnenden Arbeiterbewegung,,von unten" 
dann auch empirisch bestätigten. Daraus 
erklärt sich ganz wesentlich die persönliche 
Gehässigkeit ihrer praktischen Politik etwa 
in der Internationalen Arbeiterassoziation: 
Ausschluss und Spaltung waren für sie gän- 
gige Instrumente, die ihnen gerechtfertigt 
schienen, weil man nur durch Elimination 
der Rivalen der ,,elementaren" Bewegung 
freie Bahn verschaffen könne. 
Wie dieser Marx'sche Begriff von ,,Theorien 
und,,Wissenschaft" in der zeitgenössischen 
deutschen Sozialdemokratie ,,ankamr' und 
wie er sich dabei - mit Folgen, die noch 
heute spürbar sind - veränderte, zeigt ein 
Blick auf die Führer der 1869 gegründeten 
,,Eisenacher Partei", Wilhelm Liebknecht 
und August Bebel. Liebknecht erkannte 
Marx seit seinen Londoner Jahren als unan- 
gefochtene,,wissenschaftliche" Autorität an, 
doch vertraute er eher auf die Richtigkeit 



der Marx'schen Gesellschaftsanalyse, als 
dass er sie sich zueigen machte. Warum, ist 
gleich zu zeigen. Aber dass Marx zu einer 
Art ,,ZitierautoritätU letzter Instanz wurde, 
legt von den Begründungszwängen in ei- 
nem innersozialdemokratischen Fraktions- 
kampf Zeugnis ab, der den Londonern aus 
ihrer Warte per se ein Gräuel sein musste: 
,,[E]in vernichtender Schlag für den Lassalle- 
Kultus würde es sein", schrieb Bebel etwa 
um 1870,,,wenn Freund Marx dem Wunsche 
Liebknechts ... nachkäme und in einigen 
objektiv gehaltenen Artikeln im ,Volksstaati 
wissenschaftlich die Fehler und Mängel der 
Lassalleschen Theorie nachwiese.",,Wissen- 
schaft" hieß für Liebknecht aber auch die 
Fähigkeit, programmatische Festlegungen 
im permanenten Diskurs der Partei immer 
wieder an die sich verändernden Gegeben- 
heiten anzupassen: „Der Sozialismus i s t  
nicht blos eine politische Partei, sondern 
auch eine Wissenschaft. Wir entwickeln uns, 
schreiten fort, die geistige Arbeit ist unab- 
lässig, neue Gedanken erheischen neue 
Formen, und was heute dem Einen zu weit 
gehend ist, mag ihm in einem Jahr gut er- 
scheinen, and was dem Andern reaktionär 
erscheint, nun, das Iässt sich entfernen, so- 
bald der reaktionäre Charakter überzeu- 
gend nachgewiesen worden." 

Theoretische Analysen und geschichtli- 
che Notwendigkeit 
Das aber verankerte den ,,wissenschaftli- 
chen" Anspruch nicht ausschließlich bei 
den,,theoretischenU Autoritäten, sondern in 
der Diskurspraxis der ganzen Partei. Nicht 
nur damit rechtfertigte Liebknecht die re- 
gelmäßigen Abweichungen sozialdemokra- 
tischer Programmgestaltung von den Lon- 
donervorgaben. Er machte auch eine prinzi- 
pielle Diskrepanz zwischen den hohen An- 
sprüchen an theoretische Folgerichtigkeit 
und den pragmatischen Erfordernissen der 
politischen Tagespraxis geltend. Beides 
freilich reklamierte eine gewisse Unabhän- 
gigkeit von den Übervätern, was Engels 
1876 zu dem höhnischen Kommentar ver- 
anlasste:,,Es ist W[ilhelm]s Sucht, [...] auch 

1 theoretisch möglichst unabhängig von uns 
zu sein, was ihm bei seinem totalen Mangel 
aller Theorie von jeher weit besser gelun- 

* gen ist, als er selbst weiß." Er müsse geste- 
hen,,,dass [Dühring] noch immer ein gebil- 
deter Mann i s t  gegenüber den theoreti- 
schen Pfuschern im Volksstaat, und seine 
Opera immer noch besser, als die jener sub- 
jektiv und objektiv dunkeln Herren." 
,,Theorien meinte mittlerweile dreierlei: 
eine unanfechtbare gesellschaftsanalyti- 
sche Basis des eigenen Programms, die sich 
aufgrund ihrer,,wissenschaftlichen" Autori- 
tät einer normativen Begründungspflicht 
entzog; das eigene, breit in der Partei ver- 
teilte ,,diskursive Kapital", das sozialdemo- 
kratische Positionen aus dem Unterholz der 
,,bloßen Meinungen", ,,demokratischen 

Schwärmereien" und ,,haltlosen Principien- 
reitereien" heraushob; und schließlich ein 
Kriterium, anhand dessen man das Ausein- 
anderfallen von Programmatik und Tages- 
politik rechtfertigen konnte. Im Grunde war 
ja schon bei Marx und Engels selber,,Theo- 
rie" von einem Vorgriff auf die Zukunft, der 
sich im Kommenden beweisen musste, zu 
einem möglichst,,reinenU gesellschaftsana- 
lytischen Aussagesystem mutiert, das sich 
gegen moralische Widersprüchlichkeiten 
und Fragen der praktischen Umsetzung 
durch Verweis auf die geschichtliche Not- 
wendigkeit immunisierte. 
Ein solcher Theoriebegriff war der Geburts- 
helfer für die sozialdemokratische Utopie- 
produktion, die 1879 mit August Bebels Frau 
und der Sozialismus einen ersten Höhepunkt 
und vorläufigen Abschluss erfuhr. Hier hatte 
sich ,,Theorien nicht nur völlig von einer 
inzwischen gänzlich anders gearteten politi- 
schen Praxis gelöst - die sich auf das Organi- 
sieren von Wahlkämp- 

heutigen praktischen Forderungen der Par- 
tei angesprochen werden. Dagegen sind in 
den vorangehenden principiellen Punkten 
die Principien klar, unzweideutig und 
möglichst in's Einzelne gehend, niederzule- 
gen. In dem praktischen Theil ist dagegen 
das auszusprechen, was man heute schon 
verlangt U. für dessen Inslebentreten man 
heute schon agitirt." Die sozialdemokrati- 
sche Utopie kam also als,,politische Bellet- 
ristik" auf die Welt, wenn sich Bebel auch 
mit der ,,theoretischen" Fundierung seiner 
Prognose abmühte:,,Andererseits", gestand 
er ein,,,ist echte Wissenschaft oft mit sehr 
unangenehmer, widerlicher Arbeit verbun- 
den." 

Die Befreiung vom Determinismus 
Für die Folgezeit Iässt sich in der Tat fest- 
halten, dass in der,,TheorieU Gesellschafts- 
analyse und Programmatik eine kaum 
noch zu trennende Mischung eingegangen 

waren, wobei beide 
fen, das Gewinnen sich durch ihre ge- 
von Reichstaqsman- ,,Wissenschaft" hieß für Khichtsahilosoohi- 
daten und die-vertei- Liebknecht, programmati- sche überwö~bung 
digung gegen die jeglicher normativer 
staatliche Verfolgung sehe Festlegungen im Kritik und jeglicher 
konzentrierte. Sie war permanenten Diskurs der praktischen Rechen- 
auch vom empiri- schaftspflicht entzo- 
schen Testfall unab- Partei immer wieder an die qen. Es war nun im - 
hängig geworden, da sich verändernden Grunde völlig gleich, 
Bebel das Eintreten - ob die sozialdemo- 
seiner gesellschafts- 
analytisch untermau- 
erten, dann aber hem- 

begebenheiten 
anzupassen. 

mungslos ,,extrapo- 
lierten'' Vorhersagen in eine Zukunft verlegt 
hatte, die nicht nur unbestimmbar fern lag, 
sondern durch aktives politisches Handeln 
auch gar nicht mehr verwirklicht werden 
musste. Der ,,große Kladderadatsch", der die 
Revolution einleitete, würde von selber 
kommen. Begründungen von Wertentschei- 
dungen, die man auch anders treffen konnte, 
und die kritische Überprüfung von Umset- 
zungskriterien, von Übersetzungen von der 
Analyse und Prognose in konkrete politische 
Schritte, waren hinter den beschwörenden 
Verweis auf die Zwangsläufigkeit der ge- 
schichtlichen Entwicklung zurückgetreten - 
so stark, dass es nicht Wunder nimmt, wenn 
Bebel sich in vielen Passagen gar nicht auf 
Marx berief,sondern auf Darwin. 
Es ist bezeichnend, dass Bebels Überlegun- 
gen als,,belehrendeU Broschüre erschienen 
(erst in späteren Auflagen wuchs das Werk 
zu einem Buch heran). Ursprünglich hatte 
er sie 1875 in die Form eines Programm- 
entwurfs für die zu vereinigende deutsche 
Sozialdemokratie gegossen, zu dem sein 
Braunschweiger Freund Wilhelm Bracke er- 
klärte:,,Was Deinen Entwurf betrifft, so glau- 
be ich, dass Du zu viele Einzelheiten giebst, 
zu deren genauer Präcisierung jetzt noch 
gar nicht die Zeit ist. Ich glaube, in dem gan- 
zen Theile des Programms sollten nur die 

dieser Zeit wirklich 
,,marxistisch" ge- 
prägt war oder nicht 

- Marxens Sozialismus hatte sie, wie ich 
meine und Marx es ausdrückte, noch 
immer ,,nicht einmal hauttief" absorbiert. 
Die,,Theorie" bot ein ldentifikationsgerüst 
für eine Bewegung, die sich durch das,,So- 
zialistengesetz" in den Untergrund ge- 
drängt sah, und die sich um jeden Preis in 
einer Situation eine Art übergeordneter 
Identität erhalten musste - die Gewissheit 
einer ,,höheren Mission" -, in der es auf 
kontroverse Programmdiskussionen und 
Umsetzungsfragen nun wirklich nicht an- 
kam. 
In diesem Zusammenhang war auch das Er- 
furter Programm von 1891, das die sozialde- 
mokratische Linke Ende der 1960er Jahre 
als das ,,marxistischsteu lobte, das die SPD 
sich jemals gegeben habe, in erster Linie 
ideologischer Ausdruck einer fortgesetzten 
gesellschaftlichen Isolierung. Weiterhin be- 
stimmte der ,,revolutionäre Attentismus" 
(Dieter Groh) die ,,theoretischeu Ausrich- 
tung der SPD. Man hatte sich von der Pro- 
grammatik auf die Prognostik verlegt. Das 
Beibehalten der revolutionären Erwartung 
immunisierte bequem von der Frage, wel- 
chen Einfluss die eigene politische Praxis 
und die sich verändernden gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen denn auf einen 
dogmatischen Kanon haben könnten, der 



nur durch eineVorstellung von der notwen- Das ,,Theorie und Praxisu-Problem der 
digen umfassenden Revolution intakt ge- SPD 
halten wurde, die freilich im Grunde mehr Obwohl Bernstein einer ,,reformistischen" 
und mehr einem apokalyptischen Wunder- Praxis das Wort redete, vollzog sich diese 
glauben glich. Die umgekehrte Frage nach ,,theoretischen Auseinandersetzung weit 
den praktischen politischen Konsequenzen abgehoben von dem, was nach 1900 als so- 
dieses Kanons unter den Bedingungen der zialdemokratische Tagespolitik produziert 
Zeit stellte sich zwischenzeitlich schon gar wurde. Hier dominierten mittlerweile die 
nicht mehr. Gewerkschaften und die sozialpolitischen 
Sie sollte sich zur Zeit des,,Revisionismus- Praktiker, die sich vor allem über die Positi- 
Streits" aber wieder stellen. Eduard Bern- on der gewerkschaftlichen {(Arbeitersekre- 
stein griff mit seinen Thesen im Grunde tariate" als Multifunktionäre profilierten. 
das hermetische Theorieverständnis der Diese brauchten keinen Bernstein, um ihre 
marxistischen Parteiführung an. Er bestand Politik zu formulieren, und wahrscheinlich 
darauf, Gesellschaftsanalyse und Pro- war der in der Parteiführung isolierte mar- 
grammentwicklung wieder unterscheid- xistische Gesamtkanon wegen seiner Fol- 
bar zu machen und beide von ihrem Ge- genlosigkeit für sie sogar weit bequemer 
schichtsdeterminismus zu befreien. Er als die programmatischen Begründungs- 
schlug vor, den Sozialismus als einen Kata- zwänge pragmatischer Politik, die auf sie 
log von Grundwerten zu diskutieren, an de- zugekommen wäre, hätte sich Bernstein 
nen konkrete politische Schritte sich mes- durchsetzen können. Eine solche weitsichti- 
Sen ließen, auch wenn sie weit unterhalb ge Verbindung von Programmdiskussion 
der Schwelle eines revolutionären System- und politischer Praxis gab es im sozialde- 
wechsels, innerhalb des bestehenden Sys- mokratischen Umfeld durchaus - und zwar 
tems, vollzogen wurden. Es ging darum, ausgerechnet bei den als ,,Ultrapragmati- 
eine von den ,,theoretischen Höhen" des kern" verschrienen Konsumgenossenschaf- 
ideologischen Deutungskonzerns SPD weit ten. Hier gewann eine Theorie der herauf- 
entfernte pragmatische politische Praxis ziehenden Massenkonsumgesellschaft Kon- 
programmatisch einzubinden - mit dem turen, einschließlich von Visionen, wie sie 
Konzept der,,ReformU. Demgegenüber ver- politisch gestaltet werden könnte, an die 
suchte die Linke um Rosa Luxemburg und das hegemoniale marxistische Theoriever- 
Karl Liebknecht, die ständnis der Zeit, das 
Gesellschaftsanalyse einseitig produkti- 
und Revolutionspro- Obwohl Sozialdemokraten onsorientiertwar,sich 
gnose zeitgemäß 
fortzuschreiben. Im- 

entscheidend bei seiner nicht in An- 
sätzen als anschluss- 

perialismustheoreti- Ausgestaltung mitgewirkt fähig erwies - und 
sche Konzeptionen auch gar keinen An- 
e r k l ä r t e n  haben, war der Sozialstaat suchte. 

gewissermaßen, wa- vor allem auch in der Zeit Hier haben wir zwei 
rum der seit langem weitere Facetten, die 
vorhergesaqte SYS- nach 1945 keingenuin sich im Verhältnis 
temko~aps -des ~ a -  ~~zia ldem~krat i~che~ Projekt. zwischen ,,TheorieJ' 
pitalismus noch und ,,politischer Pra- 
nicht eingetreten xis" in der SPD her- 
war, und beschworen umso dringlicher ausgebildet hatten - mit noch heute spür- 
seine Unausweichlichkeit in der näheren baren Fo1gen:Aufdereinen Seite blieb,,The- 
Zukunft. Bei aller Gegensätzlichkeit - hier orie" zumindest bis in die ,,Stamokap"-De- 
die Wende zum ,,Reformismus", dort eine batte der sozialdemokratischen Linken für 
erneut radikalisierte,,Revolutionstheorie" - den gesellschaftsanalytisch-programmati- 
einte Bernsteins und Luxemburgs,,theore- schen Gesamtentwurf vorbehalten und 
tische" Entwürfe doch, dass sie eine Verbin- weiterhin durch geschichtsdeterministi- 
dung zur politischen Praxis zogen. Bei sche Setzungen und das Gebot ideologi- 
Bernstein hieß dies programmatische scher Geschlossenheit und ,,Reinheit8' von 
Sanktion einer bereits eingeschlagenen den Fragen der Tagespolitik bewusst im- 
politischen Richtung, bei Luxemburg Ein- munisiert. Das hat die sozialdemokratische 
Iösung des revolutionären Versprechens Theoriedebatte nicht nur isoliert und 
durch einen neuen, ,,spontaneistischen" letztlich unwirksam gemacht. Verhängnis- 
Parteiaktivismus. Inhaltlich zeigte sich Karl voller war nämlich darüber hinaus, das jene 
Kautsky, der zeitgenössische ideologische Spezialbereiche, in denen die SPD schon 
Gralshüter der Partei, vom radikalen Kurs während des Kaiserreichs, dann aber ver- 
Rosa Luxemburgs fasziniert, während er stärkt in der Weimarer Republik beachtli- 
Bernsteins Richtung als ,,revisionistisch" che Kompetenzen angesammelt hatte - 
bekämpfte. Aber dass der revolutionären vor allem in den Bereichen Sozialpolitik, Fa- 
,,Theorien nun eine ,,revolutionäre Praxis" milien- und Arbeitsrecht -, in den,,theoreti- 
folgen sollte, hielt er zum damaligen Zeit- schen" Diskurs gar nicht einbezogen wur- 
punkt für unangebracht. den. Obwohl Sozialdemokraten entschei- 

dend bei seiner Ausgestaltung mitgewirkt 
haben, war der Sozialstaat vor allem auch in 
der Zeit nach 1945 kein genuin sozialdemo- 
kratisches Projekt. Die SPD ist hier in der Re- 
gel auf fahrende Züge aufgesprungen. Ent- 
sprechend schwer fällt es heute, eine pro- 
grammatische Debatte über seine zukünfti- 
ge Gestalt zu führen, die grundsätzlicher 
und visionärer ist als bloße Besitzstands- 
wahrung, die ich auf Seiten der Linken für 
ein Zeichen ,,theoretischern Sprachlosigkeit 
halte. Der Theoriebegriff in der SPD hat po- 
litische Umsetzungsfragen und kontroverse 
Wertediskussionen zu lange marginalisiert. 
So ist die heute so stark spürbare Polarisie- 
rung zwischen,,Theorie" und einer nur noch 
pragmatischen ,,Praxisu nicht zuletzt eine 
historisch gewachsene Konsequenz eines 
Theorieverständnisses, das zwischen Ge- 
sellschaftsanalyse, Grundwerten und Pro- 
grammatik nicht mehr unterschieden hat 
und sich der Frage einer,,Theorie der politi- 
schen Wirksamkeit" nur zu gerne entzog. 
Auf der anderen Seite haben die dogmati- 
schen und auch elitären Züge eines solchen 
Theorieverständnisses einen hemdsärmeli- 
gen Pragmatismus regelrecht gezüchtet, 
der sich gerade gegen die ,,Theorielastig- 
keit" mancher Grundsatzdebatten profilie- 
ren konnte. Wer Visionen hat, solle zum Arzt 
gehen, hat ja Helmut Schmidt bekanntlich 
gesagt. Pragmatismus ist zu einem Zweck 
für sich geworden, der an den Sachzwang 
appelliert und den bloßen Machterhalt will. 
Diesen zum Dogma gewordenen Pragma- 
tismus, der geeignet ist, sämtliche diskursi- 
ve Aktivität in der Partei lahm zu legen, gilt 
es in aller erster Linie zu bekämpfen. 
Kann man ,,Lehrenu aus der Frühgeschichte 
der Sozialdemokratie ziehen? Eine Einsicht 
ergäbe sich sicher aus der praktisch-politi- 
schen Folgenlosigkeit der historischen,,theo- 
retischen" Großentwürfe. Das ist umso gra- 
vierender, da trotz dieser inhaltlichen Fol- 
genlosigkeit erhebliche organisationspoliti- 
sche Kalamitäten daraus entstanden, dass sie 
sich in internen Fraktionskämpfen ideologi- 
schen lnstrumentalisierungen wehrlos aus- 
gesetzt sahen. Der Begriff der,,TheorieU kap- 
selte die Diskussion ab, verurteilte sie aber 
damit auch zu politischer Passivität. Eine Kon- 
sequenz wäre, den Ballast des Überstrapa- 
zierten Theoriebegriffs abzuwerfen und den 
politischen Diskurs wieder in die Breite zu 
öffnen. Das Kriterium der ,,Theorieu sollte 
nicht mehr als Eintrittskarte zu bestimmten 
diskursiven Foren dienen und damit aus- 
schließend wirken. Die Ganzheitlichkeit und 
Geschlossenheit des älteren Theoriever- 
ständnisses sollte man aufgeben. Die nöti- 
gen Wertediskussionen und Umsetzungsfra- 
gen müssen in die Basis der Partei hineinge- 
tragen werden. Es wäre ihr mehr von dem 
selbstbewussten, radikaldemokratischen, fö- 
deralistischen Debattengeist zu wünschen, 
der die Sozialdemokratie in ihrer Entste- 
hungszeit ausgezeichnet hatte. spw 4,2m3 
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Das Verblassen sozialdemokratischer 
Tradition 
Der Wandel in der Wirtschaftsprogrammatikder SPD nach 1945 

Von Tanja Chawla und Herbert Schui 

Parteiprogramme bilden stets ein len Unternehmungen gehörigen Personen sitionen. Für das Zentralkomitee der KPD 
Moment der geschichtlichen Entwicklung hatten (..J eine zu große wirtschaftliche und steht im Juni 1945 an erster Stelle,,,rasch ein 
ab: In ihnen vereinen sich Erfahrungen der damit zu große politische Macht." Daraus normales Leben zu sichern und die Erzeu- 
Vergangenheit und Erwartungen für eine folgt verallgemeinernd: ,,Unternehmungen gung wieder in Gang zu bringen." Zu diesem 
Zukunft, die in kollektiver, bewusster politi- monopolartigen Charakters, Unternehmun- Zweck fordert sie die ,,völlig ungehinderte 
scher Anstrengung gestaltet werden soll. gen, die eine bestimmte Größe überschrei- Entfaltung des freien Handels und der priva- 
Soweit die artikulierten Ziele eines Pro- ten müssen, verleihen eine wirtschaftliche ten Unternehmerinitiative auf der Grundlage 
gramms nicht als Täuschung gedacht sind, und damit politische Macht, die die Freiheit des Privateigentums." Lediglich der Groß- 
haben sie zwingend eineTheorie zur Grund- im Staate gefährden kann." Die Lösung sieht grundbesitz des (ostelbischen) Adels - nicht 
lage; diese entziffert die Gegenwart und die CDU in Kartellgesetzen und weiter in dagegen der Großbauern - sei zu enteignen. 
klärt über die Folgen der politischen Aktio- einem ,,machtver- Dies ist im Kontext der 
nen auf, für die geworben wird. Die Theorie teilenden Prin- sowjetischen Politik zu 
erscheint in den Programmen schlagwortar- zipn: Die Gebiets- ZU Ende der 40er Jahre die verstehen: wenn sie ein 
tig, bleibt jedoch identifizierbar; sie ist in körperschaften ~ ~ ~ t ~ ~ l l ~  wirtschaftlicher neutrales, vereinigtes 
politische Losungen gefasst, womit ihr pro- und „die im Be- Deutschland anstrebt, 
gnostischer Wert unterstrichen wird. Das trieb tätigen Ar- Macht und Sozialisierung dann muss als Gegenof- 
theoretische Verständnis der Gegenwart beitnehmer" soll ZU fordern, war in ferte an die Westmächte 
und der Möglichkeiten, die in ihr enthalten len an diesen Un- die Gesellschaftsordnung 
sind, geben einen deutlichen ~ufschluss ternehmen betei- Westdeutschland nichts offen bleiben. Die KPD 
über den Wandel der jeweiligen Erfahrung ligt werden. Die Außergewöhnliches. schwenkte schließlich 
und ihrer Bewertung, besonders aber über Kohlen bergwer- erst auf einen sozialisti- 
die Ablösung von tradierten Werten. ke sind wegen schen Kurs ein, als die so- 
Unter diesen Aspekten sind Parteiprogram- des,,von ihnen geförderten,für das gesamte wjetischen Vorstellungen einer europäi- 
me, und so auch die der SPD, zu untersu- Volk lebenswichtigen Urprodukts" zu ver- schen Nachkriegsordnung am Widerstand 
chen. In ihrer Abfolge legen die Programme gesellschaften, des weiteren gegebenen- des Westens scheiterten. 
der SPD eine Unterscheidung in drei Etap- falls die eisenschaffende Großindustrie. Im Die SPD dagegen geht den entgegenge- 
pen nahe: Eine erste Phase mit einer streng Ganzen wird gesucht nach einer Ordnung setzten Weg. Sie verfolgt zunächst ent- 
sozialistischen Orientierung im Sinne der des Verhältnisses von Staat und Wirtschaft, schieden sozialistische Ziele; erst im Go- 
politischen Leitsätze vom Mai 1946, eine in der unternehmerische Initiative ihren desberger Programm akzeptiert sie im 
zweite Phase, die einen demokratischen So- ,,erforderlichen Spielraum" behält, in der Grundsatz den Kapitalismus; fordert aber 
zialismus als Endziel gelten lässt, sich aber die Unternehmen aber nicht eine wirt- seine entschiedene demokratische Regu- 
im Konkreten darauf konzentriert, wie der schaftliche Macht entfalten, die sie politisch lierung. 
Kapitalismus durch keynesianische Politik missbrauchen könnten. (Diese Grundge- 
zu regulieren sei, und eine dritte Phase, in danken tauchen dann später im Godesber- SPD für eine neue Wirtschaftsverfas- 
der die Ziele des Sozialstaates und der Voll- ger Programm der Sozialdemokraten auf.) sung 
beschäftigung aufgegeben werden zuguns- Alles,was sich um den Begriff des,,Sozialismus In der unmittelbaren Nachkriegszeit dage- 
ten eines - als dritten Weg vorgestellten - aus christlicher Verantwortung" rankt, findet gen zielt die SPD in ihren politischen Leit- 
neoliberalen Entwurfes. spätestens mit den Düsseldorfer Leitsätzen sätzen vom Mai 1946 auf eine neue Wirt- 

der CDU im Jahr 1949 sein Ende, als sich der schaftverfassung an:,,Die Sozialdemokratie 
Der CDU-Flirt m i t  sozialistischen Ideen Adenauer-Flügel der Partei durchsetzt. Das erstrebt eine sozialistische Wirtschaft durch 
nach 1945 Konzept ist nun, Staat und Privatwirtschaft planmäßige Lenkung und gemeinwirt- 
Zu Ende der 40er Jahre die Kontrolle wirt- durch die vollständige Konkurrenz schaftliche Gestaltung.",,Die Sozialisierung 
schaftlicher Macht und Sozialisierung zu for- voneinander zu trennen: Die einzelnen Wirt- hat zu beginnen bei den Bodenschätzen 
dern, war in Westdeutschland nichts Außer- schaftseinheiten sind zu klein, um die Politik und den Grundstoffindustrien. Alle Betriebe 
gewöhnliches: 1947 fasst die CDU von zu beeinflussen. Dies ist einer der wesentli- des Bergbaues, der Eisen- und Stahlerzeu- 
Nordrhein-Westfalen in ihrem Ahlener Pro- chen GrundsätzederSozialen Marktwirtschaft. gung und -bearbeitung bis zum Halbzeug, 
gramm ihre Erfahrungen mit dem Ende der der größte Teil der chemischen Industrie 
Weimarer Republik in dieser Weise zusam- Kommunisten für freien Handel und die synthetischen Industrien, die Groß- 
men:,,Die zu dem engen Kreis der Vertreter Die KPD dagegen vertritt in der unmittelba- betriebe überhaupt, sind in das Eigentum 
der Großbanken und der großen industriel- ren Nachkriegszeit keine sozialistischen Po- der Allgemeinheit zu überführen." 

Die Form der Planung wird im einzelnen 
nicht ausgeführt,aber eine Wirtschaft sowje- 
tischen Typs soll es nicht sein.Vielmehr kann 

Tanja Chawla, Dipl. Volkswirtin an der Hamburger Universität für Wirtschaft und Politik davon ausgegangen werden, dass die hessi- 
Dr. Herbert Schui, Professor für Volkswirtschaftslehre an der Hamburger Universität für Wirt- schen ,,Sozialgemeinschaften", die 1947 als 
Schaft und Politik, Mitglied der Memorandum-Gruppe Prototypen einer neuen Wirtschaftordnung 



in die Debatte gebracht wurden, auch Vor- immer viele Menschen bedrücken." Da die 
bild für eine nationale Planung sein sollten. ,,Marktwirtschaft aus sich heraus keine ge- 
Ähnlich wie im Ahlener Programm der CDU rechte Einkommens- und Vermögensvertei- 
war an ein ,,machtverteilendes Prinzip'' ge- lung" gewährleistet, ist es in der Verantwor- 
dacht, vervollständigt um die Gewerkschaf- tung des Staates,dass das Wachstum der Ar- 
ten und um Konsumentenverbände, aber es beitsproduktivität allgemeine Wohlfahrt 
ging hierbei nicht einfach um die Kontrolle schafft. 
der politischen Macht der Großunterneh- Es ist diese Verantwortung, die das Godes- 
men, sondern um diejenigen Planungsin- berger Programm von der gegenwärtigen 
stanzen, die die un- Position der SPD un- 
ternehmerische Sou- terscheidet. Gemein- 
veränität ablösen ,Arbeit ist nicht nur eiqentum sieht das - 
sollten: Einen ,,Spiel- Existenzbedingung, Programm ebenfalls 
raum für unterneh- vor: dies aber wird 
merische Initiativeu sondern entscheidende vor'rangig nicht mit 
im Sinne eines priva- 
ten Unternehmer- 

Dimension menschlichen be"eren Mögs"ch- 
keiten der Lenkung 

tums sollte es nicht Daseins." (Berliner begründet, sondern 
mehr geben - mit 
Ausnahme allenfalls Programm 1989) 
der kleinen Betriebe. 
Das Verhältnis von Wirtschaft und Staat war 
damit anders gelöst als im Ahlener Pro- 
gramm und erst recht anders als im Konzept 
der Sozialen Marktwirtschaft: Es war Planung 
durch politische Gewalten, die durch gegen- 
seitige Kontrolle die Herausbildung einer 
autonomen Planungsverwaltung verhindern 
sollten. 
Markt und Plan im Godesberger Programm 
Spätestens mit dem Godesberger Pro- 
gramm von 1959 verlässt die SPD ihre sozi- 
alistische Linie. Es setzt sich die allgemeine 
Anerkenntnis,,freier Unternehmerinitiative" 
durch. Dies allerdings mit wesentlichen 
Einschränkungen, die sich aus zwei Forde- 
rungen herleiten: Die kapitalistische Wirt- 
schaft ist durch ,,staatliche Lenkungsmaß- 
nahmen" zu stabilisieren und die wirt- 
schaftliche Macht ist zu kontrollieren. Ziel 
der Wirtschaftspolitik ist, die ,,zweite indus- 
trielle Revolution" zu nutzen, um „die Not 
und das Elend zu beseitigen, die noch 

mit der Kontrolle 
w i r t s c h a f t l i c h e r  
Macht. „Mit ihrer 

durch Kartelle und Verbände noch gestei- 
gerten Macht gewinnen die führenden 
Männer der Großwirtschaft einen Einfluss 
auf Staat und Politik, der mit demokrati- 
schen Grundsätzen nicht vereinbar ist. Sie 
usurpieren Staatsgewalt. Wirtschaftliche 
Macht wird zu politischer Macht." Daher: 
,,Wo mit anderen Mitteln eine gesunde 
Ordnung der wirtschaftlichen Machtver- 
hältnisse nicht gewährleistet werden kann, 
ist Gemeineigentum zweckmäßig und 
notwendig." Sicherlich lässt sich auch die- 
se Begründung von Gemeinwirtschaft mit 
der staatlichen Verantwortung für allge- 
meine Wohlfahrt verknüpfen, denn der 
Staat kann seiner Verantwortung nur dann 
nachkommen, wenn er eine Politik betrei- 
ben kann, die nicht von der Großwirtschaft, 
von ,,usurpierter Staatsgewalt" eingeengt 
ist. Definiert ist auf diese Weise das Ver- 
hältnis des Politischen zur Privatwirtschaft. 
Staat und Wirtschaft werden als eigenstän- 
dige Subjekte begriffen: Der demokrati- 
sche Staat hat den Vorrang. Er soll der Sou- 
verän sein, der die Wirtschaft ordnet. 
Diese Sorge, dass wirtschaftliche Macht die 
demokratische Souveränität beseitigen, 
sich den Staat unterordnen könnte, erin- 
nert an das Ahlener Programm der CDU. 
Den Beteiligten war offenbar aus der Er- 
fahrung klar, worüber sie redeten. Es sollte 
nicht unerwähnt bleiben, dass die Theori- 
en des Staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus, wie sie von den kommunistischen 
Parteien vertreten wurden, sich mit dem- 
selben Sachverhalt beschäftigten: Hier war 
zunächst davon die Rede, dass sich das 
Monopolkapital dem Staatsapparat unter- 
geordnet hätte, dann von einer Verschmel- 
zung und schließlich davon, dass der Staat 
im Kapitalismus ein eigenständiges Sub- 
jekt sei. War dies das Merkmal des Staates, 
dann war er - als partizipative Massende- 
mokratie - geeignet, auch eine grundle- 
gende Umgestaltung der Gesellschaft ein- 
zuleiten. 

Marktskepsis und Ökologie i m  Berliner 
Programm 
Das Berliner Programm von 1989 weicht 
von dieser Charakterisierung der wirtschaft- 
lichen Macht nicht ab: Sie ist unverändert 
eine Gefährdung der Eigenständigkeit, der 
Souveränität demokratisch legitimierter 
Politik: ,,Nicht wirtschaftliche Macht oder 
marktbeherrschende Unternehmen dürfen 
der Politik den Handlungsrahmen vorge- 
ben, sondern demokratisch legitimierte 
Entscheidungen müssen im Interesse des 
Gemeinwohls Rahmen und Ziele für wirt- 
schaftliches Handeln setzen." Wirtschafts- 
macht lasse sich in politische Macht umset- 
zen. 
Erneut wird betont:,,Wo mit anderen Mit- 
teln eine sozial verantwortbare Ordnung 
der wirtschaftlichen Machtverhältnisse und 
die Durchsetzung der qualitativen Kriterien 
wirtschaftlicher Entwicklung nicht gewähr- 
leistet ist, ist Gemeineigentum zweckmä- 
ßig und notwendig. (..J Vergesellschaftung 
muss zugleich demokratisches Element als 
auch wirtschaftspolitisches Instrument 
sein." Bei diesen qualitativen Kriterien han- 
delt es sich vor allem um,,Vollbeschäftigung 
(und) die Erhaltung ökologischer Kreisläufe", 
denn,,der Markt kann (..J wedervollbeschäf- 
tigung herstellen noch Verteilungsgerech- 
tigkeit bewirken oder die Umwelt schüt- 
zen." 

1989: ,,Sozialdemokratischer Triumph" 
über den Kommunismus 
Die Vereinigung Deutschlands und damit 
der Zusammenschluss der ost- und west- 
deutschen SPD is t  Anlass für ein neues Par- 
teiprogramm: ,,Seit dem 27. September 
1990 ist die SPD wieder, was sie seit ihrer 
Gründung vor weit über 100 Jahren hat 
sein wollen: die Partei der Sozialen Demo- 
kratie für das ganze Deutschland." Grundla- 
ge für das neue Programm bleibt das Berli- 
ner Programm von 1989. Es wird in leicht 
geänderter Form unter Berücksichtigung 
ostdeutscher Realität auf dem Parteitag in 
Leipzig 1998 erneut verabschiedet. 1989 
noch schreibt die SPD von der,,historischen 
Grunderfahrung" der Arbeiterbewegung, 
die darin bestehe,,,daß Reparaturen am Ka- 
pitalismus nicht genügen." Folglich sei 
,,eine neue Ordnung von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft ist nötig." Auffällig bei der geän- 
derten Fassung ist die erneute Betonung 
der Feindschaft gegenüber dem Kommu- 
nismus als ,,angeblicher sozialistischer Al- 
ternative". (Eine Abgrenzung dieser Art fehlt 
in keinem Programm.) Schadenfreude und 
eine gewisse Erleichterung kommt hinzu: 
„Das Scheitern des Kommunismus bestätigt 
die Grundüberzeugung der Sozialdemokra- 
ten, die sie in der Auseinandersetzung mit 
dem Kommunismus verfochten haben: Das 
Ziel einer freien, gerechten und solidari- 
schen Gesellschaftsordnung ist für alle Zu- 
kunft nicht von der Garantie der Menschen- 



rechte als Voraussetzung politischer und so- 
zialer Gleichheit zu trennen." 
Wie im einzelnen aber stellen sich die Sozi- 
aldemokraten den freien gerechten Weg 
der Gesellschaft vor? Die Grundlage ist der 
traditionelle Reformismus der SPD mit dem 
Keynesianismus als Wirtschaftstheorie. Dies 
setzt eine Wirtschaftspolitik voraus, die, wie 
erwähnt, ihre Eigenständigkeit gegenüber 
den Ambitionen der wirtschaftlichen Macht 
erkämpft. Unter dieser Voraussetzung Iässt 
sich in den folgenden Schritten zu Vollbe- 
schäftigung und allgemein besseren Le- 
bensverhältnissen kommen: 
,,Arbeit ist nicht nur Existenzbedingung, 
sondern entscheidende Dimension 
menschlichen Daseins." Daher liegt der 
Schwerpunkt der nationalen Wirtschaftspo- 
litik auf der sechsstündigen Fünf-Tage-Wo- 
che, um so der Arbeitslosigkeit entgegen- 
zuwirken. Betont wird:,,Unserer Gesellschaft 
geht die Arbeit nicht aus." Arbeit wird ganz 
in der Tradition der Parteiprogramme als 
Menschenrecht beschrieben. Somit gehört 
die Arbeit selbst wie auch die gesamtwirt- 
schaftliche Beschäftigung in den Verantwor- 
tungsbereich des Staates. Folglich heißt es 
ganz im Sinne des Linkskeynesianismus: ,, 
Eine gerechtere Einkommensverteilung 
sorgt für sozialen Ausgleich und schafft zu- 
sätzliche Nachfrage und damit Arbeitsplät- 
ze." Da aber,,der Bedarf an Dienstleistungen 
wächst", findet sich auch im Bereich der öf- 
fentlichen Dienstleistungen ein ausbaufähi- 
ger Arbeitsmarkt, ebenso wie innerhalb des 
Kultur- oder Freizeitbereichs. 
In diesem Kontext wird der Blick auf die 
Löhne und Gehälter gelenkt, wobei 
allerdings eingehendere Erläuterungen feh- 
len.,,Löhne und Gehälter sollen nach Ein- 
kommensgruppen differenziert erhöht 
werden." Kriterien für diese Differenzierung 
werden nicht genannt. Die Aspekte der Fi- 
nanzierung eines erweiterten öffentlichen 
Dienstes und der weiteren politischen Um- 
setzung Iässt die SPD an dieser Stelle uner- 
wähnt. 

Wem dient das Kapital? 
a Mit dem Grundsatz,, Das Kapital hat dem 

Menschen und nicht der Mensch dem Kapi- 
tal zu dienen." setzt die SPD den Rahmen ih- 

V rer Politik. In der Einsicht, dass diesem 
Grundsatz nur gefolgt werden kann, wenn 
verschiedene Kontrollinstrumente genutzt 
werden und der Staat selbst auch als regu- 
lierende Instanz in Erscheinung tritt, legiti- 
miert die SPD eine umfassende Wirtschafts- 
Fiskal- und Beschäftigungspolitik. Beson- 
ders bei der Fiskalpolitik wird die keynesia- 
nische Orientierung er SPD deutlich. Denn 
gerade,,in Zeiten der Konjunkturschwäche 
dürfen die Ausgaben nicht reduziert wer- 
den, (...) selbst wenn dies Kreditaufnahme 
erfordert." Dies ist klassische antizyklische 
Fiskalpolitik, die darauf setzt, in Zeiten der 
konjunkturellen Flaute die Staatsausgaben 

nicht zu senken, also '* ' ' ~ 

nicht zu ,,sparenu, . . 
und die uberdies 
Staatsdefizite vor- 
sieht, um den Kon- 
iunktureinbruch ab- 
zuschwächen und zu 
verkürzen. Die lang- 
fristigen öffentlichen 
Investitionen dage- 
gen sollen durch 
eine Besteuerung 
nichtinvestierter Ge- 
winne und eine (im 
Grunde) progressive 
Einkommensteuer 
finanziert werden. 
Hier skizziert die SPD eine Steuerreform, timierte Entscheidungen müssen im Inter- 
die sozial sein will, indem sie eine gerech- esse des Gemeinwohls Rahmen und Ziele 
tere Einkommensverteilung anstrebt: ein für wirtschaftliches Handeln setzen." 
steuerfreies Existenzminimum, eine Entlas- Die Ausgestaltung dessen bleibt allerdings 
tung kleiner und mittlerer Einkommen, Kin- diffus, denn die Wirtschaftsdemokratie,,ver- 
dergeld, eine Verringerung von Steuersub- bindet Privat- und Gemeineigentum, per- 
ventionen, eine steuerliche Begünstigung sönliche Initiative mit Verantwortung für 
reinvestierter Gewinne und die Gleichstel- das Gemeinwesen und mit staatlichem 
lung der Einkünfte aus Finanzanlagen und Handeln, Wettbewerb mit staatlicher Rah- 
Arbeit - was jede Form einer Abgeltungs- mensetzung, unternehmerische Freiheit 
Steuer auf Einkommen aus Geldvermögen mit Machtkontrolle, Mitbestimmung und 
verbietet. Selbstverwaltung." 

Innerhalb dieser Wirtschaftsdemokratie 
Wirtschaftsdemokratie versus Wettbe- sind Markt und Wettbewerb im Sinne der 
werbsstaat SPD unentbehrlich, denn,,durch den Markt 
Der Wettbewerbsstaat ist für die SPD offen- wird die unüberschaubare Vielfalt wirt- 
bar keine geeignete Institution, wenn der schaftlicher Entscheidungen wirksam koor- 
Grundsatzvom,,KapitaI,das dem Menschen diniert." Wenn also der Staat den allgemei- 
dienen soll" zu verwirklichen ist. Ein solcher nen Rahmen abgesteckt und seine einzel- 
Staat sei ungeeignet,die,,Menschen mit Ge- nen wirtschaftpolitischen Vorhaben durch- 
meinschaftsgütern und -1eistungen zu ver- gesetzt hat, dann kann sich alles andere 
sorgen." Dieser andere Staat, der Staat der selbst steuern. Der Markt ist mit dem Wohl 
SPD, braucht seine gesellschaftliche Basis: der Gesellschaft legitimiert; er wird nicht 
,,Dies kann in westlichen Industrieländern verstanden als der Ort, an dem sich aus 
durch staatliche Steuerung, die Gegen- Gründen ungleich verteilter Macht letztlich 
macht von Gewerk- kapitalistisches Inte- 
schaften, Dezentrali- resse durchsetzt. 
sierungen von Ent- Die Programme der SPD Vielmehr wird die 
Scheidungen und ge- folgende Vorstellung 
sellschaftlichen Kon- bekennen stets, den angedeutet: Der 
Sens auf der Grundla- Vorrana der Politik vor der Markt beziehungs- 
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ge eines breiten Re- weise die Privatwirt- 
formbündnisses ae- Wirtschaft gefordert ZU allgemein - 
schehen, das auch die haben. stellen eine Art Rest 
neuen sozialen Be- dar, der weite Berei- 
wegungen einbe- che bei der Versor- 
zieht." Damit sind die gesellschaftlichen gung der Bevölkerung sichert. Die Hauptsa- 
Subjekte angesprochen, die eine sozialde- che aber ist Angelegenheit des Staates und 
mokratische Politikdurchsetzen könnten. anderer politischer Subjekte, so der Ge- 
Die privaten Wirtschaftsunternehmen wer- werkschaften. 
den nicht erwähnt. Implizite sind sie als Staat und Politik behaupten sich erfolgreich 
Gegner der Reform benannt. Insofern ist es gegen wirtschaftliche Macht (womit die Fra- 
folgerichtig, wenn die SPD weiterhin ihre ge der am Markt ungleich verteilten Macht 
sozialistische Tradition betont:,,ln der Wirt- gelöst sein könnte), sie stecken den Rahmen 
schaftsdemokratie haben gesellschaftliche ab,sie legen Bereich für den öffentlichen Sek- 
Ziele Vorrang vor den Zielen privatwirt- tor fest. Sie und die Gewerkschaften regeln 
schaftlicher Kapitalverwertung. Nicht wirt- als außermarktliche Einrichtungen die Ein- 
schaftliche Macht oder marktbeherrschen- kommensverteilung, die Arbeitszeit und vie- 
de Unternehmen dürfen den Handlungsrah- les mehr. Sie führen auf diese Weise Vollbe- 
men vorgeben, sondern demokratisch legi- schäftigung herbei. Damit wäre die Neoklas- 



sik als Wirtschaftstheorie auf den Kopf ge- 
stellt: Nicht der Staat ist das Residuum, die 
Restgröße, die dadurch zustande kommt, 
dass Einiges aus logischen Gründen aus dem 
Modellkontext der Neoklassik herausgenom- 
men werden muss (etwa weil mache Leis- 
tungen zu öffentlichen Gütern werden müs- 
sen, weil an ihnen das Ausschlussprinzip 
nicht durchsetzbar ist). 
Nun hat der Staat aus eigener Macht seinen 
Bereich definiert: Was er nicht in Beschlag 
nimmt, kann der Privatwirtschaft überlassen 
bleiben. Folglich wird festgehalten, dass 
,,Leistungswettbewerb (..J den Verbrau- 
chern und ihrer freien Konsumwahl zugute 
(kommt). Der Markt ist ein lnstrument zum 
Ausgleich zwischen Angebot und Nachfra- 
ge; er ist, eingebettet in eine entsprechend 
ausgerichtete Rahmensetzung, auch ein ef- 
fizientes lnstrument zur Steuerung von 
Nachfrage und Angebot." Sicherlich i s t  ein- 
zuräumen, dass dieses Verständnis der 
Grundsätze des Programms nicht zwingend 
ist. Denn die entscheidende Frage, wie um- 
fangreich der öffentliche Sektor, besonders 
der öffentliche Produktionssektor sein 
muss, damit die Politik den Vorrang haben 
kann, wird nicht beantwortet. Die SPD 
drückt sich hier recht diplomatisch und ver- 
halten aus. Auf diese Art schafft sie sich die 
Möglichkeit, ihre Selbstlegitimation auch 
dann zu bewahren, wenn sie die unterneh- 
merischen Interessen gut stellt. Denn wo 
genau endet die Möglichkeit und beginnt 
die Notwendigkeit in dem alles legitimie- 
renden Satz:,,Wettbewerb so weit wie mög- 
lich - Planung so weit wie nötig!" Und wer 
nimmt in der Praxis welche Aufgabe wahr? 
Im Programm nimmt sich die SPD vor, die 
Wettbewerbsgesetze zu verschärfen, die 
,,Herrschaftsmacht des Kapitals" allerdings 
sollen starke Gewerkschaften in ihre Gren- 
zen weisen. 

SPD-Programm zwischen sozialisti- 
schem Erbe und Pragmatismus 
Resümierend Iässt sich festhalten, dass die 
SPD Programme in einem sehr abstrakten 
Sinn versuchen, bestimmten traditionellen 
sozialistischen Grundsätzen treu zu bleiben, 
zumindest was die Kontinuität ihrer Erwäh- 
nung angeht. Aber zunehmend bleibt es 
doch bei einer einfachen Anrufung der Tradi- 
tion,ohne dass Klarheit über Ziele und Wege, 
über die Umsetzungs- und Ausgestaltungs- 
verfahren hergestellt würde. Zustand und 
Verfahren bleiben oft undefiniert, was eine 
beachtliche Breite an Ausgestaltungs- und 
Interpretationsmöglichkeiten eröffnet. Die- 
ser Mangel bringt es mit sich, dass sich im 
Programm eher gesellschaftliche Themen 
spiegeln, statt eine bindende Vorgabe für Ak- 
tionsprogramme, für eine konkrete Ausfor- 
mungen der Politik zu sein. Beispiele hierfür 
sind die Gleichstellung der Geschlechter 
oder die Forderung nach freier Bildung für 
alle, und nicht zuletzt die Frage danach, wie 

denn und nach welchen Merkmalen der öf- 
fentliche vom privatwirtschaftlichen Bereich 
zu trennen ist, was zu tun ist, wenn sich die 
Privatwirtschaft der staatlichen Verteilungs- 
politik durch Preiserhöhungen entzieht, wie 
die verfolgten Ziele in Einklang zu bringen 
sind mit der zunehmenden Verdichtung der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, was 
die SPD bei der Gestaltung dieser Beziehun- 
gen anstrebt. 
Aber trotz aller Einwände im Detail sollte 
nicht in den Hintergrund treten, dass die 
Programme der SPD auch dann, wenn sie, 
wie seit Godesberg, sich grundsätzlich zum 
Kapitalismus bekennen, stets den Vorrang 
der Politik vor der Wirtschaft gefordert ha- 
ben. Die Verfassungsorgane, die Gewerk- 
schaften und - in den späteren Programmen 
- auch soziale Bewegungen oder Initiativen 
von abhängig Beschäftigten, die auf mehr 
Selbstbestimmung abzielen, sie alle sollen 
für eine Machtbalance in der Gesellschaft 
sorgen. Der Staat, ergänzt oder unterstützt 
von Kräften, die in einem genuinen Gegen- 
satz zur Unternehmerschaft stehen, soll als 
eigenständiges, handlungsfähiges Subjekt in 
der Lage sein, das Interesse „der Vielen" an 
Vollbeschäftigung und sozialer Sicherheit 
durchzusetzen. Aber nicht nur diese politi- 
schen Voraussetzungen benennen die Pro- 
gramme: Sie machen klar, dass keynesiani- 
sche Makroökonomie ihr Verständnis der 
Wirtschaft ist und dass dieseTheorie die Stra- 
tegie hergibt, die zum Ziel führt. 

SPD 2010 - Der Abschied vom sozialde- 
mokratischen Erben? 
Zunehmend aber tritt die SPD nicht mehr 
mit ihren Parteiprogrammen öffentlich in 
Erscheinung. Vielmehr stellt sie ihre Positi- 
on in Grundsatzpapieren oder Regierungs- 
erklärungen dar, die völlig andere Grundla- 
gen haben und auch radikal andere Ziele 
verfolgen als die auf den Parteitagen be- 
schlossenen Programme. Diese Programm- 
Surrogate bestimmen die Praxis der SPD. Sie 
werden nach einer hinreichenden Zeit der 
Gewöhnung und der Aussonderung der 
noch verbliebenen Parteigänger des klassi- 
schen Reformismus und des demokrati- 
schen Sozialismus das neue Programm der 
SPD werden. Was im einzelnen zu erwarten 
ist, Iässt sich im Schröder -Papier vom Som- 
mer 1999 und in der Regierungserklärung 
vom März 2003 nachlesen. 
Statt einer ,,gerechteren Einkommensver- 
teilung", die,,zusätzliche Nachfrage und da- 
mit Arbeitsplätze'' schafft", wird es künftig 
wie in der Regierungserklärung heißen. 
.Wir können nur das verteilen, was wir 
vorher erwirtschaftet haben." Einen Zu- 
sammenhang zwischen Verteilung und 
Wachstum wird dann ausgeschlossen. 
Mehr Beschäftigung kann nur noch erwar- 
tet werden von einer vereinfachten Unter- 
nehmensbesteuerung und von einer Sen- 
kung der Körperschaftssteuer, was die 

,,Rentabilität stärkt" und,,Investitionsanrei- 
ze schafft". (Schröder-Blair) 
Der Sozialstaat wird Schritt für Schritt besei- 
tigt, weil die Lohnnebenkosten zu senken 
sind. Dies erwarteten „die Menschen, die in 
den Betrieben und Büros ihre Arbeit tun". (Re- 
gierungserklärung) Kein Wort mehr davon, 
dass alles darauf hinauslaufen muss, über den 
Weg steigender Bruttolöhne die einzelnen 
Beschäftigten ebenso wie die gesetzlichen 
Sozialversicherungen am Wachstum der Ar- 
beitsproduktivität zu beteiligen. Die Gewerk- 
schaften sind nicht mehr die Gegenmacht zu 
den Unternehmern,vielmehr,,gestalten sie in 
Kooperation mit den Arbeitgebern den Wan- 
del", sie lösen die,,traditionellen Konflikte am 
Arbeitsplatz" (Schröder-Blair),die,,Tarifparteien 
sollen sich auf betriebliche Bündnisse eini- 
gen". (Regierungserklärung) 
Ohne diese Liste künftiger Programmpunk- 
te weiter zu verlängern: der Unterschied zu 
den bisherigen Programmen liegt in fol- 
gendem: Bis dahin herrschte die Erkenntnis 
vor, dass es im Kapitalismus die Aufgabe 
von Gesetzgebung, Tarifvertrag und Ver- 
gleichbarem sein muss, die ökonomischen 
Aggregate wie Arbeitszeit, Lohnhöhe, Kon- 
sumieren und Investieren zurecht zu rü- 
cken mit dem Ziel, hinreichend Erwerbs- 
möglichkeiten zu schaffen und den Sozial- 
staat am Wachstum der Arbeitsproduktivi- 
tät zu beteiligen. 
Es war klar: Die Abstimmung dieser Aggre- 
gate liegt außerhalb der Reichweite indivi- 
dueller Anstrengungen. Deswegen ist Poli- 
tik, gemeinsame Willensbildung (die Her- 
ausbildung einer gesellschaftlichen Präfe- 
renz) und die kollektive politische Aktion 
die unausweichlicheVoraussetzung für eine 
Verbesserung der individuellen Lebensver- 
hältnisse. 
All das soll nicht mehr gelten. Vielmehr ist 
es nun Sache der Einzelnen, der Eigenver- 
antwortung, durch Erwerbsarbeit zu einer 
Besserung ihrer Lebensverhältnisse zu 
kommen. Hierzu dient der aktivierende So- 
zialstaat. Durch Diskriminierung führt er bei 
den Einzelnen Verhaltensänderungen her- 
bei: Er soll als ,,Trampolin" verstanden wer- 
den, das durch Stärkung der Eigenverant- 
wortung die Erwerbslosen immer wieder 
fast schwerelos in den Arbeitsmarkt hoch- 
wirft. Tatsächlich aber ist für den Bereich 
von Sozialem und Beschäftigung eine rigide 
Erziehungsdiktatur vorgesehen: Arbeitslose 
sollen bei schmaler Kost solange schika- 
niert werden, bis wieder Erwerbsgesinnung 
zum Vorschein kommt, wer eine Altersrente 
bekommt, soll Kürzungen ohne Murren hin- 
nehmen, denn es ist ein Opfer für die Jun- 
gen, die gerade eine Familie gründen. Aber 
nicht diesen wird geopfert, sondern den 
Unternehmern: Die Konditionierung, willig 
zu einem niedrigen Lohn auf Zeit zu arbei- 
ten und das Nettoeinkommen durch gerin- 
ge Sozialabgaben aufzubessern, wird die 
Gewinne steigen lassen. spw 4 12003 



Grand Hotel a m  Abgrund 
In der Auseinandersetzung zwischen liberalem Kapitalismus und sozialer 
Demokratie muss die SPD ihr programmatisches Defizit beseitigen 

Von Michael Müller 

Um die Tragweite der Reformde- 
batte zu erkennen, die sich um das Stich- 
wort Agenda 2010 dreht, i s t  eine Bestands- 
aufnahme notwendig.Wir leben nämlich in 

C 

einer Zeit der Zuspitzungen, in dem wahr- 
scheinlich tief greifendsten Umbruch unse- 
rer Gesellschaft seit den 1950er Jahren. Die 
lange Phase von Stabilität und Sicherheit ist 
erst einmal vorbei. Der Prozess der Globali- 
sierung kommt einer großen Transformati- 
on von Wirtschaft und Gesellschaft gleich. 
Nun erfüllt sich, wie das Handelsblatt aus 
Anlass des 150-ten Jahrestags der Veröffent- 
lichung schrieb, die ebenso grandiose wie 
weitsichtiqe Be- 

Regime von Desintegration und Destabili- 
sierung liegt in den 1970er Jahren, als die 
USA nicht bereit waren, die hohen Kosten 
des Vietnam-Krieges zu bezahlen. 
Nachdem die Europäer die Abwehr immer 
neuer lnflationswellen nicht mehr bezahlen 
wollten, zerbrach Mitte der siebziger Jahre 
das Weltwirtschaftssystem, das 1944 in dem 
amerikanischen Badeort Bretton Woods ins 
Leben gerufen worden war. Die amerikani- 
sche Wirtschaft,,sanierten sich durch einen 
massiven Kapitalzufluss aus anderen Län- 
dern, der durch die hohen Realzinsen in den 
USA möglich wurde. Je krisenhafter die 

Weltwirtschaft wurde, 
Schreibung aus dem desto mehr wurde pa- 
,,Kommunistischen Die Globalisierung schaltet rado„rweise qerade 
Manifest" von 1848: die Erde ökonomisch gleich der Krisenauslöser USA 
,,An die Stelle der al- der scheinbar sichere 
ten lokalen und natio- und nimmt dabei den Hafen im Meer der 
nalen Selbstgenüg- Menschen ihre Sicherheit stürmischen Global- 
samkeit und Abge- Ökonomie. 
schlossenheit tritt ein und Identität, weil dieser Mit Hilfe eines 
allseitiger Verkehr, Prozess nicht sozial und ,,schmutzigenu Keyne- 
eine allseitige Abhän- sianismus über gewal- 
gigkeit der Nationen polifi~ch gestaltet wird. tige Rüstungsausga- 
voneinander. Und wie 
in der geistigen, so 
auch in der materiellen Produktion. Die Er- 
zeugnisse der einzelnen Länder werden All- 
gemeingut. Die bürgerlichen Produktions- 
und Verkehrsverhältnisse ..., die moderne 
bürgerliche Gesellschaft gleicht dem He- 
xenmeister, der die unterirdischen Gewal- 
ten nicht mehr zu beherrschen vermag, die 
er hervor beschwor. Alles Ständische und al- 
les Stehende verdampft, alles Heilige wird 
entweiht. Die Menschen sind endgültig ge- 
zwungen, ihre Lebensstellung, ihre gegen- 
seitigen Beziehungen mit nüchternen Au- 
gen anzusehen." 

Der Niedergang des Wohlfahrtsstaates 
Unter den Zwängen einer entfesselten Öko- 
nomie wird selbst der reicheTeil der Welt zu 
einem Grand Hotel am Abgrund. Dies hat 
längerfristige Ursachen, die insbesondere 
in der Dominanz der Finanzinstitute und der 
Ausrichtung auf einen Arbitrage-Kapitalis- 
mus der kurzen Frist liegen. Ein wichtiger 
Ausgangspunkt für das neue ökonomische 

ben, der Informations- 
und Kommunikati- 

onstechnologien und einer radikalen Libe- 
ralisierung der Arbeitsmärkte kam es zur 
Restrukturierung der angeschlagenen ame- 
rikanischen Wirtschaft und zu einer zuneh- 
menden ökonomischen Instabilität in an- 
deren Volkswirtschaften. Seit dieser Zeit do- 
minieren die monetären Faktoren, die bis 
heute eine große Wirkung entfalten. Welt- 
bank und Internationaler Währungsfonds 
wurden zum Rammbock für die Interessen 
der Banken und der Wall Street. Und mit der 
Gründung der WTO setzte sich der ,,Was- 
hington-Konsens" durch, der von dem Öko- 
nom Williamson Anfang der 1990er Jahre 
aufgeschrieben worden war. 
Die Folgen waren politisch eine weit ge- 
hende Entmachung der Demokratie, Ökono- 
misch ein Rückfall in eine Art globaler Frei- 
handelswirtschaft. In der Globalisierung 
wird im großen Stil die Unterschiede in Zeit 
und Raum ausgebeutet - im Raum durch 
ein Sozial- und Umweltdumping, in der Zeit 
durch spekulative Erwartungen, die 
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wiederum die Politik zwingt, diesen Erwar- 
tungen durch Liberalisierung Deregulie- 
rung gerecht zu werden. 

Der Siegeszug der Globalisierung 
Damit wurde der enge Zusammenhang 
zwischen Kapital, Management und Arbeit, 
der in den vergangenen Jahrzehnten die 
Wirtschafts- und Sozialbeziehungen in der 
Bundesrepublik geprägt hatte, aufgelöst. 
Der globale Kapitalismus ist nicht nur 
mächtiger, er ist auch anonymer. Vor dem 
Hintergrund dieser Entwicklung sind wir 
heute besonders mit vier großen Heraus- 
forderungen konfrontiert: 
Erstens: Die außergewöhnlich günstigen 
ökonomischen Faktoren der Nachkriegszeit, 
die auf der Basis von hohem Wachstum, Na- 
tionalstaat und Flächentarifvertrag die sozi- 
ale Marktwirtschaft ermöglicht haben, sind 
vorbei. In der bisherigen Form sind sie auch 
nicht wiederherzustellen. Massenprodukti- 
on und hohes Wirtschaftswachstum haben 
zwar nach der Ausbeutung des Menschen 
im 19. Jahrhundert in den vergangenen fünf 
Jahrzehnten in den westlichen Industrielän- 
dern die Beschäftigungssituation und die 
soziale Frage entschärft, aber nicht zuletzt 
durch die Ausbeutung der Natur. 
In der globalen Epoche kommt nun beides 
zusammen:Arbeit wird durch Technik über- 
nommen, die Naturzerstörung spitzt sich zu. 
Das versperrt die bisherigen Auswege, die 
allerdings oftmals zu Lasten der Natur, der 
Dritten Welt und künftiger Generationen 
gegangen sind. Deshalb kann die Antwort 
nicht heißen: Wachstum mit aller Kraft. Un- 
ter den heutigen Bedingungen ist das nur 
um den Preis eines totalen Umwelt- und 
Sozialdumping möglich. 
Zweitens: Die Globalisierung i s t  ein histori- 
scher Trend, ihre Ausgestaltung eine politi- 
sches Projekt.Tatsächlich bedeutet in ihrer 
heutigen Form Globalisierung vor allem 
eine dramatische Zuspitzung der Ungleich- 
gewichte. Al Gore charakterisierte diese 
,,Dysfunktionalität", die für ihn eine Meta- 
pher für den Zustand der modernen Zivili- 
sation ist, als eine Form von AIDS, das die 
Substanz der Erde zerstört. 
In dieser Entzweiung verbindet sich das Zu- 
sammenwachsen der Welt zu einer Zer- 
brechlichen Einheit mit vertiefter Ausgren- 
zung und Ungleichheit. Die Globalisierung 
schaltet die Erde ökonomisch gleich und 
nimmt dabei den Menschen ihre Sicherheit 
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und Identität, weil dieser Prozess nicht sozi- 
al und politisch gestaltet wird. 
Das aber heißt: Wir haben nicht nur unbe- 
stritten ein konjunkturelles Problem, wir 
stehen vor tief greifenden Umbauaufgabe. 
Und richtig ist aus, dass diese Modernisie- 
rungsaufgabe in einer guten wirtschaftli- 
chen Situation leichter ist. Aber die Verhält- 
nisse sind nicht ist. 
Natürlich ist der Markt keine Naturgewalt 
und die Globalisierung kein Schicksal. Aber 
Tatsache ist, dass es den,,Rheinischen Kapi- 
talismus", der in der Vergangenheit den 
Ausgleich zwischen den Interessen von Ka- 
pital und Arbeit ermöglicht hat, nicht mehr 
gibt. Vielmehr setzte sich das angelsächsi- 
sche Modell von Freihandel in Verbindung 
mit einer pseudo-liberalen Wirtschafts- und 
Gesellschaftsideologie durch, das einen ge- 
waltigen Anpassungsdruck ausübt. 
Dn'ttens: Nach dem Zusammenbruch der 
zweigeteilten Welt verstärkte sich mit einer 
beispiellosen Dynamik die alte Bipolarität 
zwischen Arm und Reich, zwischen Wohl- 
standinseln und Elendsregionen, zwischen 
Ökonomie und Ökologie.~or allem die USA 
wirtschaften verantwortungslos auf Kosten 
Dritter. Nach der Boomphase der 1990er 
Jahre haben diese wachsenden Ungleich- 
heiten und Ungleichgewichte umso tiefer 
in eine weltweite Destabilisierung der 
Ökonomie geführt. 

Globalisierung als Gestaltungsprojekt 
Die amerikanische Volkswirtschaft, die in 
besonderem Maße die Weltwirtschaft 
prägt, ist in einer tiefen Krise. lhre Merkma- 
le sind eine gefährlich hohe Verschuldung, 
massiver Kapitalabfluss, niedrige Produkti- 
vität, steigende Verbindlichkeiten und eine 
überhöhte Immobilienbewertung. Ohne 
eine Kurskorrektur droht der Welt eine tiefe 
Rezession. 
Viertens: Der tief greifende Strukturwandel 
in den westlichen Gesellschaften, die älter 
werden und schrumpfen, aber ihre Leis- 
tungsfähigkeit, ihren Zusammenhalt und 

ihre Verteilungsspielräume auf hohes 
Wachstum und hohe Erwerbsarbeit abge- 
stellt haben.Von daher sind ganz neue Me- 
chanismen bei der Finanzierung von Ren- 
ten, Gesundheit und Pflege notwendig. 
Diese Herausforderungen betreffen alle 
westlichen Industriestaaten. In unserem 
Land kommen weitere gravierende Proble- 
me hinzu, insbesondere das reformpolitische 
Versagen der Regierung Kohl in den 1990er 
Jahren, als beispielsweise Schweden, Däne- 
mark oder die Niederlande unter sehr viel 
günstigeren wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen die Weichen für den Umbau des So- 
zialstaates gestellt haben, sowie die in vie- 
len Aspekten fragwürdige Finanzierung der 
deutschen Einheit. Diese Fehler und Ver- 
säumnisse holen uns heute in aller Härte ein. 
Der Modernisierungsbedarf, um reformpoli- 
tische Gestaltungsfähigkeit herzustellen, ist 
also groß. Dennoch wäre es falsch, andere 
europäische Modelle einfach zu kopieren. 
Tatsächlich gab es in den letzten 25 Jahren 
zwei Wege, die beide nicht überzeugen 
können. So haben zwar einige Länder durch 
eine rigide Flexibilisierung der Arbeits- 
märkte die Arbeitslosenquote drastisch 
senken können, doch ihr Preis sind gespal- 
tene Gesellschaften und oftmals eine ge- 
sunkene Produktivität. Andere Länder ha- 
ben zwar ihre vergleichsweise guten Sozi- 
alleistungen und Schutzbestimmungen 
einigermaßen erhalten, aber eine sehr 
hohe Arbeitslosigkeit nicht verhindern kön- 
nen. Auf jeden Fall bleibt, dass der Prozess 
der Erneuerung heute beginnen muss. 
Es ist eine spannende Zeit, in der neue poli- 
tische Konzepte gefragt sind. Doch die Linke 
befindet sich in der Defensive.,,Alles hat ein 
Innen und ein Außen. Die Macht der Herr- 
schenden ist immer auch die Ohnmacht der 
Beherrschten, die Verhältnisse zu verändern", 
so die These von Antonio Gramsci. Diese 
heute wieder aktuelle Mahnung an die Linke 
bedeutet, in der,,neuen Systemauseinander- 
setzung" zwischen liberalem Kapitalismus 
und sozialer Demokratie, um die es bei der 

,,neuen Weltordnung" geht, um die kulturelle 
Hegemonie zu kämpfen. 
Deshalb muss die Linke in dem Konflikt um 
die künftige europäische Wirtschafts- und 
Sozialordnung vor allem auf den politischen 
Diskurs setzen,auf die Fähigkeit, neue Visio- 
nen zu konkretisieren, um einerseits die 
geistigen Deformationen der Begriffe Re- 
formen und Modernität zu beenden und 
andererseits das Politische in die öffentli- 
che Arena zurück zu holen. Nur so wird es 
möglich sein, die Debatte um die Agenda 
2010, die Bundeskanzler Gerhard Schröder 
am 14. März 2003 vorgeschlagen hat und 
die seitdem SPD und Offentlichkeit in Atem 
hält, nicht nur zu bestehen, sondern sie zu 
erweitern zu einer unbedingt notwendigen 
Zukunftsdebatte. 
Von daher kann eine Debatte nach Ent- 
scheidungen kein Angebot sein. Die neue 
Dimension der Auseinandersetzung muss 
klar sein: Es geht um ein ehrgeiziges Gestal- 
tungsprojekt, um die radikale Risikobereit- 
Schaft, sich nicht anzupassen, sondern - wie 
bei der Enttabuisierung des Militärischen - 
Wirtschaft und Gesellschaft zu gestalten. 
Wie beim Irak-Konflikt, wo es nicht nur um 
die Frage des Krieges am Golf ging, sondern 
auch und noch mehr die künftige Weltord- 
nung, geht es auch hier um einen Grundsatz- 
konflikt, wie das europäische Gesellschafts- 
modell in der Globalisierung aussehen kann 
und aussehen muss. Mehr noch: Wenn es 
nicht ökonomisch und sozial zu einer multi- 
lateralen Welt der Vielfalt und Demokratien 
kommt, dann bleibt auch die Haltung der 
Bundesregierung gegen den Irak-Krieg eine 
Fußnote, ohne eine geschichtliche Dimensi- 
on anzunehmen. Eine gestaltende Rolle Eu- 
ropas für die neue Weltordnung braucht eine 
vitale ökonomische Grundlage. 
Deshalb muss die Linke die neue ,,System- 
auseinandersetzung" zwischen liberalem 
Kapitalismus und sozialer Demokratie, die 
sich seit einiger Zeit ankündigt, offensiv an- 
nehmen. Wenn sie nur versucht, das Beste- 
hende zu sichern, wird sie sogar das Er- 
reichte verspielen. Ralf Dahrendorf hat 
nämlich Recht, dass uns ein autoritäres 
Jahrhundert droht, wenn es nicht gelingt, 
die Prozesse der Globalisierung im weites- 
ten Sinne sozial zu gestalten. 

Die Herausofrderung für  d ie Parlamen- 
tarische Linke 
Aber richtig i s t  auch, dass kein automati- 
sches Wachstum uns diese Aufgabe abneh- 
men wird.Von daher muss die Operation am 
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,,offenen Herzen der SPD", an der Neuord- 
nung der Sozialsysteme nicht nur sehr sorg- 
fältig und überlegt ausgeführt werden, sie 
muss auch mit einer überzeugenden Pers- 
pektive auf Gesundung verbunden sein. 
Für die Parlamentarische Linke in der SPD- 
Bundestagsfraktion (PL) ist der Umbaupro- 
zess, der jetzt begonnen wurde, eine zen- 
trale Frage für die Zukunft der europäischen 



Sozialdemokratie. Selten lag das Risiko des 
Niedergangs und die Chance auf neue Stär- 
ke so dicht zusammen. Deshalb braucht 
dieser Prozess ein klares Leitbild. Dies sind 
für uns die grundlegenden Regeln und Prin- 
zipien der Nachhaltigkeit, die sowohl vom 
Ansatz der Vernetzung als auch von der Ein- 
beziehung der Zukunft ausgehen. 
Nachhaltiqkeit ist das Konzept, das sich von 

erst beginnen zu greifen, nicht zu unvertret- 
baren Härten und Brüchen führen.Von da- 
her fordert die PL zum Beispiel ein Arbeits- 
losengeld I1 oberhalb des Sozialhilfeniveaus 
und entsprechend verlängerte Übergänge 
beim Arbeitslosengeld für über 55-jährige; 

neue Chancen eröffnen und zeigen, dass 
der Reformprozess mehr Qualität, Freiheit 
und Sicherheit für die 

schen Seite der Produktion gelenkt werden. 
Im Schnitt liegt im produzierenden Gewer- 
be die Belastung des Faktors Arbeit bei 23 
Prozent, die bei Materialdurchlauf bei 71 
Prozent. 
Das erste Ziel, durch eine Effizienzrevolution 
bei Energie und Rohstoffen den Durchlauf 
um 10 Prozent in den nächsten 4 Jahren zu 

verringern zahlt sich 
Anfang an auf die Globalisierungs- und Mo- Menschen ermög- betriebs- und volks- 
dernisierunasschübe der letzten Jahre be- licht. Deshalb liecit ES geht Um ein ehrgeiziges aus, 

2 

zieht. Es verbindet eine innovative Wirt- 
schaft mit sozialer Gerechtigkeit, ökologi- 
scher Verträglichkeit und der Ausweitung 
von Demokratie auf den unterschiedlichs- 
ten Ebenen. Das ist die große Botschaft für 
die Gestaltung der globalen Herausforde- 
rungen, für einen neuen Fortschritt. 
Von daher stellt die PL drei zentrale Anfor- 
derungen an den Umbauprozess der Agen- 
da 2010. Die Maßnahmen müssen 

insgesamt sozial gerecht und in der Ver- 
teilung der Lasten fair sein. Dazu fordert die 
PL eine Reihe von steuerpolitischen Maß- 
nahmen von der Vermögens- und Erb- 
schaftssteuer bis zur Verbesserung der 
kommunalen Finanzbasis, aber auch einen 
Verzicht auf die geplante Zinsabschlags- 
Steuer, die ein zusätzliches Loch in die öf- 
fentlichen Kassen reißen würde; 

so ausgestaltet sein, dass die schwierige 
Umbauphase, in der die alten Systeme 
nicht mehr funktionieren, die neuen aber 

- 
ein besonderer Gestaltungsprojekt, um die Die Kostenentlas- 
Schwerpunkt auf Bil- tung ist bei rund 60 
dung, Innovationen radikale Risikobereitschaft, Mrd. anzusetzen, die 
und Qualifikation. sich nicht anzu~assen. Umwelt wird ge- 
Dies hat die PL in ih- 

I 
schont, neue Produk- 

rem Papier zur Agen sondern - wie bei der te und Märkte, die 
da 201 0 konkretisiert, Enttabuisierung des weltweit attraktiv 
in drei wichtigen sind, werden er- 
Hauptbereichen - Militärischen - Wirtschaft schlossen und - vor 

~erbesserun~ der Ein- und Gesellschaft ZU allem es wird mehr 
zelbereiche, Einbezie- Arbeit geschaffen, 
hung in eine europäi- gestalten. denn die ökologi- 
sche Strategie in der sche Modernisierung 
Geld-, Finanz- und ist arbeitsintensiv. 
Wirtschaftspolitik sowie die Herausbildung Nach den bisherigen Erfahrungen bedeutet 
eines Innovations- und Fortschrittskonzepts. allein dieses Ziel, das natürlich noch deut- 
Im Zentrum steht die Erneuerung der Er- lich steigerbar ist, im Saldo ein Zuwachs um 
werbsarbeit. rund 600.000 Arbeitsplätze. 
Die PL will dabei die einseitige Ausrichtung Die Linke muss wieder Motor des Fort- 
der Produktivität auf den Faktor Arbeit zu schritts werden, sie muss verlorenesTerrain 
überwinden. Sie muss sehr viel stärker auf zurückerobern. Diese Chance will die PL 
die Steigerung der Produktivität der physi- nutzen. spw 4 12003 
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Die Vertrauenskrise der Sozialdemokratie 
Die Erwartung sozialer Gerechtigkeit 

Von Michael Vester 

Die Schuld für die SPD-Niederla- Einzelpersonen, sondern um Arrangements 
gen bei den Landtags- und Kommunalwah- zwischen den großen sozialen Gruppen, in 
len vom Februar und März 2003 wird über- die sich die Gesellschaft gliedert. Gerech- 
wiegend der Bundespolitik bzw. dem SPD- tigkeit meint nicht Gleichheit, sondern 
Vorsitzenden und Kanzler Gerhard Schröder Kompromiss. Sie geht realistisch davon aus, 
gegeben. Noch im September hatte er es dass die soziale Welt sich in ungleicheTeil- 
vermocht, sich durch die Flutkatastrophe an gruppen gliedert, die einer Art Aufgaben- 
der Elbe und den drohenden Irak-Krieg als teilung entsprechen. Dieser Teilung ent- 
Retter vor Krieg und Not darzustellen und sprechen dann allerdings auch verschiede- 
dadurch die bereits abwandernden Wähler nevorstellungen von sozialer Gerechtigkeit, 
wieder für sich zu mobilisieren. d.h. davon, wie und nach welchen Prinzipi- 
Mutige Prognostiker hatten aus diesem en die soziale Ordnung gegliedert sein soll- 
neuerlichen Wahlsieg von Rot-Grün schon te. 
auf eine strukturelle Dauermehrheit für 
eine nicht-konservative Politik geschlossen Milieus und soziale Gerechtigkeit 
(Raschke 2002). Doch die vermeintlichen In einem Konflikt zwischen solchen großen 
Wechselwähler schlugen wieder zu. Am 2. Ordnungskonzepten befinden wir uns 
Februar stürzte die SPD in Niedersachsen wieder seit dem Beginn der kapitalisti- 
von 47,9% auf 33,4% ab, in Hessen von schen Stagnationskrise in den 1970er Jah- 
39,4% auf 29,1%, am 2. März in den Kommu- ren. Die Zeiten eines anhaltenden Wirt- 
nen Schleswig-Holsteins von 42,4% auf schaftswachstums, in dem alle sozialen 
29,5%. Gruppen Gewinner sein können, sind 
Damit hat die Sozialdemokratie seit 1999 vorbei. Der Kampf darum, wer die Verlierer 
nun schon in fünf Bundesländern und sein sollen, stellt das bisherige sozialstruk- 
erstmals auch in turelle Ordnungsmo- 
Westdeutschland in dell der Bundesrepu- 
zweisteliger Grö- Das Radikaldemokratische blik in Frage. Die,,po- 
ßenordnung - zwi- Lager erreicht nur 1 1 % und litische Verdrossen- 
schen 10 und 15 Pro- heit", die zunächst die 
Zent - verloren. Sol- kaum Anhänger in anderen konservativen und 
che Verluste können Milieus. Dies hat mit seiner jetzt die sozialdemo- 
nicht unbesehen als kratischen Parteien 
Ausnahme - und sozialen Einäugigkeit zu traf, ist Ausdruck die- 
auch nicht als tun. Ses Kampfes. Der Pe- 
besonders krasser gel dieser Unzufrie- 
Ausschlag des Pen- denheit mit der do- 
dels der,Bindungsverlustes durch Individua- minanten Politik lag um 1980 wenig über 
lisierung' gewertet werden. Sie verlangen 10%, nach 1990 erreichte er ein Niveau von 
nach der Ergründung tieferer struktureller 60%, seit Anfang des Jahres 2002 ist er auf 
Ursachen und vor allem danach, die ent- 70%, seit Anfang 2003 auf mehr als 80% ge- 
täuschten Wählergruppen und ebenso die stiegen (Vester u.a. 2001; Infratest dimap 
lnteressenlagen der herrschenden Politik, 2003b). 
auch wenn diese das Gemeinwohl zu ver- Die Motive und Dynamiken dieses sozialen 
treten meinen, spezifischer sozial zu veror- Konfliktes können näher ergründet werden, 
ten. wenn wir uns den beiden hauptsächlichen 
Die hier vertretene These lautet, dass die Gliederungsstrukturen der Gesellschaft zu- 
Wähler der SPD den Rücken zuwenden, weil wenden, dem Feld der Alltagspraxis, das 
sie sich in ihrem Bedürfnis nach sozialer nach,,MilieusU gegliedert ist, und dem Feld 
Gerechtigkeit von der SPD nicht mehr aus- der Gesellschaftspolitik, das sich nach poli- 
reichend respektiert fühlen. Ihnen geht es tisch-ideologischen ,,Lagern8' aufteilt. Diese 
nicht um den Interessenausgleich abstrak- komplexen Handlungs- und Kräftefelder 
ter, marktmäßig ihre Vorteile kalkulierenden werden hier zur Veranschaulichung als stark 
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vereinfachte Raumbilder dargestellt (Abb. 
1 und 2). Sie beruhen auf differenzierten 
empirischen Untersuchungen, die in der 
Bundesrepublik nach dem Konzept des 
mehrdimensionalen sozialen Raums von Pi- 
erre Bourdieu durchgeführt worden sind. 
Die beiden Landkarten sind nicht de- 
ckungsgleich. Alltag und Politik folgen rela- 
tiv verschiedenen ,Logiken1 oder ,Spielre- 
geln'. Ein Milieu hängt im Alltagsleben zwar, 
durch den gleichen Lebensstil, zusammen, 
aber es teilt sich nach verschiedenen ideo- 
logischen Orientierungen auf. 
Der Wandel der Milieus vollzieht sich nicht in 
einem völligen Bruch mit dem Herkunftsha- 
bitus, sondern in einer Weiterentwicklung. 
DieseVeränderungen des Habitus lassen sich 
beispielhaft an den drei Milieus in der Mitte 
des sozialen Raums (Abb. 1) beobachten, die 
der Traditionslinie der Facharbeit und der 
praktischen Intelligenz zuzurechnen sind 
(Vester u.a. 2001, Kap. 13-14). Für diesen,,Mili- 
eustammbaum" ist der Leitwert die persön- 
liche Autonomie, gekoppelt an Strategien 
der guten Facharbeit, des Bildungserwerbs, 
der gegenseitigen Solidarität und einer 
planvolle Lebensführung. Über alle drei Ge- 
nerationen ist eine Art ,protestantisches Ar- 
beitsethos' gleich verbindlich geblieben, 
aber die emanzipatorischen Ansprüche ha- 
ben zugenommen. Es ist daher auch kein Zu- 
fall, dass alle drei Milieus - die mit gleich- 
bleibenden 30% den Kern der ,,Arbeitsge- 
sellschaft" bilden - den gegenwärtigen Ab- 
bau sozialer Sicherheiten und Teilhabechan- 
cen besonders ungerecht finden, weil er ih- 
ren gemeinsamen Grundsatz ,,Leistung ge- 
gen Teilhabe" verletzt. 
Wie solche Unzufriedenheit sich politisch 
umsetzt, hängt von den Vorstellungen der 
gesellschaftspolitischen Ordnung ab, nach 
denen sich die ideologischen Lager 
voneinander unterscheiden (Abb. 2 und 3). 

Gesellschaftspolitische Lager und sozia- 
le Ordnungsmodelle 
In den drei beschriebenen Milieus ist 
durchaus eine mehrheitliche Neigung zu 
den ihrem Habitus am nächsten stehenden 
Ordnungskonzepten der Solidarität auf Ge- 
genseitigkeit nachweisbar,also zum,Sozial- 
integrativen Lager' und zum ,Skeptisch-Dis- 
tanzierten Lager'. Doch es gibt auch andere 
Präferenzen, die oft durch das Eigengewicht 
verschiedener regionaler, weltanschauli- 
cher und konfessioneller Traditionen be- 
dingt sind. Die Milieus der Facharbeit gren- 



Zen beispielsweise rechts an die Arbeitneh- 
mermilieus, deren Leitwert nicht die Auto- 
nomie, sondern die Einordnung in Hierar- 
chien ist, wie sie ihrer Herkunft aus klein- 
bürgerlichen Verhältnissen oder auch der 
katholischen Soziallehre entspricht. An die- 
ser Grenze gibt es typologische Zwischen- 
formen und Milieuvermischungen, die auf 
Kombinationen des Leistungsdenkens mit 
dem Hierarchiedenken beruhen und die 
eine Neigung zu einem der konservativen 

\ Lager begünstigen. 
So wie die sozialen Milieus sich durch all- 
mähliche Veränderungen des Alltagslebens 

I 
wandeln, so verändern sich die ideologi- 
schen Lager vor allem in den,heißenl Perio- 
den historischer Kämpfe, in denen um reli- 
giöse, weltanschauliche oder soziale Fragen 
gestritten wird. In der Geschichte der Bun- 
desrepublik waren vor allem zwei Erfahrun- 
gen wichtig. Zum einen hat die lange prak- 
tische Erfahrung des bisherigen Sozialmo- 
dells den Grundsatz,,Leistung gegen Teilha- 
be" weit über die Milieus der Facharbeit hi- 
naus im allgemeinen Bewusstsein veran- 
kert. Nach diesem Grundsatz bedarf jeder 
Abbau sozialer Rechte einer besonderen 
Legitimation und Gegenleistung. Zum an- 
deren haben seit den 1960er Jahren die 
emanzipatorischen Bewegungen und die 
Entstehung einer freieren Alltagskultur in 
den jüngeren Generationen die Werthaltun- 
gen der Selbstbestimmung und Partizipati- 
on gestärkt. Vor diesem Hintergrund kann 
ein Umbau der sozialen Ordnung, der nach 
undurchschaubaren ,Sachgesetzeni von 
oben verordnet und nicht mit aktiver Parti- 
zipation verbunden wird, die Entfremdung 
zwischen den politischen Repräsentanten 
und den jüngeren Milieus nur verstärken. 
Die Klientelgruppen der deutschen Partei- 
en verteilen sich über sechs verschiedene 
Lager, über deren Zusammensetzung nach 
Milieus, Berufen usw. sehr detaillierte Be- 
funde vorliegen (Vester u.a. 2002). Sie ent- 
sprechen sechs gesellschaftlichen Ord- 
nungsmodellen. Die Einordnung in den 
Raum der Milieus (Abb. 2) zeigt, dass jedes 
Lager sich über mehrere Milieus, also Typen 
der alltäglichen Lebensführung, erstreckt. 
Die Lager sind nicht groß genug, um eigene 
Mehrheiten begründen zu können. Die 
Volksparteien müssen daher Klientelgrup- 
pen aus mehreren Lagern in ihrer Politik re- 
präsentieren und mobilisieren. Alle Partei- 
en schöpfen aus allen Lagern, aber mit ge- 
wissen Schwerpunkten. So hat im rechten 
Teil des sozialen Raums die CDUICSU ein 
Übergewicht, aber dort hat auch der rechte 
SPD-Flügel seine Klientel. Im linken Teil 
überwiegt spiegelbildlich die SPD. 
Innerhalb der Lager verlaufen auch latente 
Konfliktlinien, die durch die Veränderung 
der Lebensweisen entstehen. Sie können 
sich durch politisch-ideologische Konflikte 
in manifeste Konfliktlinien verwandeln und 
ggfs. auch das Feld der Lager umstrukturie- 

ren. Solche latenten Konfliktlinien lassen 
sich vor allem in den vier unteren Lagern 
aufspüren. Bei dreien von ihnen ist die,,Ver- 
drossenheit" über Schieflagen sozialer Ge- 
rechtigkeit wirksam. Dabei äußert sich der 
Verdruss in zwei Lagern eher demokratisch, 
und zwar bei den ,Sozialintegrativen' und 
bei den ,Skeptisch-Distanzierten'. Im Lager 
der,Enttäusch-autoritären' aber aktiviert die 
Verdrossenheit das Potential eines intole- 
ranten und ausländerfeindlichen Populis- 
mus. In dem vierten unteren Lager, bei den 
,Gemäßigt-Konservativen', entsteht eine 
neue Konfliktlinie aus anderen Motiven. Es 
gibt eine Untergruppe von moderneren 
konservativen Arbeitnehmern, von der sich 
etwa ein Drittel offener für universalisti- 
sche Ziele, d.h. mehr Frauen-, Ausländer- 
und Bürgerrechte und Umwelt- und Frie- 
denspolitik, einsetzt. 
Solche universalistischen Werte,die nicht di- 
rekt aus bestimmten Klassen- oder Milieuin- 
teressen ableitbar sind, gewannen nach- 
weislich auch in anderen Milieus und Lagern 
an Boden. Aber die daran geknüpften Pro- 
phezeiung eines,,neuen Politikmodells" jen- 
seits von rechts und links hat sich empirisch 
als Fehlprognose entpuppt. Diese Prognose 
war von den Soziologen Ulrich Beck und An- 
thony Giddens mit einer allgemeinen Ten- 
denz der Individualisierung, verstanden als 

Auflösung traditioneller Bindungen, begrün- 
det worden. Durch diese Tendenz, so hieß es, 
würden sich die alte politischen Lager der In- 
dustriegesellschaft, die sich nach den Inter- 
essengegensätzen zwischen Arbeitnehmern 
und Unternehmern richteten, auflösen. An 
seiner Stelle werde sich ein ,,neues Politik- 
modell" der ,,postindustriellen Gesellschaft" 
durchsetzen, da die Menschen im wachsen- 
den Dienstleistungssektor sich nun postma- 
teriellen, universalistischen Werten zuwen- 
deten. 
Diese Annahme einer eindimensionalen 
Tendenz hat sich empirisch nicht bestätigt. 
Für die meisten Menschen sind universalis- 
tische Werte keine Frage desJa oder Nein", 
sondern eine Frage des,,Sowohl als auch". 
Die universalistischen Werte haben zuge- 
nommen, aber fast immer in Kombination 
mit anderen, dann doch mit dem sozialen 
Ort der Menschen zusammenhängenden 
Wert- und Ordnungsvorstellungen. (Und 
dieser Wandel hängt nicht mit der Zunahme 
der Dienstleistungen, sondern mit dem Ge- 
nerationenwechsel zusammen.) Dies zeigt 
sich an der gesamten Lager-Landschaft. 
Besonders deutlich wird sie an demjenigen 
Lager, das die eigentliche Hochburg des 
vermeintlich klassenlosen Universalismus 
sein sollte. Die rot-grünen Führungsgrup- 
pen haben vor allem Teile dieses Lagers zu 
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,,Leitmilieus", zu Trendsettern für die übri- 
gen Milieus stilisiert. Doch empirisch er- 
reichte das Radikaldemokratische Lager nur 
11% und kaum Anhänger in den mittleren 
und unteren Milieus (s. Abb. 2). Dies hat of- 
fensichtlich mit einer sozialen Einäugigkeit 
zu tun. Der radikale Universalismus dieses 
Lagers bezieht sich auf die politischen 
Rechte. Sozialpolitisch überwiegt ein mora- 
listisch begründetes Elitedenken und eine 
entsprechende Nähe zu neoliberalen Ideen. 
Wer - wie man selbst - oben ist, hat dies ei- 
nem puritanischen Leistungsstreben zu 
verdanken. Wer - wie die ,,Masseu - weiter 
unten ist, hat dies aufgrund seiner materia- 
listischen Neigungen zu Konsum und Be- 
quemlichkeit auch verdient. 
Entgegen der These der Individualisierung 
sind auch die beiden konservativen Kernla- 

ger, die vor allem in überschaubaren hier- 
archischen Gemeinden überwiegen, noch 
relativ gut in sich integriert. Sie waren auch 
die Hochburgen der CDU-Siege Anfang 
2003. Beide Lager befürworten eine Gesell- 
schaftsordnung mjt gestuften Rechten, in 
denen die unteren Gruppen zwar einen 
minderen Status, aber doch ihre Sicherhei- 
ten haben. Dabei vertritt das Traditionell- 
Konservative Lager (TKO), mit ca. 14%, die 
Perspektive des ,,PatronsM, der gegenüber 
seinen ,,Klientenr' klare Vorrechte hat, aber 
auch zur Fürsorge verpflichtet ist. Das Lager 
der Gemäßigt-Konservativen (GKO) bindet, 
mit etwa 18%, noch großeTeile des konser- 
vativen Randes der Arbeitnehmermilieus. 
Es vertritt das hierarchische Sozialmodell 
aus der Perspektive des,,Klientenn. Sie sind 
dem Patron zur Treue verpflichtet ist, aber 

Abb. 2: Die gesellschaftspolitischen Lager der Bundesrepublik Deutschland 

Die gesellschaftspolitischen Lager 
der Bundesrepublik Deutschland 
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auch zum Protest berechtigt, wenn dieser 
seine Fürsorge für die Arbeitnehmer und 
kleinen Leute vernachlässigt. Eine nicht 
kleine Minderheit des Lagers ist daher auch 
den rechten Flügeln der Gewerkschaften 
und der SPD verbunden. Sie überschneidet 
sich mit einer anderen Minderheitsfraktion, 
den erwähnten moderneren konservativen 
Arbeitnehmern, die eine Öffnung der Poli- 
tik zu toleranteren und weniger autoritären 
Formen erwarten. Bei ihnen hat sich 1998 
der Anteil der SPD-Wähler erhöht. Heute ist 
dieser Trend wieder rückläufig. 
Einen ähnlich großen Zusammenhang bil- 
den die beiden Lager der solidarischen So- 
zialmodelle. Sie sind mit mehr als 30% gut 
in den großen moderneren Arbeitnehmer- 
milieus der Facharbeit und der praktischen 
Intelligenz verankert, aber dadurch auch 
besonders von den Schieflagen wirtschaftli- 
cher Umstellungen betroffen, Sie sind vom 
Abbau sozialer Sicherungen und vom Re- 
gierungskurs tief enttäuscht. Das Sozialinte- 
grative Lager (SOZ) vertritt ein progressiv- 
solidarisches Sozialmodell, d.h. es kombi- 
niert die Werte des Universalismus und der 
Partizipation mit dem Anspruch der sozia- 
len Integration und Gleichstellung sämtli- 
cher benachteiligter Gruppen. Das Lager 
bindet, mit Ca. 13%, überwiegend Teile der 
gesellschaftskritischen modernen Mitte, die 
überdurchschnittlich der SPD und den Grü- 
nen zuneigen.Von der großen Politikzuneh- 
mend enttäuscht, engagieren sie sich vor 
allem in Basispolitik. Ihnen benachbart ist 
das Lager der Skeptisch-Distanzierten 
(SKED), mit ca. 18%. Ihm gehören großeTei- 
le der Milieus der moderneren Arbeitneh- 
mermitte an. Sie sehen das Sozialmodell 
auf Gegenseitigkeit, das hohe Leistung 
durch sozialeTeilhabe an Wohlstand und Si- 
cherheit belohnt,durch die Wirtschaftskrise 
und die Politik der wirtschaftlich und poli- 
tisch Mächtigen gefährdet. Auch ihre über- 
durchschnittliche Neigung zur SPD i s t  nach- 
haltig enttäuscht. Ihre Desillusionierung 
verarbeiten sie mehrheitlich mit skepti- 
scher,aber nicht undemokratischer Distanz 
gegenüber der Parteipolitik. 
Für mehr als ein Viertel der Westdeutschen 
besteht die Bindekraft der großen Parteien 
allerdings nur noch äußerlich. Aber dies hat 
gerade nicht in Richtung universalistischer 
Werte geführt. Das Lager der Enttäusch-au- 
toritären (EA), mit Ca. 27%, sammelt sich aus 
Milieus mit geringen und unmodernen 
Ausbildungen und schwachen sozialen Net- 
zen. Es sind meist Ältere, aber auch Jugend- 
liche ohne Perspektiven. Sie sehen sich als 
Modernisierungsverlierer, die von der übri- 
gen Gesellschaft zunehmend aufgegeben 
werden. Sie verarbeiten dies mit Ressenti- 
ments gegen Ausländer, alles Moderne und 
die Politiker, die ihre Schutzpflicht verlet- 
zen. Obwohl sie mehrheitlich noch die gro- 
ßen Volksparteien wählen, sympathisieren 
sie mit einem autoritären Populismus. 
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Die verprellten Wählermilieus 
Bis zur Bundestagswahl 2002 beruhten die 
großen Verluste der SPD vorwiegend auf 
Demobilisierungen. Enttäuschter Stamm- 
wähler wurden Nichtwähler.(Ähnliches galt 
für die vorangehenden Verluste der konser- 
vativen Volksparteien in Europa.) Dass Wäh- 
lerinnen und Wähler sich enthielten statt 
zu den,,anderenn wechseln, bestätigte, dass 
die Bindung an die ,,eigene Gruppe" noch 
groß war. 
In den regionalen Wahlen vom Februar und 
März 2003 beschränkte sich der Enttäu- 
schungseffekt nicht mehr nur auf eine ge- 
mäßigte Demobilisierung der Stammwäh- 
lerschaft der SPD. Am Beispiel der nieder- 
sächsischen Wahlen vom Februar 2003 
wurde dies besonders deutlich. Neu war 
zum einen die Rekordhöhe der Enthaltun- 
gen von Stammwählern. Die SPD verlor 
dadurch fast alle ihre Hochburgen an der 
Küste und im Süden, in denen sie lange Zeit 
bayerische Mehrheiten über 50% oder 60% 
besessen hatte. Insgesamt hatte sich die 
Wahlenthaltung um 6,8% auf 33,0% erhöht. 
Die Verluste der SPD an die Nichtwähler 
waren wahrscheinlich noch größer, da die 
CDU ihrerseits einige Prozentpunkte aus 
ihrem Teil des Reservoirs der Nichtwähler 
geschöpft hatte. Neu waren zum anderen 
aber auch die direkte Wanderungen zur 
CDU in zwei anderen Milieuzonen. Aber 
auch dieses Wechselwählen hatte, anders 
als das Marktmodell annimmt, mit Bindun- 
gen zu tun. - Diese verschiedenen Bewe- 
gungen im sozialen Raum lassen sich ex- 
emplarisch an der Landeshauptstadt Han- 
nover darstellen (vgl. Geiling 2003; agis 
2003): 

Nichtwählen in der Mitte des sozialen 
Raums: In ihren Hochburgen verlor die SPD 
durchschnittlich 15,7%. Hier, in den Stadt- 
teilen der qualifizierten Arbeiter-, Fachar- 
beiter- und Angestelltenmilieus, wechsel- 
ten viele einstige Stammwähler zu den 
Nichtwählern. Sie reagierten nicht zuletzt 
auf die neuen Zumutungen bei Rente, Ge- 
sundheit, Bildung und Arbeitsrecht. Ein 
Überwechseln ins bürgerliche Lager war 
diesen Milieus (vor allem dem Traditionel- 
len, dem Leistungsorientierten und dem 
Modernen Arbeitnehmermilieu) aufgrund 
ihrer betont arbeitnehmerischen Identität, 
in der es um die Wahrung der Autonomie 
gegenüber den Mächtigen geht, kaum 
möglich. Das Milieu ist beruflich gut qualifi- 
ziert, aber besonders dadurch verunsichert, 
dass die Arbeitnehmereinkommen seit 
den 1980er Jahren stagnieren, obwohl, im 
Zuge der wirtschaftlichen Umstrukturierun- 
gen, die Anforderungen an Leistung, Weiter- 
bildung, Arbeitsplatzwechsel und zusätzli- 
chen Belastungen zunehmen. 

Neue Wanderungen am unteren Rand 
des sozialen Raums: In den Milieus der Un- 
terprivilegierten gingen dagegen die Ab- 
wanderungen erstmals weniger zu den 

Abb. 3: Gesellschaftspolitische Lager und soziale Ordnungsmodelle in der Bundesrepublik 

Elitemodelle (ca. 25%) 
(1 ) Radikaldemokratisches Lager (RAD): progressiv-liberales Elitemodell ca. 11% 
(2) Traditionell-konservatives Lager (TKO): konservatives Fürsorgemodell ca. 14% 

Solidaritätsrnodelle (ca. 49%) 
(3) Gemäßigt-konservatives Lager (GKO): konservatives Solidaritätsmodell ca. 18% 
(4) Sozialintegratives Lager (SOZ): progressiv-solidarisches Modell ca. 13% 
(5) Skeptisch-Distanziertes Lager (SKED): Modellder Gegenseitigkeit ca. 18% 

Protektionistische Modelle (ca. 27%) 

(6) Enttäuscht-Autoritäres Lager (EA): populistisches Anspruchsmodell ca. 27% 

Repräsentativbefragung "Gesellschaftlich-politische Milieus in Westdeutschland" 1991: n = 2.684; 
deutschsprachige Wohnbevölkerung ab 14 Jahren in Privathaushalten; Cluster- und 
Faktorenanalyse (M. Vester u.a., Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel, Frankfurt 
a.M. 2001, Kap. 12) 

Nichtwählern als zur CDU. Durch die neuen CDU bei dieser Gruppe auf 37,5% anstieg. 
Abstriche bei Kündigungen und Arbeitslo- Die CDU profitierte ohnehin schon von der 
sigkeit gründlich desillusioniert, entdeck- seit längerem höheren Wahlbeteiligung in 
ten sie die CDU als,,Schutzmacht" neu. Dies den bürgerlich-konservativen Vierteln, die 
entspricht dem Schema von Klientel und sich durch einen guten sozialen Zusam- 
Patron, das seit jeher fest zur Identität vor menhalt und privilegierte Lebensperspek- 
allem des Traditions- tiven auszeichnen 
losen Arbeitnehmer- und in denen die Kin- 
miiieus gehört, d.h, Jeder Abbau sozialer der einen Sinn darin 

dem Grundsatz der Rechte erfordert eine sehen, mit ihren EI- 
Anlehnung der tern zur Wahl ,,ihreru 
Machtlosen an Stär- besondere Legitimation Partei zu gehen. 
kere, solange diese und Gegenleistung ~ u c h  das vielleicht 
ihre Fürsorgepflicht ,,rationalsteu Wahl- 
erfüllen. Das Milieu ist verhalten, das Stim- 
stärker denn je darauf angewiesen, da es mensplitting, blieb weitgehend an die gro- 
aufgrund seiner geringen Ausbildungsstan- ßen Lager gebunden. Es äußerte sich in 
dards besonders von Dauerarbeitslosigkeit ,Leihstimmen' von CDU-Wählern an die 
betroffen und auf prekäre oder unsichere FDP (vor allem in den Stadtteilen der kon- 
Arbeitsverhältnisse verwiesen ist. servativen oberen Milieus) und von SPD- 

Rückwanderungen in der rechten obe- Wählern an die Grünen (vor allem in den 
ren Mitte: In den konservativen Hochbur- Stadteilen der moderneren Bildungsmili- 
gen, den Stadtvierteln der gut situierten eus). 
und privilegierten Milieus, lag der Rück- 
gang der Wahlbeteiligung deutlich unter Die Perspektive: der partizipatorische 
dem Landesdurchschnitt, in drei Stadtteilen Wohlfahrtsstaat 
sogar unter 3%. Hier wanderten insbeson- Die Logik des Wahlverhaltens folgt also in 
dere die gut situierten konservativen Ar- der Regel immer noch den politischen Ver- 
beitnehmer, die 1998 aus Protest gegen die haltens- und Beziehungsmustern, die den 
erstarrte CDU Helmut Kohls zu Schröder gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen 
übergewechselt waren, wieder zu den nun der Milieus und Lager entsprechen. Es sind 
moderner wirkenden bürgerlichen Partei- längerfristige, historisch gewordene Bezie- 
en zurück. Dies entspricht einer Variante kli- hungen und Bindungen, die mehr umfassen 
entelistischer Mentalität im Modernen als kurzfristige ökonomische Vorteile. 
Kleinbürgerlichen Arbeitnehmermilieu, Welche der Volksparteien aus der Konkur- 
das in sozialen Fragen zwar eher hierar- renz um das Vertrauen als Siegerin hervor- 
chisch denkt, in politischer Hinsicht aber geht, hängt nicht nur von dem Image der 
doch offener geworden ist für (begrenzt) Spitzenpolitiker ab. Was diese symbolisie- 
mehr Rechte der Frauen und der Ausländer, ren, muss auch durch ihre Praxis gedeckt 
für mehr Bürgerrechte sowie Friedens- und sein. Dabei kommt es vor allem darauf an, 
Umweltpolitik. auf die sozialen Ordnungsmodelle der ge- 
Die drei beschriebenen Tendenzen Steiger- sellschaftlichen Lager einzugehen und sie 
ten sich noch im Verhalten der jungen Wäh- in einer gemeinsamen Formel - wie dies 
lerinnen und Wähler im Alter von 18 bis 24 die ,,soziale Marktwirtschaft" oder der 
Jahren. Von ihnen wählten in Hannover ,,Wohlfahrtsstaat"war-zusammenzuführen. 
insgesamt nur noch 44%, d.h. 15,1% weni- Die Spannungen im Feld der Lager drücken 
ger als 1998 (und 22,0% weniger als 1994). den Spagat aus, den die politischen Partei- 
Mit der Wahlabstinenz dieser Altersgruppe en bewältigen müssen, wenn sie ihre Klien- 
verbunden war ein Rückgang der SPD-Stim- tel aus den verschiedenen Milieus und La- 
men von 49,7% auf 28,6%, während die gern mobilisieren und repräsentieren wol- 



len. Die zentrifugalen Tendenzen beruhen 
auf der Seite der Volksmilieus in einer sich 
verfestigenden Skepsis gegenüber der Fä- 
higkeit der Eliten, den gesellschaftspoliti- 
schen Umbau als eine Kombination von 
marktgerechter Flexibilität und sozial ge- 
rechter Risikosicherung zielsicher anzupa- 
cken. Ihnen fehlen überzeugende Perspek- 
tiven, die neoliberale Sparpolitik von 
Maastricht zu beenden und die verschiede- 
nen Ansprüche und Sozialmodelle der 
sechs Lager zu integrieren. 
Möglich wäre dies durchaus. Die Befragun- 
gen zeigen nicht nur,dass die sozialen Mili- 
eus das sozialstaatliche Modell der Bun- 
desrepublik immer noch zu mehr als vier 
Fünfteln gutheißen. 
Sie zeiqen auch, dass 

Eigenverantwortung - könnten entweder 
unter konservativem oder unter sozialde- 
mokratischem Vorzeichen in dem Integra- 
tionskonzept eines ,,partizipatorischen 
Wohlfahrtsstaats" zusammengefasst wer- 
den (Vester 2001, S. 172.180). Die große 
Minderheitsgruppe der Modernisierungs- 
verlierer von 27%, die ein protektionisti- 
sches Modell gutheißen, könnten durch 
eine Politik sozialer Mindestgarantien ins 
Boot geholt und dem Rechtspopulismus 
abspenstig gemacht werden. Die kleine 
Minderheitsgruppe der Radikaldemokra- 
ten (1 1%) ist sozial so gut gestellt, dass ih- 
nen keine exzessiven Konzessionen ge- 
macht werden müssen, zumal sie eine par- 

tizipatorische Ge- 
staltung des Wohl- - 

die Ordnungskon- Die sozialen Milieus heißen fahrtsstaates attraktiv 
zepte der Lager finden würden. 
(AM. 3) durchaus ei- das sozialstaatliche Modell wenn die SPD diese 
nen gemeinsamen der Bundesrepublik immer MÖghchkeit verfehlt, 
Nenner haben. Die dann verprellen sie 
Solidaritätsmodelle noch ZU mehr als vier auf Dauer nicht nur 
überwiegen mit Fünfteln gut.. die auf Protektion an- 
49%. Es sind solche gewiesenen Unter- 
Modelle, für die Soli- privilegierten, son- 
darität und Eigenverantwortung zusam- dern auch die moderne Arbeitnehmer- 
mengehören und nicht - wie in neolibera- mehrheit, die gerade auf das Prinzip ,,Leis- 
len oder protektionistischen Sozialmodel- tung gegen Teilhabe" setzt, aber ihre Ar- 
len - gegeneinander ausgespielt werden beitsleistung wie auch ihre immer besse- 
dürfen. Beide Elemente - Solidarität und ren Bildungsabschlüsse abgewertet sieht. 

Entsprechend verlagert sich ihre Unzufrie- 
denheit schon jetzt immer mehr auf die 
wenig sichtbaren, aber doch überall schwe- 
lenden Konflikte des Alltags, die teils von 
Gewerkschaften und teils von Bürgerinitia- 
tiven mitgetragen werden. 
Diese neue Politik kann aber nur gelingen, 
wenn die staatliche und verbandliche Poli- 
tik von der breiten demokratischen Partizi- 
pationsbereitschaft in den gewandelten so- 
zialen Milieus Gebrauch macht. spw .,,2003 
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PDS - ohne Politikwechsel keine Zukunft. 
Voraussetzungen eines Wiedereinzugs der PDS in die Bundespolitik. 

Von Benjamin-lmmanuel Hoff 

Das politische Dilemma der PDS 
hätte nicht offensichtlicher werden können: 
Als sich zum wiederholten Male während 
der Generaldebatte des außerordentlichen 
PDS-Bundesparteitages in Berlin ein Red- 
ner unter dem Beifall der Delegierten mit 
der streikenden IG Metall solidarisch erklär- 
te, intervenierte die Redeleitung mit dem 
Hinweis, ihr lägen Informationen vor, dass 
soeben erstmals seit Jahrzehnten ein FIä- 
chenstreik ergebnislos abgebrochen wor- 
den sei. Man möge dies bei den künftigen 
Redebeiträgen bitte berücksichtigen. Die 
Ernüchterung unter den von der Parteikrise 
gebeutelten und nach Kompensation su- 
chenden demokratischen Sozialisten war 
mit Händen zu greifen. 

Die Entscheidung der IG Metall angesichts 
der in Folge des gescheiterten Streiks aus- 
gebrochenen Führungskrise, einen Ge- 
werkschaftstag noch im August durchzufüh- 
ren, verlängert die Kette von außerordentli- 
chen Kongressen des Mitte-Links-Spek- 
trums in diesem Sommer um ein weiteres 
Glied. 
Im Juni segneten die Delegierten der rot- 
grünen Regierungsparteien das Regie- 
rungsprogramm zur Verschärfung der sozia- 
len Ungleichheit in Berlin bzw. Münster mit 
überwältigender Mehrheit ab. Die Parteita- 
ge mussten durchgeführt werden, nach 
dem die Mitgliedschaft ihren Führungen 
die Debatte um die Agenda 201 0 abgerun- 
gen hatte. 

Benjamin ~ o f f  (27) promoviert an der HU-Berlin im Bereich politische Soziologie. Seit 1995 ist er 
Mitglied des Berliner Abgeordnetenhaus und Sprecher für Wissenschafts- und Wirtschaftspoli- 
tik der PDS-Fraktion. Er gehört zu den Koordinatoren des,,Forum 2. ErneuerungUin der PDS. 

PDS und IG Metall haben in Ostdeutschland 
schwere Niederlagen einstecken müssen - 
die PDS bei der Bundestagswahl am 
22.09.2002 und die IG Metall beim Versuch, 
die 35-Stunden-Woche auf die Tarifgebiete 
der neuen Bundesländer zu übertragen. In e 

Folge dieser Niederlagen sind sie aus dem 
Tritt geraten und stecken in einer der 
schwierigsten Situationen ihrer Existenz. * 
Hier wie dort sollte bzw. soll durch die Neu- 
wahl eines Vorstandes ein politischer Neu- 
Start erleichtert werden. Und sowohl bei 
der PDS wie bei der IG Metall ist offensicht- 
lich, dass ein Wechsel des Führungsperso- 
nals kein Garant für eine politische Neuauf- 
Stellung ist. 
So unterschiedlich die Ausgangspositionen, 
Aussagen und Konsequenzen dieser Mitte- 
Links-Kongresse demnach auch sind, han- 
delt es sich dabei nicht nur um zufällige 
zeitliche Parallelitäten. Innerhalb der Bun- 
desrepublik finden derzeit entscheidende 
Prozesse zur künftigen Gestaltung des Ge- 



meinwesens statt. Im Kontext von anhal- 
tender Wirtschaftsschwäche, Erosion ge- 
wohnter Erwerbsarbeitsstrukturen, demo- 
graphischem Wandel, die vorrangig als Kri- 
se des Sozialstaates wahrgenommen wer- 
den, verändern sich gesellschaftliche Dis- 
kurse mit rasanter Geschwindigkeit. Mit der 
Agenda 2010 präsentiert rot-grün einen Pa- 
radigmenwechsel weg vom Rheinischen 
Kapitalismus, der geprägt wurde durch sozi- 
ale Marktwirtschaft 

kampf eingeschränkt sind und sich diesem 
oder jenem Lager zuschlagen müssen. Über 
Wochen gab es jedoch in der Öffentlichkeit 
und in der PDS selbst Verunsicherung über 
die Frage ob die PDS einer Regierung 
Schröder/Fischer zur Mehrheit verhelfen 
würde. 
Die Y-Achse: Dementsprechend lautete die 
zentrale politische Frage: Bleibt diese Re- 
gierung - oder kommt eine andere Regie- 

rung? Wer die beste 
und kooperativen Fö- Opposit ionsarbeit 
deralismus hin zu ei- Die PDS hat es versäumt, macht, war nicht - 
nem liberalen Kapita- die Frage zu beantworten, und je kleiner die - 
lismus im Sinne des Stimmenunterschie- 
»washinaton-~onsen- wie sie an der Debatte um de zwischen den La- 
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Ses, also der Seiten 
80er Jahre dominante 
Strategie der interna- 

die Zukunft des 
Gemeinwesens, 

gern wurden - noch 
viel weniger gefragt. 
Das von der PDS 

tionalen Finanzmarkt- überzeugend und bislang beanspruch- 
Institutionen (IWF und te Alleinstellungs- 
Weltbank), die durch Mehrheiten gewinnend, merkma: Einzige 
Sozialabbau, Lohn- teilnehmen will. Opposition von links 
dumping, Deregulie- und originäre Ost- 
rung, Steuersenkun- partei mit der Legiti- 
gen und eine Rückführung staatlicher Auf- mation der authentischen Vertretung von 
aaben aekennzeichnet ist. Interessen und Biographien zu sein (Feist1 - - 
Vor dem Hintergrund dieser einschneiden- Hoffmann, 1999, S. 230) trat in den Hinter- 
den Veränderungen der sozialstaatlichen grund. 
Verfasstheit wird deutlich, dass die PDS es DieZ-Achse: Inhaltlich dominierte eineThe- 
versäumt hat, rechtzeitig für sich die Frage menkonkurrenz: Sozialstaat und Solidarität 
zu beantworten, wie sie an der Debatte um (Rot-Grün) vs. »rote Laterne« bei Wirtschaft 
die Zukunft des Gemeinwesens, jenseits ei- und Beschäftigung (Schwarz-Gelb), die um 
ner Defensivkonstellation überzeugend die Frage,,Wie hältst du es mit einem Krieg 
und Mehrheiten gewinnend, teilnehmen im Irak erweitert wurde. Die mit dieser 
will. Konstellation verbundenen Probleme hat 

Dietmar Wittich knapp zusammengefasst: 
Koordinatensystem einer Wahlniederla- .Die PDS konnte in den letzten Wochen vor 
ge und die Machtbalance in Ostdeutsch- den Wahlen nur eine geringe mediale Prä- 
land senz erreichen. Die Großwetterlage war 
Werfen wir noch einmal einen Blick zurück: nicht PDS-freundlich. Auf zwei Dinge i s t  in 
Bei der Wahl 1998 konnte sich die PDS als diesem Zusammenhang kurz zu verweisen. 
Teil der Wechselstimmung präsentieren. Zum einen war das Hochwasser. Es hat be- 
Im Wahlkampf bot sie an, einer ersten rot- wirkt, dass der Wert Solidarität - vor allem 
qrünen Bundesregierung mit PDS-Stimmen im Osten - in seiner Bedeutsamkeit haut- 
;ur Mehrheit zu verhelfen. Dass Schröder nah empfunden wurde. Aber diese Aufwer- 
und Fischer dieses Angebot ablehnen tung von Solidarität war zugleich etatistisch 
mussten und die CDU seit der PDS-Tolerie- und kam somit vor allem der SPD zu Gute. 
rung einer SPD-Minderheitsregierung in Zum anderen ist es den Regierungsparteien 
Magdeburg 1994 genau davor warnte, tat gelungen, das Krieg-Frieden-Thema wir- 
nichts zur Sache. kungsvoll zu paralysieren. Indem sich SPD 
Um zu verstehen, warum sich die PDS nur und Grüne gegen einen Krieg gegen den 

C vier Jahre später nicht annähernd so au- Irak positionierten, haben sie erfolgreich 
thentisch als Sicherung von Reformpolitik ein (weiteres - B.H.) Alleinstellungsmerk- 
präsentieren konnte, ist es notwendig das mal der PDS relativiert, die einzige Partei zu 
politische Koordinatensystem der vergan- sein, die sich gegen Krieg und Kriegseinsät- 
genen Bundestagswahl zu betrachten: ze stellt. So gaben sie vor allem jenen Tei- 
Diex-Achse: Es gab einen Lagerwahlkampf, len ihrer Anhängerschaft, die schon abge- 
den vor allem die SPD wünschte und den sprungen schienen, als Beruhigungspille 
Stoiber so weit wie möglich vermeiden das Gefühl, nun doch wieder die gewohnte 
wollte und den die Medien bedienten. Es Partei wählen zu können. Zuwanderungen 
gab darin zwei Lager - nicht mehr, nicht zur PDS blieben weitgehend aus". ( ~ i t t i c h  
weniger. Der Wunsch der PDS ein drittes La- 2002, S. 3.) 
ger zu bilden konnte in dieser Situation Bei den Wahlen 1998 gelangen der PDS vor 
nicht wirksam werden. Statt dessen war zu allem Zuwächse in den ostdeutschen Hoch- 
akzeptieren, dass alle Parteien in der Viel- burgen der CDU.,,Darüber hinaus profitier- 
falt ihrer Optionen bei einem Lagerwahl- te sie von einer hohen Wahlbeteiligung. 

Dem stehen allerdings Verluste in den eige- 
nen Hochburgen, den Verwaltungs- und 
Dienstleistungsstädten, gegenüber. So ver- 
lor die PDS etwa in den Ostberliner Wahl- 
kreisen trotz gewonnener Direktmandate 
bis zu 5 Prozentpunkte der Zweitstimmen. 
In wirtschaftlich aufstrebenden Regionen 
hat die Partei ihr Potential inzwischen weit- 
gehend ausgeschöpft."(Oberndörfer/ Miel- 
keIEith, 1998, S. 123 
Diese Trends wurden 2002 verstetigt. Die 
PDS verlor insbesondere in ihren Hochbur- 
gen, die in der Regel die Verwaltungszen- 
tren der damaligen DDR abbildeten. 
Möglicherweise wendet sich .die ehemalige 
Dienstklasse der DDR, ihr Nachwuchs und ihr 
Umfeld( Wittich, a.a.O., ebd.), die bislang ei- 
nen zentralen Sockel der PDS-Mitglied- 
Schaft und Wählerlnnenbasis stellten (Vgl. 
PDS-Parteivorstand 2001, S. 29f.) ab bzw. 
wird zahlenmäßig kleiner. Die PDS verliert 
also in der Kernsubstanz ihrer Wählerschaft. 
Lag die PDS 1998 im Osten häufig nur weni- 
ge Prozente hinter der Union, hat sich der 
Abstand wieder vergrößert. Die PDS muss 
zeigen, wie sie die Annahme, dass,,die Ten- 
denz zur Angleichung des Wählerverhaltens 
in Ost und West und eine Hinwendung der 
großen Parteien zur sozialen Frage [die PDS] 
auf mittlere Sicht überflüssig machen kann" 
(Oberndörfer/Mielke/Eith, a.a.O., ebd.) ab- 
wenden will. 
Möglicherweise muss aber auch die An- 
nahme, des seit 1990 stabilen Dreipartei- 
ensystem in Ostdeutschland korrigiert wer- 
den. Bislang haben SPD, CDU und PDS zu- 
sammen weit über 80% der Stimmen ge- 
bunden. Bündnis 901Die Grünen und die 
FDP fanden in den neuen Bundesländern 
hingegen kaum politische Relevanz. Die 
FDP hat aber in den neuen Ländern deutlich 
zugelegt hat und dieser Trend verfestigt 
sich. Daraus kann ein Dilemma für SPD und 
PDS entstehen. Erstere konnten bislang dar- 
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auf bauen, dass ohne sie keine Regierung hen, dass ein ganz anderer für die Entwick- 
gebildet werden kann. Die abgewirtschafte- lung der PDS wesentlicher Konflikt seit 
ten Großen Koalitionen wiederum bildeten mindestens zwei Jahren in der Partei 
für die PDS die Grundlage von Regierungs- schwelt, ohne dass wir ihn ausgetragen ha- 
optionen. Die FDP als Koalitionspartner der ben: Die Auseinandersetzung zwischen 
CDU könnte den derzeit in Mecklenburg- dem Gestalten um jeden Preis und dem al- 
Vorpommern zu beobachtenden Strategie- ternativen Gestaltungsanspruch. Als ob es 
Wechsel der SPD, nach den kommenden in der PDS - irgend jemand hat es vor kur- 
Wahlen eine SPD-geführte Große Koalition zem in der Diskussion so gesagt - um eine 
zu bilden, durchkreuzen. Sachsen-Anhalt hat Debatte zwischen Reformern und Refor- 
gezeigt: Ohne attraktive rot-rote Präsentati- misten ginge. 
on sitzen möglicherweise ab 2006 PDS und Die PDS erscheint heute viel zu vielen als 
SPD in Schweriner in der Opposition. eine Partei, mit der man alles machen kann, 
Darauf eine politikfähige Antwort zu finden, außer Kriege führen. Und das ist nicht von 
ist existentiell für die PDS zumal dann, ungefähr.[...]" 
wenn sie im kommenden Jahr in Sachsen Zwar bezog sie sich durchaus auch positiv 
und Brandenburg mitregieren möchte. auf Regierungsbeteiligungen der PDS. Die- 

se Ambivalenzen wurden jedoch durch die 
Linkswende in Gera - Rechtsputsch in an der genannten Passage aufbrechenden 
Berlin? grundsätzlichen Kontroverse verdeckt. Statt 
Die verlorene Bundestagswahl traf die PDS zu klären, endete der Parteitag in einem 
hart. Nur Monate vorher glaubte man sich Bruch des ursprünglich hegemonialen Re- 
mit dem furiosen Wahlergebnis in Berlin formerlagers. Grundlage dessen war eine, 
und dem anschließenden Regierungsein- trotz neuerer Veränderungen bis heute un- 
tritt als etablierten Teil der Parteienland- geklärte, strategische Differenz im Refor- 
schaft. merlager. Gabi Zimmer präsentierte als 
Dass sich die innerparteilichen Diskussion Ausweg aus dem von ihr identifizierten,,Re- 
über die Wahlniederlage in den Wochen bis formismusproblem" die Idee eines »sozia- 
zum Geraer Parteitag vor allem als Kritik an len Mitte-Unten-Bündnisses« als einer ver- 
der Berliner Reaie- meintlichen Alterna- 
rungspolitik formier- tive zu einer radikal- 
te, hat verschiedene 11Die PDS erscheint heute reformerischen Mit- 
Ursachen. Maßgeb- viel zu vielen als eine Partei, te-Links-Politik. Dies 
lich dazu beigetra- strategische Neuori- 
qen haben, der Rück- mit der man alles machen entierung bildete den 
tritt Gysis als Wirt- kann, außer Kriege führen. politischen Kitt der 
schaftssenator kurz . . fraqilen innerparteili- 
vor der Wahl, umstrit- Und das ist  nicht von chen Koalition eines 
tene Entscheidungen ( ~ ~ b ~  Zimmer) Teils des Reformerla- 
wie die Risikoab- gers mit dem eher 
schirmung der maro- 
den Bankgesellschaft und der zeitgleiche 
harte Konsolidierungskurs. Nicht außer acht 
gelassen werden darf ein noch aus der DDR 
stammendes Ressentiment gegenüber der 
damals stark privilegierten Hauptstadt. 
Diese Ressentiments bediente die Vorsit- 
zende Zimmer in ihrer zentralen Parteitags- 
rede polarisierend. Einschlägig war dabei 
insbesondere folgende Passage: 
,,Aber: Bedingungslose Regierungsbeteili- 
gung, bedingungsloses Tolerieren, Zustim- 
mung um jeden Preis - das ist Opportunis- 
mus! Die einseitig geführte Diskussion um 
den Gestaltungsanspruch sozialistischer Poli- 
tik hat uns davon abgelenkt, dass wir uns mit 
dem Opportunismus-Problem auseinander- 
setzen müssen. (...) Es geht nicht um ideologi- 
schen Opportunismus, sondern um ein Ver- 
halten, eine Art und Weise, wie wir Politik ma- 
chen. Lange Zeit waren wir der Meinung, dass 
die Unterteilung der PDS in Traditionalisten, 
Fundamentalisten, Dogmatiker auf der einen 
Seite und den Reformern auf der anderen Sei- 
te den Hauptkonflikt der PDS kennzeichnet. 
Dabei habe ich, genau wie viele andere, 
aber ich besonders natürlich, auch überse- 

traditionalistischen 
Flügel. Der andere Teil des Reformerlagers 
demontierte sich auf dem Parteitag selbst, 
zog sich zurück oder war aufgrund geringer 
Wahlergebnisse nicht im Parteivorstand 
vertreten. Das im Nachhinein bemühte Eti- 
kett einer ,,Linkswenden in Gera i s t  aber 
ebenso unzutreffend, wie der nun geäußer- 
te Vorwurf eines Rechtsputsches in Berlin. 
Parteitage folgen ihren eigenen, oft unbere- 
chenbaren Gesetzmäßigkeiten. Dazu gehört, 
dass Delegierte den von der Parteispitze 
sorgsam ausgeklügelten Ablauf durcheinan- 
derwirbeln und gelegentlich auch ihre Spit- 
zenfunktionäre demonstrativ und symbo- 
lisch,,abstrafenU. Der Magdeburger Parteitag 
der Grünen 1998 ist dafür ein Beispiel. 
Dies ist bei der PDS nicht anders und basiert 
auf einem einfach psychologischen Phäno- 
men.Viele Delegierten stehen täglich in rea- 
len politischen Auseinandersetzungen in der 
Kommune, in Gewerkschaften, Hochschulen, 
Schulen usw.. Dort werden Kompromisse ein- 
gegangen und häufiger Niederlagen einge- 
steckt als Erfolge erzielt. Die Schwierigkeit des 
PDS-Anspruchs, ,,gesellschaftliche Oppositi- 
on" zu sein, aber in Kommunen und Ländern 

den Mangel verantwortlich zu verwalten, wird 
deshalb nicht selten auf Parteitagen kom- 
pensiert.Wo wenn nicht dort kann man z.B.Ar- 
beitszeitverkürzung mit gestaffeltem Lohn- 
ausgleich ablehnen und statt dessen den vol- 
len Lohnausgleich für alle fordern? Wohl wis- 
send, dass man möglicherweise bereits am 
kommendenTag zu Hause den PotsdamerTa- 
rifabschluss nicht wird umsetzen können. 
Die daraus entstehende Glaubwürdigkeits- 
Iücke zwischen Parteitagsbeschlüssen und 
der für die Bürgerlnnen erlebbaren PDS-Po- 
litik soll dann der jeweilige Parteivorstand 
schließen. 
Die Schwierigkeit bestand jedoch darin, 
dass im Unterschied zur relevanten Anzahl 
der Delegierten und zu den vorhergehen- 
den reformerdominierten Vorständen, der 
in Gera gewählte Vorstand wirklich eine 
programmatisch-inhaltliche Linkswende 
anstrebte. Grundlage dessen war die oben 
beschriebene Fiktion eines Mitte-Unten- 
Bündnisses. Insofern beabsichtigte er 
keineswegs die Glaubwürdigkeitlücke zu 
schließen. Unglaubwürdig waren stattdes- 
Sen diejenigen, die unter dem Druck nach- 
vollziehbare Politik im Alltag machen zu 
müssen, nicht umhin konnten die allzu ge- 
radlinigen Beschlüsse zu vernachlässigen. 
Das Resultat war vielfach Voluntarismus. 
Ohne eine kompensierende Bundestags- 
fraktion, die in der Lage gewesen wäre, eine 
eigene politische Öffentlichkeit zu realisie- 
ren, folgte auf den schrillen Parteitag von 
Gera eine zunehmende öffentliche Stille 
um die Partei. (Falkner, 2003, S. 592.) 
Diese verfolgte die Entwicklung ernüchtert 
und zunehmend verunsichert. Politische Rat- 
losigkeit und das Gefühl, dass die Zeit - eine 
Gewöhnung an eine Bundesrepublik ohne 
PDS - gegen sie arbeite, verstärkten die Unsi- 
cherheit. Dieser Misere gewahr werdend, ent- 
schloss sich dievorsitzende Zimmer zu einem 
Bruch im Vorstand. Unterstützung erhielt sie 
von einer Mehrheit der Parteitagsdelegierten, 
die ein Ende von Demotivation und Abwen- 
dung in der Wählerschaft forderten. 
Dieser Anspruch dominierte den Berliner 
Parteitag, auf dem der ehemalige Parteivor- 
sitzende Bisky erneut zum Vorsitzenden mit 
einem absolut überwiegend reformorien- 
tierten Parteivorstand gewählt wurde. 

Bisky Reloaded - ohne Politikwechsel 
keine Zukunft. 
Die Rückkehr Biskys in die PDS-Bundespoli- 
tik symbolisiert dreierlei: 
1. das Bedürfnis eines relevanten Teils der 
PDS nach Integration statt Kontroverse. 
Dafür stand Bisky Zeit seiner Vorsitzenden- 
tätigkeit. 
2. eine über Jahre hinweg vernachlässigte 
Nachwuchsarbeit auf Bundesebene. 
Demgegenüber steht ein mit unterschied- 
licher Intensität in den Ländern vollzogener 
Generationenwechsel im vergangenen 
Jahrfünft. 
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3. die noch offene Frage, welche Gruppe in 
der Partei die Diskurshegemonie bei der 
weiteren Entwicklung der PDS haben wird. 
Die Auseinandersetzung verläuft dabei zwi- 
schen den Reformern um Bisky, Gysi und 
den Brie-Brüdern, die für die erfolgreiche 
Transformation der SED zur ostdeutschen 
Volkspartei PDS stehen, dem eher traditio- 
nalistischen Teil der PDS sowie denjenigen 
im Reformerlager, die sich für eine zweite 
Erneuerung der PDS einsetzen. 
Entscheidende Bedeutung bei dieser Ausei- 
nandersetzung hat dabei die Frage nach 
dem Verhältnis von Opponieren, Tolerieren 
und Regieren. Die PDS hat die Antwort darauf 
bislang mit Formelkompromissen verdeckt 
und lebt bis heute die mit der Behauptung, 
dass die ,,Frage, ob eine Parlamentsfraktion 
der PDS sich innerhalb des Parlaments in 
eine Oppositionsrolle, in eine Situation der 
Tolerierung einer Regierung oder in eine Ko- 
alitionsrolle begibt, nicht das prinzipielle 
Oppositionsverständnis der PDS" berühre. 
Auf dem Programmparteitag im Oktober 
wird diese Aufgabe gelöst werden müssen, 
um damit auch die strategische Differenz 
im Reformerlager zu klären. Denn der vor- 
liegende Entwurf des Parteiprogramms 
spiegelt dieses Dilemma wieder. Die re- 
formorientierten Autoren hatten erfolg- 
reich an der Beschreibung des demokrati- 
schen Sozialismus als eines,,transformatori- 
schen Projektes" gearbeitet, zugleich aber 
auf theoretischer Ebene ausgeklammert 
wann und in wie dieser Prozess begonnen 
werden soll bzw. welcher Voraussetzungen 
er bedarf. Die Ernüchterung über die PDS- 
Regierungen führten schließlich zu einem 
Modell, ,,das den transformatorischen Pro- 
zess als Vorgang schrittweiser,aber zugleich 
umfassender, komplexer, möglichst unge- 
störter und zügiger Entfaltung ihres sozialis- 
tischen Zukunftsprojektes nach eigenen 
Maßstäben ansah - dem der traditionell bei 
den PDS-Reformern intendierte grundsätz- 
liche Hegemoniewechsel in der Gesell- 
schaft erst einmal vorauszugehen habe". 
(Falkner, a.a.O., ebd.) 
Damit kann aber mit dem ,,Eigentlichenn 
nicht schon jetzt begonnen werden. Im 
Heute kann man nur reparieren - und muss 
aufpassen bzw. davor bewahrt werden, dass 
die PDS nicht zum Arzt am Krankenbett des 
Kapitalismus verkommt. Letztlich ist dies 
anschlussfähig ,,an neokommunistische, jen- 
seitige Vorstellungen vom künftigen Sozialis- 
mus als der fernen, ganz anderen Gesell- 
schaft entstanden - und zugleich eine tragi- 
sche Entwurzelung des Bemühens um Re- 
formalternativen". (Falkner, a.a.O., ebd.) 
Eine zweite Erneuerung bedeutet in die- 
sem Kontext ein Selbstverständnis der PDS 
als linke Partei in der Bundesrepublik zu 
etablieren, die für diese Gesellschaft Kon- 
zepte in den Parteienwettbewerb ein- 
bringt, dafür um Zustimmung wirbt und 
sich mit allen verfügbaren demokratischen 

Mitteln um deren 
Umsetzung bemüht. J . I - - : ~ M ~ - . -  

Das schließt Kom- 
promisse, Zusam- 
menarbeit mit au- 

i - ßerpar lamentar i -  
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- -  - 
die Debatte um 
grundlegende Alter- 
nativen und Visionen 
ein. (Vgl.Woop) 
Die Chancen für die 
Herstellung einer 
solchen Geschäfts- 
grundlage hat der 
Berliner Parteitag 
personell verbessert. Sie ist unverzichtbar 
angesichts der externen Anforderung an die 
PDS, sich in den Auseinandersetzungen um 
die Justierung der sozialstaatlichen Koordi- 
naten mit eigenen Reformansätzen zu posi- 
tionieren und der internen Erkenntnis, dass 
die PDS allein mit dem Gestus als Ostpartei, 
Partei der sozialen Gerechtigkeit und Frie- 
denspartei nicht mehr hinreichend Mobili- 
sierungskraft hat, denn die Bedeutung die- 
ser Themen wandelt sich und geht zurück. 
(Falkner, a.a.O., S. 594.) Die Teilgesellschaft 
Ost hat sich ausdifferenziert und Komplexi- 
tät der Ost-West-Verflechtungen hat Zuge- 
nommen. lnteressenvertretung Ost zu sein 
bedeutet hier umzudenken. Auch der Im- 
petus der einzig wahren Anti-Kriegspartei 
kann nicht mehr aufrecht erhalten werden, 
wenn dieses Alleinstellungsmerkmal verlo- 
ren geht. Es hat sich aber auch gezeigt, dass 
die PDS seit ihren zu einem,,Grundkonsens" 
stilisierten friedenspolitischen Beschlüssen 
von Münster die Fähigkeit verloren hat, auf 
diesem Feld situationsadäquat und konsis- 
tent zu argumentieren. 
Notwendig ist demnach eine Neubestim- 
mung der Themen demokratisch-sozialisti- 
scher Politik. Dabei kann es nicht darum ge- 
hen, vorrangig Forderungen, die von Bewe- 
gungen wie attac oder Verbänden und Ge- 
werkschaften erhoben werden, ins Zentrum 
der PDS-Arbeit zu rücken. Nicht weil sie für 
die Arbeit keine Relevanz hätten - ihre Ak- 
zeptanz durch die PDS wird zu Recht vor- 
ausgesetzt. Doch stärker als innerparteilich 
wahrgenommen wird, sind die betreffen- 
den Akteure bereit, ihre Forderungen in Be- 
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wieder 
Rolle der PDS im Bund Grenzen gesetzt. 
Schon vor der Bundestagwahl bestand ein 
PDS-Dilemma darin, dass sie zwar vielevor- 
Schläge präsentierte, die jedoch Machbar- 
keitskriterien zu unterziehen waren. Auf die 
Frage, ob die Ideen umsetzbar seien und 
die PDS genügend Einfluss habe sie durch- 
zusetzen, musste im Bund in der Regel ver- 
neint werden werden. Mit dem Verlust der 
Bundestagsfraktion sind Ressourcen für Ex- 
pertise und Öffentlichkeit verloren gegan- 
gen. In den Ländern sind die Chancen bes- 
ser, doch auch dort ist der in die PDS inves- 
tierte Wählerkredit endlich. 
Das heißt nicht, dass die PDS keine Konzepte 
mehr entwickeln soll - im Gegenteil. Der 
PDS werden die höchsten Kompetenz- und 
Authentizitätswerte im Bereich der sozialen 
Gerechtigkeit zugesprochen. Dort versam- 
melt sie ein über Jahre hinweg akkumulier- 
tes Wissen. Die PDS hat eine »Agenda sozial« 
vorgeschlagen, die der Umverteilung von 
unten nach oben eine verstärkte Solidarität 
in der Gesellschaft gegenüberstellt. Wenn es 
der PDS gelingt, in der Debatte um diese 
»Agenda sozial« eine soziale Integration neu- 
er Art in Ost und West zu konzipieren, dann 
hätte sie die Chance im 140. Jahr der Sozial- 
demokratie zur Sozial-innovativsten Partei 
Deutschlands zu werden. SPW 4 1 2003 
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Die Resultate der Aaenda-Debatte der 
Bündnisgrünen 
Von Dietmar Lingemann 

Der Sonderparteitag von Bündnis 
90IDie Grünen hat nicht das gebracht, was 
die lnitiatoren sich erhofft hatten. Zweifel- 
los stellt die Zustimmung auch der Bündnis- 
grünen zur Agenda eine Niederlage für die 
Linke dar.Mit der nach außen kommunizier- 
ten 90 %-Zustimmung zum Leitantrag des 
Bundesvorstandes kann die Regierung ihre 
,,Agenda-Politik" fortsetzen. 
Dennoch lohnt es sich, einen intensiven 
Blick auf die Ergebnisse der innerparteili- 
chen Debatte zu werfen. Denn in den vor- 
bereitenden Auseinandersetzungen haben 
sich doch in erheblichen Umfang Kritiklini- 
en entwickelt und Positionen verschoben. 
Der Sonderparteitag in Cottbus zur Frage 
der Reform der sozialen Sicherungssyste- 
me war von einer Initiative der Kreisver- 
bände gegen den Widerstand des Bundes- 
vorstandes erzwungen worden. Der Antrag 
der lnitiatoren (Kreisverband Münster), der 
eine eindeutige Ablehnung der Agenda 
formulierte, unterlag dem Antrag des Bun- 
desvorstandes nur recht knapp. Der Bun- 
desvorstand hatte die vorbereitende Zu- 
kunftskonferenz in Düsseldorf abgewartet 
und die dort formulierten Kritikpositionen 
zu einem erheblichen Teil mit in seinen 
Text aufgenommen. Er versuchte, die Aus- 
einandersetzung in die Form zu gießen: 
Soll es Veränderungen an den sozialen Si- 
cherungssystemen geben oder nicht? Mit 
dieser Strategie konnte er auf einen klaren 
Erfolg rechnen, denn Reformen auch der 
sozialen Sicherungssysteme sind seit lan- 
gem fester Bestandteil grüner Programma- 
tik. 
Damit wurde die Absicht der,,Münsteraner", 
mit Hilfe eines radikal kritischen Antrages 
,,linksaußen" letztlich einem gemäßigten 
linken Antrag zu einer Mehrheit gegenüber 
dem Bundesvorstand zu verhelfen, durch- 
kreuzt. Schlimmer noch: 
Nachdem der Antrag Bundesvorstand zum 
Leitantrag erhoben worden war, gab es 
Einzelabstimmungen nur zu den jeweils 
,,weitestgehenstenU und daher ,,klarstenJ' 
Anträgen. Immer wieder die Frage: alles 
belassen wie es ist - oder irgend etwas än- 
dern? Der in dieser Form durchgezogene 
Abstimmungsmarathon hatte mit der vor- 
angegangenen innerparteilichen Debatte 

wenig zu tun. Denn diese wurde nicht ge- sichtigt eine kräftige Kritik, aber das politi- 
führt in Hinblick auf die Frage, ob  Refor- sche Resultat konnte damit nur in einer ge- e 

men überhaupt anstünden, sondern wel- wissen Abschwächung liegen und eben 
che Richtung diese einschlagen sollten. nicht in einem Richtungswechsel. 
Genau darüber wurde aber nicht abge- Dieses Defizit ist nicht das der grünen Lin- 
stimmt, sondern praktisch alle differenzier- ken allein, es ist das fundamentale Dilem- 
ten sozialpolitischen Anträge wurden ir- ma der Gesamtlinken im Umgehen mit der 
gendwie übernommen. ,,Dritte-Wegu- Programmatik von New La- 
Damit war das Ergebnis des Parteitages bour und Co. 
seltsam widersprüchlich. Während die SPD Die Geschäftsgrundlage der sozialdemokra- 
mit zwei Leitanträgen, die im Prinzip voll- tischen Regierungen in den neunziger Jah- 
kommen unterschiedliche Grundpositio- ren war TlNA (There Is No Alternative); d.h. 
nen beinhalten, das politischen Problem zu die bisherige Politik von New Labour und 
bearbeiten suchte, steht bei den Grünen auch von Rot-Grün stellte in den Mittel- 
die Zustimmung zu einem Kompromiß- punkt eine Reformpolitik, die gegen gesell- 
Leitantrag, dessen Aussage darin besteht, schaftliche Widerstände durchgesetzt wer- 
alle mögliche Kritik an der Ausgestaltung den muß. Der Machtanspruch von Mitte- 
der Reformen in  ein prinzipielles Ja zu Re- Links gründete sich darauf,dass die Basis der 
formen überhaupt umzufabulieren, um die- Konservativen zu schmal ist, sie die not- 
ses prinzipielle Ja dann der Regierungspo- wendige Akzeptanz nicht organisieren kön- 
litik nachwerfen zu können. nen. Nicht die Richtung der Reformen war 

das wesentliche Thema, sondern die Ausei- 
nandersetzung mit den gesellschaftlichen Linke Selbstkritik 

Hier muß nun die linke Selbstkritik einset- Widerständen. 
zen.Warum war es möglich,dass ein solche Die genaue Ausgestaltung der Reformen 
Strategie erfolgreich sein konnte? Warum nahm daher je nach Gefechtslage evtl. vor- 
war es nicht möglich, gegen die Strategie handenes Beharrungspotenzial in ihren je- 
,,Reformen ja oder nein" eine Leitfragestel- weiligen Kompromißcharakter auf. Die 
lung„Reformen so oder so?" zum General- Riester-Rente war in diesem Sinne ein 
thema zu machen? Kompromiß zwischen Umbau und Belassen 
Diese Fragen rein taktisch diskutieren zu des Alten, nicht etwa ein Kompromiß zwi- 
wollen, greift erheblich zu kurz. Denn an schen zwei unterschiedlichen Umbaumo- 
dieser Stelle lag und dellen. Die Steuerre- 
liegt die strategische form war ein Meister- 
Schwäche der Lin- Die Linke überlässt e~ werk an politischer 
ken. Die ,,Münsters- anderen, den ~ i ~ k ~ ~ ~  über Durchsetzung gegen 
ner" hatten als Ziel- .. - - den Versuch, die Be- 
stellung einen die Transformation des harrung politisch ZU 

machtvollen Wider- 
stand gegen die 

fordistischen Kapitalismus und 
teipolitisch zu ver- - - 

Agenda. Die Ge- in eine neue Phase ZU werten. 
werkschaften waren besetzen. Funktionieren konnte 
als natürliche Bünd- dies nur, weil das Re- 
nispartner frühzeitig formvorhaben selbst 
miteingebunden worden. Der Regierung bis tief in die Opposition hinein gewisser- 
sollte ein deutliches ,,So nicht!" entgegen- maßen unstrittig war. Andere wesentliche 
gehalten werden. Die Frage aber nach ei- Reformen konnten durchgezogen werden, 
nem „Wie anders?" konnte de facto pro- weil der gesellschaftliche Diskurs den Bo- 
grammatisch nicht beantwortet werden. den gründlich bereitet hatte. Für Doppelte 
Damit war eine dezidierte Auseinanderset- Staatsbürgerschaft, Homo-Ehe oder Atom- 
zung um die Richtung der Reformen nicht ausstieg war die gesellschaftliche Mehrheit 
möglich. Es entfaltete sich zwar wie beab- praktisch bereits erkämpft, es waren,,nach- 

holende Reformen", eine rechtliche Aner- 
kennung von gesellschaftlich diskursiv 
bereits Durchgekämpftem. Auch hier ging 

Dietmar Lingemann, Sprecher der Landesarbeii 
MdB Ströbele, und lebt in Berlin 

'gemeinschaft Wirtschaft Berlin, Mitarbeiter von es also immer nur um die Frage der gesell- 
schaftlichen Durchsetzung, nicht etwa um 



konkurrierende Reform- oder Umbauansät- 
ze. 
Die traditionelle Linke hat aber kein großes 
Interesse entwickelt, die Fragen anders zu 
stellen. Die ,,antineoliberaleu Linke geht in 
Hinblick auf die Deutung des Prozesses ein 
heimliches Bündnis mit der TINA-Politik ein. 
Auch sie lebt davon, dass es gerade um ja 
oder nein geht. 

Neoliberaler Umbau oder Verhinderung 
desselben. 
Die Ausdeutung der Reformen als histori- 
scher Sachzwang bietet der Linken die Ge- 
legenheit, diesen zu bestreiten. Damit 
überlässt sie es anderen, den Diskurs über 
die Transformation des fordistischen Kapita- 
lismus in eine neue Phase zu besetzen. Ob 
man diese nun als Turbokapitalismus, Glo- 
balismus, Wissensgesellschaft, nachhaltigen 
Kapitalismus oder vermögensmarkt-ge- 
steuertes Akkumulationsregime anspricht, 
ist nicht so wichtig - signifikant ist, dass 
man sich bislang nicht mal auf einen tra- 
genden Begriff gemeinsam hat verständi- 
gen können. 
Die Linke kann daher der Deutung des 
Transformationsprozesses als zunehmender 
Enttraditionalisierung, als zunehmender 
Durchsetzung von Marktrationalität, als Zu- 
nahme von ,,lndividualisierung" nicht eine 
kapitalismusanalytische Sicht entgegenset- 
zen, die herausarbeitet, dass es sich tat- 
sächlich um einen historischen Vergesell- 
schaftungsschub handelt, der dieTragfähig- 
keit des Vergesellschaftungsmechanismus 
,,Marktn durchaus überfordert. Eine Sicht, die 
die in den Vordergrund gerückte individuel- 
le Verantwortung rückbinden kann in den 
höheren Grad an Vergesellschaftung. Dies 
ist aber notwendig, wenn es nicht darum 
gehen soll, alle Transferprozesse möglichst 
weit zurückzu fahren,sondern darum,Trans- 
ferprozesse neu zu ordnen und damit auch 
neu zu begründen. 
Damit kann man zur positiven Seite des 
gesamten Debattenprozesses auch im 
Vorfeld des Parteitages kommen. Zum 
ersten Mal wurden Debatten um die 
Richtung der Reformen in breiter Front 
geführt. Die Diskussion um das Grund- 
satzprogramm hatte zwar hier einen 
Grundstein gelegt, aber das grüne 
Grundsatzprogramm selber entfaltet 
hauptsächlich eine Anschauung darüber, 
dass die industriegesellschaftliche Ver- 
fasstheit sich auflöst. Den Fragen nach 
konkreter Programmatik konnte sich die 
Partei hier entziehen, indem schöne 
Zielstellungen für 2020 formuliert wur- 
den. Die Frage, wohin die Reise wirklich 
geht, tauchte erst mi t  dem Schock der 
Hartz-Umsetzung auf. 
Die Agenda stellt einen Höhepunkt des 
oben beschriebenen Politikansatzes dar. 
Durch Anschieben möglichst vieler Re- 
formvorhaben gleichzeitig soll der sich ent- 

wickelnde Widerstand überfordert werden. 
Die konservative Opposition gerät in Konf- 
likt mit ihrer Klientel, wenn sie den Wider- 
stand stärkt. Der Agenda geht es zentral um 
das Herunterfahren von Transferleistungen. 
Explizit wird eine Logik aufgemacht: ,,zu 
verteilen gibt es nur, wenn die Wirtschaft 
brummt". Implizit wird dabei gesetzt: 
,,wenn es der Kapitalseite gut geht, brummt 
die Wirtschaft". Dies ist das ständig wieder- 
holte Credo, welches die These ,,Sozialab- 
bau schafft Arbeitsplätze" zu sagen vermei- 
det, sie aber ständig zu begründen sucht. 
Die zentrale Botschaft 
der Agenda lautet, 

leistung in den Vordergrund und verbin- 
det sie mit  Sanktionen bei regelwidri- 
gem Verhalten, so betont 'Eigenaktivitä- 
ten auslösen - Sicherheit einlösen' in 
erster Linie die eigene Integrationsleis- 
tung des Arbeitslosen, die durch das 
Dienstleistungs- und Förderangebot ge- 
stützt und gesichert wird."(Hartz-Kom- 
mission 2001 : 45)) 
Zweitens. Das Primat der Haushaltskonsoli- 
dierung als zentrales Leitmotiv der Politik 
wird infrage gestellt. Auch makroökonomi- 
sche Überlegungen spielen plötzlich 

wieder eine Rolle. 
Die Notwendigkeit, 

auch wenn dies stän- 
diq bestritten wird: Die zentrale Botschaft der Tran"'er'eistungen 

neu zu ordnen, führt 
,,~ozialabbau schafft Aaenda lautet. auch wenn zu einer Infragestei- 

J 

Arbeitsplätze". lung der durchgängi- 
Bei Bündnis 90IDie dies ständig bestritten wird: gen Steuersenkunqs~ 

Grünen hat dies dazu ,,Soziala bbau schafft politik. Die ~ ~ e n d a  
geführt, dass doch in Arbeitsplätze". wird akzeptiert nur 
weiten Teilen der als Sicherung der Fi- 
Partei auf der Basis nanzierbarkeit der 
eines prinzipiell po- sozialen Sicherungs- 
sitiven Verhältnisses zu Reformen nicht nur Systeme. Bestimmte Elemente der Neuord- 
eine verstärkte Kritik laut wurde, sondern nung werden positiv bewertet, die Umstel- 
notwendigerweise eine Debatte über die lung auf Steuerfinanzierung, die Entlastung 
Richtung der Reformen begann.,,Reform- der Kommunen. Damit rückt aber die Ein- 
motor sein" zu wollen, ohne die Richtung nahmeseite wieder in den Vordergrund. 
zu reflektieren und die Debatte in Partei Nicht abstrakt, als allgemeine Forderung 
rückzubinden, war der Vorwurf gegen die nach materieller sozialer Gerechtigkeit. 
Bundestagsfraktion. Eine sozialpolitische Sondern ganz konkret im Zusammenhang 
Kommission wurde einberufen, um den mit der Machbarkeit von Reformen. Dies 
Unmut zu kanalisieren. Diese war zwar et- hat zu einem klaren Votum zur Wiederein- 
was arbeitsmarkt-lastig, trat aber mit ih- führung der Vermögenssteuer auf dem Par- 
ren Aussagen der obigen These deutlich teitag geführt. [Material dazu unter: h t t ~ : / /  
entgegen. www.gruene-berlin.de/wirtschaft/pa~iere/ 
Was sind nun die Verschiebungen in der VStG/vsta.html 
Debatte? Insofern hat sich eine Grundhaltung in der 

Partei gegenüber dem gesamten Umbau- 
Zwei Punkte will ich hier herausgreifen: Prozess positiv entwickelt. Diese macht 
Erstens. Gegen die Vision, dass es keine an- sich aber erst fest an Themen, die sich mit 
spruchsgestützte Sicherung mehr geben Wucht fühlbar machen; Hartz-Umsetzung 
solle, nur noch zeitlich begrenzte und mit und Haushaltslage sind hier die Beispiele. 
negativen Anreizen versehene Integrations- Bei der Reform des Gesundheitssystems 
angebote, wurde die alte Forderung der und bei der Rente stehen diese Debatten 
Grünen nach Grundsicherung gestellt. Im erst bevor. Hier besteht die Gefahr, dass das 
Hartzpapier waren durchaus unterschiedli- Projekt der Agenda, durch die Gleichzeitig- 
che Herangehensweisen formuliert wor- keit aller Umbauvorhaben die Gesellschaft 
den: Dem Grundsatz des,,Fördern und For- zu überfordern, auch innerhalb der Parteien 
dern", welches die Sanktion (negative An- funktioniert. Kraftakte wie Sonderparteita- 
reize) in den Vordergrund stellt, war die Al- ge, das Hochfahren der Empörung sind 
ternative ,,Eigenaktivitäten auslösen - Si- nicht beliebig wiederholbar. Das Fehlen 
cherheit einlösen" entgegengesetzt wor- von konzeptionellen Vorschlägen auf Seiten 
den. der Linken ist deshalb besonders schwä- 
Dass soziale Integration nur als Integrati- chend. Die Nachfrage nach einem alternati- 
on in Arbeit gedacht wird und dies mit- ven Leitbild zur bestehenden, von Giddens, 
ten in einer offensichtlichen Krise der Beckund Co.formuliertenVorstellung einer 
Verfasstheit von Arbeit, stößt auf Kritik. vorwiegend individualisierten Gesellschaft 
Dagegen entspricht die Forderung nach ist deutlich. 
armutsfester Grundsicherung offensicht- Eine neue gesellschaftliche Diskussion um die 
lich besser einer Gesellschaft, die sich RichtungderReformen hatbegonnen.Siewird 
von unmittelbarem Zwang und ,,Regel- an Fahrt gewinnen,weil die Krise sich verschär- 
steuerung" verabschiedet. [,,Stellt der fen wird. Es ist vor allem an der Linken, in diese 
Grundsatz 'Fördern und Fordern' aus der Diskussion mit einer kapitalismusanalytischen 
Versicherungslogik heraus die Förder- Sichteinzugreifen. 
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Linksru tsch in der f ranzös ischen 
sozial ist ischen Partei! 

, 

Von Christian Rentzsch 

Zum besseren Verständnis einige 
Auszüge aus der Geschichte der sozialisti- 
schen Partei in Frankreich. Die Ursprünge 
der Sozialistischen Bewegung in Frankreich 
liegen im 18. und 19. Jahrhundert. Die Ar- 
beiterbewegung vereinte sich 1905 poli- 
tisch in der Partei SFlO (section francaise de 
I'internationale socialiste), in deren An- 
fangsjahren es harte Debatten über die 
Nützlichkeit linker oppositioneller Abge- 
ordneter gab. Die Alternative einer revolu- 
tionären Arbeiterpartei wurde von einer 
starken Minderheit vertreten, aber Jean 
Jaures setzte sich mit seinem Eintreten für 
konkrete Reformvorschläge durch. 
Nach der Oktoberrevolution kam es 1920 
zur Spaltung der Partei in Sozialisten und 
Kommunisten. Als Antwort auf den Vor- 
marsch des Faschismus kam aber 1936 
die Koalition von Sozialisten und Kommu- 
nisten in der sogenannten Volksfront an 
die Macht. Lohnerhöhungen,Tarifverträge, 
bezahlter Urlaub und 40 Stundenwoche 
waren die positive Bilanz, bevor die 
schwierige wirtschaftliche Lage die Re- 
gierungsmehrheit von Leon Blum 
zunichte machte. 
In der Kriegs- und Nachkriegszeit arbeite- 
ten alle Parteien mehr oder weniger zu- 
sammen, aber 1947 verließen die Kommu- 
nisten die Regierung. Bis 1958 regierten 
dann unterschiedliche Koalitionen, aber vor 
allem der Algerienkrieg spaltete die linken 
Parteien. So mussten sie zusehen, wie De 
Gaulle 1958 an die Macht kam und eine 
neue Verfassung durchsetzte. Diese sieht 
die Direktwahl des Präsidenten in zwei 
Wahlgängen vor und macht ihn zur starken 
Person der Politik. 
Francois Mitterrand erzielte zwar 1965 ein 
gutes Wahlergebnis gegen De Gaulle, aber 
dennoch blieben die linken zerstritten und 
unterlagen bei der Wahl 1969 deutlich. Erst 
1971 kam es mit der Gründung der Sozialis- 
tischen Partei zu einer neuen starken linken 
sozialistischen politischen Sammelbewe- 
gung. Diese beruhte auf der Fusion mehre- 
rer linker Organisationen, und musste daher 
einen Weg finden, Programme und Perso- 
nen demokratisch zu bestimmen. Daher 
wurde festgelegt, dass alle Instanzen der 
Partei proportional besetzt werden. Vor je- 

dem Parteitag finden daher Abstimmungen 
aller Parteimitglieder über das Parteipro- 
gramm statt. Jeder Text wird von einer Rei- 
he von Parteimitgliedern vorgelegt, die 
dann ihren Stimmenanteilen zufolge in den 
Parteigremien vertreten sind. Mitterrand 
setzte sich dabei 1971 knapp durch und 
blieb bis 1981 Parteisekretär. Unter seiner 
Führung schafften es die Sozialisten dann 
1981 mit Hilfe der Kommunisten wieder an 
die Macht zu kommen. 
39 Stundenwoche, Abschaffung der Todes- 
strafe, Nationalisierung von Grossunterneh- 
men waren die Erfolge der Regierung. Auf- 
grund der wirtschaftlichen Lage in Frank- 
reich und Europa entschied sich die Regie- 
rung 1983 für Sparpolitik und eine Stabili- 
sierung der Wechselkurse. Das führte zum 
Bruch mit den Kommunisten, die erst 14 
Jahre später wieder in eine linke Regierung 
einziehen sollten, erlaubte es aber Mitter- 
rand gleichzeitig, die EG mit Kohl zusam- 
men voranzutreiben. 
1983-1 986 und 1988-1 993 regierten die 
Sozialisten teilweise mit Hilfe von Stimmen 
aus der politischen rechten Mitte.Von 1986 
bis 1988 und von 1993 bis 1995 gab es 
rechte Regierungen unter einem linken 
Präsidenten. Das liegt daran, dass De Gaulle 
1958 den häufigen Regierungswechseln 
der 4. Republik (1945-1958) ein Ende ma- 
chen wollte, indem er den Präsidenten alle 
sieben Jahre direkt wählen ließ, während 
der Premierminister von der Mehrheit der 
Nationalversammlung gewählt wird. De 
Gaulle schaffte dadurch zwar, mehr politi- 
sche Stabilität herbei, ermöglichte aber 
auch die Co-habitation, das heißt die Koe- 
xistenz eines Präsidenten und eines Pre- 
mierministers aus unterschiedlichen politi- 
schen Lagern. 
1997 kamen die Linken wieder an die Re- 
gierung, in der sich neben den Sozialisten 
Jospins auch die Kommunisten, die Grünen 
sowie zwei kleine Parteien, die Radikalen 
(kleine sozialliberale Partei) und die Bür- 
gerbewegung Chevenements (der die Sozi- 
alisten nach deren Ja zu Maastricht verlas- 
sen hatte) befanden. Nach anfänglichen Er- 
folgen kam es auch in dieser Koalition zu 
Spannungen, die nach und nach so stark 
wurden, dass alle fünf Parteien ihren eige- 

nen Präsidentschaftskandidaten in den 
Wahlkampf 2002 schickten. 
Zwar führte Jospin die am weitesten links 
orientierte Regierung in der EU, aber diese 
hat einige Fehler gemacht: Unterzeichnung 
des Amsterdamer Vertrages (Stabilitäts- 
pakt), Schaffung von Arbeitsplätzen als 
oberste Priorität (selbst auf Kosten der Ar- 
beitnehmerrechte), Unterschätzung der so- 
zialen Missstände (Einkommen, Bedarf nach 
Schutz gegen Kriminalität), Misstrauen ge- 
genüber den Bürgerbewegungen und ge- 
gen die eigene Partei (im Jahre 2000 erklär- 
te die damalige sozialistische Arbeitsmini- 
Sterin Elisabeth Guigou, sie ließe sich ihre 
Politik nicht von der Partei vorschreiben - 
damit lehnte sie die Forderung der Partei- 
linken nach jährlichen Tarifverhandlungen 
mit Gewerkschaften und Arbeitgebern ab), 
Vorziehen des Termins der Präsidentschafts- 
wahl vor den der Nationalversammlungs- 
wahl (der ursprüngliche Termin der Präsi- 
dentschaftswahl lag einige Wochen nach 
der Nationalversammlungswahl). Die Spal- 
tung der linken Kräfte war also nicht der 
einzige Grund für die Wahlniederlage im 
Jahre 2002. 
Die Folge der Niederlage bei der Präsident- 
schaftswahl April-Mai 2002 und der Natio- 
nalversammlungswahl Juni 2002 ist eine 
neoliberale Regierung, die versucht ihre 
Ideologie zu vertuschen, in dem sie Volks- 
nähe vorgibt. Diese Strategie funktionierte 
mehr oder weniger reibungslos, bis die Re- 
gierung eine Reform der Renten in Angriff 
nahm. 

Der Parteitag 2003 
Die Debatte über die von der rechten Re- 
gierung Jean-Pierre Raffarins geplante Ren- 
tenreform i s t  derzeit das Thema in Frank- 
reich. Die Gewerkschaften kritisieren die 
Pläne der Regierung hart und rufen zu 
Warnstreiks und Demonstrationen auf. 
Es wird in Frankreich in erster Linie der 
größten Gewerkschaft CGT (confederation 
generale du travail) angerechnet, dass die 
Demonstrationen gegen die Rentenreform- 
pläne der Regierung am vergangenen 13. 
Mai so ein großer Erfolg wurden. Ein bis 
zwei Millionen Menschen waren an diesem 
Tag auf den Straßen Frankreichs unterwegs, 
um gegen die geplante Reform, die Ren- 
tenbeitragszahlungsdauer zu erhöhen bzw. 
die Renten zu kürzen, zu demonstrieren. 
Viele davon trugen die rote Farbe der CGT. 
So ist es zu erklären, dass Generalsekretär 

Christian Rentzsch war von 2000-2003 Vorsitzt 
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inn, der Staatssekretärin für Wohnungswesen. 



Thibault, der die CGT zu einer parteiunab- 
hängigen Reformgewerkschaft gemacht 
hat, die Ehre minutenlanger Standing ovati- 
ons auf dem PS-Parteitag zuteil wurde. 
Dabei hatte die traditionell den Sozialisten 
nahe stehende Gewerkschaft CFDT dem 
Regierungsprojekt nach einigen Zugeständ- 
nissen des Arbeitsministers Fillon noch kurz 
zuvor zugestimmt und somit die Einheit der 
Gewerkschaften aufgegeben. Alle anderen 
Gewerkschaften, wie CGT-FO, UNSA, FSU 
usw., lehnen die Reformpläne der Regie- 
rung ab. In Frankreich sind Gewerkschaften 
und politische Parteien seit der Gewerk- 
schaftscharta von Amiens (1906) von 
einander getrennt. Lediglich die Kommu- 
nistische Partei war jahrzehntelang mit der 
CGT verbunden bevor diese in den letzten 
Jahren dieses Bündnis zerbrach. Alle Versu- 
che der Sozialisten, eine engere Beziehung 
zu einer großen Gewerkschaft zu knüpfen 
schlugen fehl. Die derzeitige Annäherung 
der Partei an die CGT ist deshalb auch sehr 
vorsichtig. 
Fest steht allerdings, erstens, dass die Sozia- 
listische Partei die führende linke Partei 
bleibt, auch wenn es ihr derzeit noch an ei- 
nem glaubwürdigen Projekt fehlt, um die 
nötigen Stimmen für eine Rückkehr in Re- 
gierungsverantwortung zu gewinnen, und 
zweitens, dass die CGT die führende Ge- 
werkschaft in Frankreich bleibt, auch wenn 
ihr Vorsprung auf CFDT und CGT-F0 sich in 
den letzten Jahren verringert hat. 
Auf dem Parteitag hat die alte, in ihrer Zu- 
sammensetzung veränderte, Mehrheit an 
Stimmenanteilen verloren: Sie kam auf 61,4 
% der abgegebenen Stimmen (nach 73% 
auf dem letzten Parteitag im Jahr 2000-die 
ordnungsgemäßen Parteitage finden laut 
der im Jahr 2000 veränderten Satzung alle 
drei Jahre statt). 
Die Rechnung der neuen Parteilinken, Nou- 
veau Parti Socialiste, die Stimmen der 20 
000 der Partei nach der Wahlniederlage Jo- 
spins beigetretenen Mitglieder zu gewin- 
nen, ging eindeutig nicht auf. Zwar wurde 
NPS unter der Führung des medienwirksa- 
men Abgeordneten Arnaud Montebourg 
(der durch seine nicht vom Erfolg gekrönten 
Versuche Präsident Chiracs Affären vor die 
Justiz zu bringen bekannt wurde) und des 
ehemaligen Parteisprechers Vincent Peil- 
Ion mit 16,9 % zweite Kraft, doch konnte der 
erhoffte Parteiführungswechsel auch mit 
Unterstützung eines Großteils der französi- 
schen Jungsozialistenmehrheit, Nouvelle 
Gauche, und dem von der Gauche Socialiste 
kommenden Arbeitsrechtler Gerard Filoche 
(der eine reihe von Gewerkschaftlern An- 
fang der neunziger Jahre von der linksex- 
tremen Ligue Communiste Revolutionnaire 
in die Sozialistische Partei und dort in die 
Gauche Socialiste brachte) nicht herbeige- 
führt werden. 
Die Parteilinke verstärkte sich aber deut- 
lich, denn die Parteilinke Nouveau Monde, 

die durch den Zusammenschluss Henri Em- 
manuellis (Mitglied des französischen Parla- 
ments) und Jean-Luc Melenchons (Mitglied 
des Parteibüros) von der Gauche Socialiste 
neu gestaltet wurde erzielte 16,3 % der 
Stimmen. 
Auch Marc Dolez der Parteisekretär der Mit- 
gliederstarken Föderation des Departe- 
ments Nord darf mit seinen 4,4 % zur Par- 
teilinken gerechnet werden. 
Lediglich die nur 1% der Stimmen zählende 
Utopiagruppe, die für eine neue Definition 
des Arbeitsbegriffes eintritt, hat sich auf 
dem Parteitag in die Mehrheit eingereiht. 
Die Parteilinke i s t  also mit 37,7 % der Stim- 
men (34,8 % der Sitze) weit stärker als vor 
drei Jahren, als Emmanuelli (13,6%) und die 
Gauche Socialiste (1 3,4%) zusammen auf 27 
% kamen. 
Hinzu kommt, dass die von Franqois Hol- 
lande geführte Mehrheit ihren Text unter 
dem Einfluss Marie-Noelle Lienemanns 
(Parteisekretärin für Unternehmenspoli- 
tik), Julien Drays (Mitglied des französi- 
schen Parlaments und einer der beiden 
Parteisprecher) und Harlem Desirs (Md Eu- 
ropaparlamentes, wo er für die Tobinsteu- 
er kämpft), drei der Ehemaligen der Gau- 
che socialiste, durchaus mit linkem Ge- 
dankengut bereichert hat. Nähe zu den 
Globalisierungskritikern, Bekenntnis zum 
europäischen Föderalismus und nachhalti- 
ge Entwicklung sind Themen, die aufgegrif- 
fen wurden. 
In konkreten Sachfragen, wie Bekämpfung 
von Massenentlassungen und Betriebsum- 
siedelungen ins Ausland gehen die Beiträ- 
ge von NM und NPS sicherlich weiter. Auch 
in der Haltung zur EU-Erweiterung vertre- 
ten sie ein offensiveres Vorgehen - EU-De- 
mokratisierung vor einer Erweiterung für 
NM während Montebourg von NPS eine 
Volksabstimmung über die Erweiterung 
fordert. Ein Grundbekenntnis zu linker Re- 
formpolitik ist aber auch in dem Text der 
Parteimehrheit deutlich erkennbar. Über 
die Allianzen im Parteiapparat hinaus, mag 
das wohl auch das Ergebnis der Mitglieder- 
abstimmung erklären. 
Franqois Hollande wurde ohne Gegenkan- 
didaten mit 90 % der abgegebenen Stim- 
men als Vorsitzender Sekretär der 140 000 
Mitglieder zählenden Partei wieder ge- 
wählt. In den Föderationen aber schaffte es 
ein Bündnis von Dolez, NPS und Nouveau 
Monde häufig, eine Mehrheit zu erringen. 

Die Spaltung der Linken 
Was nun die Chronologie der Ereignisse be- 
trifft, so muss man zunächst auf die Wahl- 
niederlagen Lionel Jospins und der Sozialis- 
tischen Partei im vergangenen Jahr zurück 
kommen. 
Noch am Abend seiner Niederlage hat Jo- 
spin seinen Abschied von der politischen 
Bühne bekannt gegeben. Die Teilung der 
Linken mit 8 Präsidentschaftskandidaten, 

der ideenarme Wahlkampf, das Fehlen ei- 
ner klaren linken Orientierung, die schlech- 
te sicherheitspolitische Regierungsbilanz 
sowie Mangel an Charisma mögen zur Nie- 
derlage Jospins beigetragen haben. Die 
Wahlniederlage der Partei bei der folgen- 
den Parlamentswahl war dann nach fünf 
jähriger Co-habitation eines rechten Präsi- 
denten und linken Premierministers folge- 
gerecht. Hollande wies in der Folgezeit For- 
derungen nach einem vorgezogenen Par- 
teitag zurück und nahm ehemalige Minister 
in die Parteispitze auf. Erst, als die Ankündi- 
gung der bevorstehenden Ernennung des 
sozial-liberalen Laurent Fabius zum Partei- 
sprecher bekannt wurde, zwang eine brei- 
te, weit über die Parteilinke hinausreichen- 
de, Protestbewegung, Hollande zum ein- 
lenken. 
Der Ausgang dieser erfolgreichen Rebellion 
wurde der alten Parteilinken paradoxerwei- 
se zur Zerreisprobe. Wollten einige vom 
Parteivorstand zurücktreten, sahen andere 
in dem Einlenken Hollandes ein Zeichen 
der Ermutigung, eine neue linke Partei- 
mehrheit mit ihren Rebellionspartnern aus 
der alten Mehrheit zu entwickeln. Einerseits 
wurde eine schnelle Verschmelzung der 
Gauche Socialiste mit dem ebenfalls für 
Rücktritt vom Parteivorstand plädierenden 
Emmanuelli gefordert, andererseits wurde 
ein Aufbau einer neuen linken Mehrheit 
mit Emmanuelli und anderen gefordert. 
Schließlich kam es darüber zum Bruch der 
Gauche Socialiste, einige gründeten mit 
Emmanuelli die Strömung Nouveau Monde, 
andere gründeten mit Montebourg NPS, an- 
dere gingen wie Marie-Noelle Lienemann 
zur Parteimehrheit, da sie meinten, es gäbe 
keinen Führungswechsel auf dem Parteitag 
und es sei wichtig, die Mehrheit nach links 
zu ziehen, und wieder andere wurden wie 
Julien Dray und Harlem Desir über einen 
Umweg bei NPS letztlich zum linken Flügel 
der Parteimehrheit. 
Alle haben begrüßt, dass die Partei die Bür- 
gerbewegung gegen die geplante Renten- 
reform unterstützt. Manch einer freut sich 
darüber, dass die sozialliberalen von dem 
Parteitag eher enttäuscht sind, denn Domi- 
nique Strauss-Kahn konnte auf dem Partei- 
tag nicht überzeugen, auch wenn er die Rol- 
le des Regierungskritikers sonst immer gut 
vertritt. 
Francois Hollande hat nun die Aufgabe, die 
Partei bis zum nächsten Parteitag in drei 
Jahren anzuführen. Er hat Schritte nach links 
gemacht und wird jetzt vom rechten Partei- 
flügel, mit Ausnahme Fabius', in der Renten- 
diskussion kritisiert. 
Im nächsten Jahr stehen Europawahl und 
Regionalwahlen an. Bis dahin muss die Lin- 
ke versuchen, wieder glaubwürdig zu wer- 
den. Entscheidend aber wird es sein, wie sie 
die 2007 vorgesehene Präsidentschafts- 
wahl in Angriff nimmt. Bis dahin ist es noch 
ein weiter Weg. SPW 4 12003 



Das  Dilemma der f ranzös ischen Linken 
Die Linken nach der  Präsidentschaftswahl und d e m  Parteitag der 
Sozialistischen Partei in Frankreich im Ma i  2003. 

Von Bernard Pignerol 

Die Linke und insbesondere die windung der Teilung zwischen der reforme- dersetzungen in der französischen Linken 
Sozialistische Partei als stärkste Partei der rischen und der radikalen Linken aufgreifen. zuspitzen. Diese Realität erklärt einerseits , 
Linken steht heute vor schweren strategi- Manche in der Sozialistischen Partei han- das relativ späte Datum der Gründung der 
schen Fragen. deln, ohne dies offen zu verkünden, da die SFlO und andererseits das Fehlen einer So- 

Die Hürde des ersten Wahlgangs 
Im April 2002 hat der Kandidat der Sozialis- 
ten zum ersten Mal seit langer Zeit weniger 
Stimmen bekommen als die anderen lin- 
ken Kandidaten zusammen. Seit den achtzi- 
ger Jahren hat sich dieVerbindung der Sozi- 
alistischen Partei zu den Wählern aus den 
unteren Vermögensgruppen gelockert. Si- 
cher handelte es sich hier nie um eine sehr 
feste Bindung, denn im politischen Leben 
Frankreichs war es traditionellerweise die 
Kommunistische Partei, welche die Arbei- 
terklasse anführte. Das Neue war im Jahr 
2002 der Verlust der Wählerschaft der Be- 
amten, vor allem der Lehrkräfte, die ge- 
wöhnlich für die Sozialisten stimmten. Es ist 
symptomatisch, dass die Summe der Stim- 
men der linksextremen und der kommunis- 
tischen Partei 2002 praktisch mit den Stim- 
men der KP im Jahre 1981 übereinstim- 
men. Das belegt die dauerhafte Existenz 
zweier Kulturen in der französischen Linken, 
welche die Wahlergebnisse der Sozialisti- 
schen Partei seit Ende der siebziger Jahre 
vertuschte. 

Die Zersplitterung der Linken 
Aber die Schwächung der Kommunisti- 
schen Partei hat nicht den Sozialisten ge- 
dient, wie einige unter ihnen das erhofften, 
sondern sie hat einer radikalen politischen 
Vertretung gedient, deren Wortführer sich 
bis jetzt weigern, die Perspektive einer pro- 
gressiven oder reformerischen Analyse der 
Gesellschaft aufzunehmen. Somit haben 
alle fortschrittlichen sozialen Kräfte ein Pro- 
blem im zweiten Wahlgang. Wenn die sek- 
tiererischsten Vertreter der linksextremen 
es dauerhaft schaffen, fünf Prozent oder 
mehr der Wähler zu organisieren,dann ver- 
liert die Linke mittelfristig jede Chance auf 
einen Wahlsieg. Darin besteht die schwieri- 
ge politische Gleichung des zweiten Wahl- 
gangs der nächsten Wahlen in Frankreich. 
Genau genommen besteht darin die Glei- 
chung der Zukunft der Linken. Unsere Ar- 
beit muss also die Notwendigkeit der Über- 

Wahlniederlage zu jung ist, für die Entste- 
hung einer Sozialistischen Partei, die die ge- 
samte Linke vereinigt. Diese Vision einer in 
ihren Hauptbestandteilen vereinten Linken 
als Gegenpol zu der in der UMP vereinten 
Rechten i s t  kaum mehr als politologische 
Vereinfachung. Nicht etwa, weil es undenk- 
bar wäre, dass Persönlichkeiten der ökolo- 
gischen, gewerkschaftlichen oder kommu- 
nistischen Linken der Sozialistischen Partei 
beitreten, sondern, weil dies keinerlei Fol- 
gen hätte. In der Vergangenheit haben 
schon wichtige Persönlichkeiten der KP wie 
der Ex-Minister und potentielle Generalse- 
kretär der KPF, Charles Fiterman, den Weg in 
die SP genommen, ohne dass die politische 
Lage dadurch irgendwie verändert worden 
wäre. 
Aber, und das ist entscheidend, so eine Ent- 
wicklung widerspreche der gesamten Ge- 
schichte der französischen Linken. Karl Marx 
bemerkte schon in dem ,,Klassenkampf in 
Frankreich", dass die Französische Revoluti- 
on und das aus ihr entstandene Konzept des 
Bürgertums die ideologischen Auseinan- 

Bernard Pignerol, Nouveau Monde, ist Mitglied im Schiedsausschuss der Part; Socialiste und ar- 
beitet im Conseil &Etat, dem Staatsrat. 2001-2002 arbeitete er im Stab des Ministers Jean Luc 
Mdenchon, welcher Minister für Berufsschulen und Berufsausbildung war. 

zialdemokratie nach dem Muster, welches 
zum Beispiel in Deutschland existiert. 

Blick nach vorn 
Um die Gleichung des ersten Wahlganges 
zu lösen, muss die Sozialistische Partei das 
gleiche tun, wie die Linke, um den Sieg bei 
den nachsten Wahlen zu erringen: Jetzt 
schon entschlossen nach vorne gucken 
und die neuen Paradigmen der Wahler- 
Schaft aufgreifen. In einer Gesellschaft mit 
so viel politischer Erfahrung wie in Frank- 
reich kann man keine politische Strategie 
anhand von politischer Vereinfachung auf- 
bauen. Es gilt in der kommenden Zeitspan- 
ne, die neuen Gegebenheiten der politi- 
schen Vertretung in die Rechnung aufzu- 
nehmen, Politik noch weitreichender auf 
europaischer Ebene zu denken, sozialen 
Fortschritt wieder durch Reformen zu ver- 
körpern. Dafur muss eine tiefgreifende Ar- 
beit vollbracht werden, und, so gesehen, 
war der Parteitag von Dijon kein Erfolg. 
Jetzt muss eine heterogene Parteimehr- 
heit von gegensatzlichen politischen Kraf- 
ten diese Arbeit aufnehmen, und sie wurde 
gut daran tun, nicht zu vergessen, dass 40% 
ihrer Parteimitglieder ihr nicht vertrauen 
und vor allem, dass sie im Jahre 2002 
deutlichst abgewahlt wurde. „, 412003 



Anatomie des Krieges 
Von Heinz-J. Bontrup 

Krieg und Ökonomie 
Im Krieg gibt es neben Toten, ver- 

stümmelten und verletzten Menschen so- 
wie zerstörten ökonomischen Lebens- 
grundlagen immer auch Profiteure (Kriegs- 
gewinnler), und selbst in Friedenszeiten ist 
das Rüstungsgeschäft ein hoch profitables. 
(vgl. Bontrup, 1986) 
Die Perversion der Rüstungsökonomie 
zeigte sich während der beiden Weltkriege 
in besonderer Ausprägung, aber auch in 
den über 200 Kriegen, die nach 1945 ge- 
führt worden sind, darunter in den 1990er 
Jahren der erste Golfkrieg und der Kosovo- 
Krieg, sowie der Krieg in Afghanistan und 
der gerade beendete zweite Golfkrieg wa- 
ren geradezu Goldgruben für die Rüstungs- 
industrie. Diese liefert all das, was Militärs 
angeblich zur Kriegführung benötigen. Aber 
auch andere Wirtschaftszweige verdienen 
am Krieg enorme Summen. Selbst die, die 
Gesundheitsprodukte herstellen, wie z.B. 
die Pharmaindustrie, steigern durch Krieg 
ihre Rentabilitäten. Und es ist ebenso 
selbstverständlich aber gleichzeitig auch 
zynisch, dass die Wirtschaft nach einem 
Krieg für den Wiederaufbau der zuvor sinn- 

um den Schutz von Menschenrechten. Gut 
drei Monate nach dem Krieg wird immer 
deutlicher, dass die USA und Großbritanni- 
en die Weltöffentlichkeit mit ihrer Kriegs- 
propaganda nichts als ,,nützliche Lügen" 
präsentiert haben. 
Der amerikanische Ökonom Paul Krugman 
kommt zu dem Ergebnis, das dies „der 
schlimmste Skandal in der politischen Ge- 
schichte der Vereinigten Staaten (ist), 
schlimmer noch als Watergate, schlimmer 
noch als Irangate." (The New York Times, 3. 
Juni 2003) 
Mittlerweile wird der britische Premiermi- 
nister Tony Blair aus den Reihen seiner eige- 
nen Partei zum Rücktritt aufgefordert. Auch 
George Bush gerät immer mehr unter 
Druck. Am Ende wird herauskommen, dass 
es ein ökonomisch intendierter Krieg war. 
Zu den wesentlichen ökonomischen Trieb- 
kräften zählt dabei für die USA die Aufrech- 
terhaltung der weltweit disproportionalen 
Verteilung von ÖIre- 
serven, von denen die 

den sichern, die dies für Natur und Umwelt 
mit sich bringt. Dies entspricht dem Inter- 
esse der Ölkonzerne und der meisten Re- 
gierungen der 0ECD.Zum anderen können 
die USA durch die Kontrolle über einen gro- 
ßen Teil der Ölreserven der Welt andere 
Länder in Abhängigkeit halten und 
hierdurch ihre ökonomische und politische 
Vormachtposition in der Welt stabilisieren. 
Drittens schließlich spielt Öl auch in der 
härter werdenden internationalen Wäh- 
rungskonferenz eine wesentliche Rolle: 
Wenn es den USA gelänge, durch die Kon- 
trolle über den wesentlichen Teil der Welt- 
ölvorräte den Ölhandel weiterhin in ihrer 
Währung abzuwickeln, stärkten sie damit 
die Stellung des US-Dollar als Weltwährung, 
die durch das enorme und weiter steigende 
US-amerikanische Leistungsbilanzdefizit 
und zusätzlich durch die jüngste Krise am 
Aktienmarkt unter Druck geraten ist." (Me- 
morandum 2003, S. 12f. ) 
Die Privatisierung der verstaatlichten iraki- 
schen Ölindustrie und die Aufhebung der 
nach dem ersten Golfkrieg von den UN ver- 
hängten ökonomischen Sanktionen gegen 
den Irak stehen deshalb auch an erster Stelle 
der US-Nachkriegsagenda. Dass es den USA, 
mit über 60 Militärstützpunkten in 21 Län- 

dern der Welt, mo- 
dernsten Kriegsflot- 

USA bekanntlich nur ten und Flugzeugträ- 
über etwa 2 v.H. ver- ZU den wesentlichen gern auf allen Welt. 
fügen, während sie ökonomischen Triebkräften meeren und dem 

los zerstörten Infrastruktur selbstverständ- rund 25 v.H.der jährli- Aufbau ihres globa- 
lich zur Verfügung steht. Auch hier locken chen Weltproduktion der USA zählt die Aufrech- len Anti-Raketen- 
beträchtliche Profite. Das Streben nach 
Rüstungsprofit macht dabei selbst vor den 
Landesgrenzen während eines laufenden 
Krieges nicht halt. Es ließen sich zahlreiche 
Beispiele für internationale Rüstungsge- 
schäfte, Absprachen und Kooperationen 
selbst zwischen den Unternehmen verfein- 
deter bzw. kriegführender Staaten benen- 
nen. 
Wie stellte schon Albert Einstein fest:,,Ein 
Pazifismus, der die Rüstungen der Staaten 
nicht bekämpft, ist und bleibt ohnmächtig. 
Die Rüstungsindustrie i s t  eine der größten 
Gefährdungen der Menschheit." 
Auch der gegen das Votum des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen (UN), und da- 
mit gegen das Völkerrecht, unter weltwei- 
ten Protesten von den USA und GB mit mili- 
tärischer Unterstützung der Australier ge- 
führte Irak-Krieg basiert neben geostrategi- 
schen auf handfesten ökonomischen Inter- 
essen und nicht wie immer wieder behaup- 
tet, auf der Vernichtung von Massenvernich- 
tungswaffen - die bis heute nicht gefunden 
wurden - oder den Sturz eines Diktators, 
um die Herstellung von Demokratie oder 
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verbrauchen. Dies hat terhalt-ng der weltweit Schirms nur um eige- 
die weltweite Frie- 

disproportionalen ne ,,vitale Interessenn densbewequnq mit geht, zeigen auch die - - 
ihrem Slogan ,,Kein Verteilung von Ölreserven, politischen Handlun- 
Blut für Öl" plastisch gen der letzten Jahre 
zum Ausdruck qe- Von denen die USA nur überdeutlich. Die - 
bracht.,,Die Kontrolle über 2 v.H. verfügen, USA sind heute auf- 
des Öls, oder grund ihrer Über- 
zumindest der ZU- während sie rund 25 v.H. macht in der Lage, je- 
gang zu ihm, war der jährlichen Weltproduk- den Staat der Welt an- 
immer ein aroßes zuqreifen, politisch 
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strateqisches Ziel. ti0n verbrauchen. und militärisch zu er- 
Das Öl erlaubt den 
Nationen, Besitz anzu- 
sammeln, ihre Wirtschaft anzutreiben, Gü- 
ter zu produzieren und zu verkaufen,Waffen 
zu kaufen oder herzustellen, Kriege zu ge- 
winnen." (Yergin 1991, S. 964) 
Den USA geht es beim ÖI,,nicht um die Be- 
seitigung akuter Ölknappheit, denn diese 
gibt es nicht, sondern um drei langfristig- 
strategische Orientierungen: Zum einen 
soll der Zugriff auf den langfristig knapper 
werdenden Energieträger Öl die energiein- 
tensive Produktions- und Lebensweise ent- 
wickelter Industrieländer trotz aller Schä- 

ibereich Wirtschaftsrecht, Mitglied der Arbeits- 

pressen und ihren 
ökonomischen Inter- 

essen gefügig zu machen. Wie sehr sich die 
USA, die insbesondere unter der jetzigen 
Bush-Administration offensichtlich „Rom 
spielen" will, noch um das Wohl der Welt 
kümmern ist anhand der folgenden Fakten 
evident. .Sie produzieren und exportieren 
mehr Waffen als der,,Rest der Welt" zusam- 
men. Sie haben ihre Ausgaben zur Bekämp- 
fung der Armut in der Welt soeben auf 1,7 
Milliarden $-Dollar reduziert. Das ist nicht 
einmal so viel, wie sie in zweiTagen fürs Mili- 
tär ausgeben. Dabei würden ein Prozent der 
jährlichen Militärausgaben des Pentagon 
genügen, um die Grundversorgung der vere- 
lendeten Völker der Dritten Welt mit Nah- 
rungsmitteln, Medikamenten und sauberen 
Wasser sicherzustellen. Stattdessen hat die 



US-Regierung den ABM-Vertrag mit Russland Die gesamtwirtschaftlichen direkten und Um die Wirtschaft und ein demokratisches 
zur Begrenzung von Raketenabwehrsyste- indirekten Kosten sind enorm hoch. Man politisches Gefüge im Irak, mit rund 24 Mil- 
men einseitig aufgekündigt. Sie hat sämtli- schätzt aus heutiger Sicht nur die direkten lionen Einwohnern eines der größten Län- 
che internationalevereinbarungen über bio- Militärausgaben der USA auf gut 62 Mrd. der des Mittleren Ostens, nach mehreren 
logische und chemische Waffen aufgekün- US-Dollar und die der Briten auf rund 4,5 Kriegen und der langen Diktatur Saddam 
digt. Sie verweigert sich einer internationalen Mrd. US-Dollar (Vgl. Hannoversche Allge- Husseins wieder aufzubauen, werden enor- 
Vereinbarung über dasverbot der Produktion meine Zeitung (HAZ) vom 3. Mai 2003, S. 3). me politische als auch ökonomische An- 
und des Einsatzes von Landminen. Ebenso Diese Ausgaben dürften die Wirtschaft der strengungen notwendig sein. ,,Kriege und 
hat die USA das Kyoto-Protokoll aufgekün- USA und Briten kurzfristig beleben. Militär- Sanktionen unter dem Hussein-Regime ha- 
digt,dasdieVertragspartnerzurReduzierung ausgaben fließen aber nur zum Teil in In- ben den lrak zusammengenommen einen 
der Treibstoffgase und Klimakiller verpflich- vestitionen. Der größte Teil impliziert einen Betrag gekostet, der dem Bruttoinlandspro- 
tet." (Schneider, S. 173) Staatsverbrauch und regt vor allem die dukt von zwei Jahrzehnten entspricht. 
Auch erkennt die USA den Internationalen Konsumnachfrage (Ebenda, (Übs.d.Verf.)) 
Strafgerichtshof in Den Haag nicht an. Sie hat an. Anders als bei zi- Das Land ist extrem 
sogar ein Gesetz erlassen, das einen mögii- viien Staatsausga- Nachdem der Krieg ZU verarmt.,,Seit 1979 ist 
chen Überfall auf die Niederlande legiti- ben (z.B.für Schulen, Ende ist, werden die das Pro-Kopf-Einkom- 
miert, falls vor dem Internationalen Gerichts- Straßen) haben Mili- men des Irak um rund 
hof amerikanische Staatsbürger wegen tärausgaben keinen Vereiniqfen Staaten weit 90 v.H. gesunken. Das 
Kriegsverbrechen angeklagt werden sollten. kapazitätserweitern- Bruttoinlandsprodukt 
(Vgl.Schwarzberg.S.225) Der amerikanische den oder produktivi- mehr als den Irak wieder- betrug im vergange- 
~ournalist Jacob Heilbrunn von der Los An- tätssteigernden Ef- aufzubauen haben. Sie nen ~ a h r  15,5 ~ r d .  ÜS- 
gelesTimes fordert von uns Europäern:,,Bitte fekt, sie sind nicht re- Dollar zu Kaufkraftpa- 
erhöhen Sie den Druck auf Amerika. Sei es in produktiv. Die indi- werden Amerikas Ansehen ritäten, was einem 
politischen, sei es in militärischen Angele- rekten Kriegsfolgen rund um den Erdball Drittel des Niveaus 
genheiten, sei es in Umweltfragen. Bitte, le- haben schon vor von 1989 entspricht. 
gen Sie uns Daumenschrauben an und r e t  aber auch während müssen. Das Bundesland Bre- 
ten Sie uns vor uns selbst.!" des Krieges die Welt- men hatte, zum Ver- 

wirtschaft nachhaltig gleich, im Jahre 2000 
Der nur vorläufig letzte Krieg belastet. Dazu zählen negativeveränderun- ein Bruttoinlandsprodukt von 20 Mrd. US- 
Wenn der lrak Krieg auch militärisch we- gen an den Aktien- und Devisenmärkten, Dollar bei einer Bevölkerungszahl von 
sentlich schneller entschieden wurde, als des gestiegenen Ölpreises sowie Beein- 660.000. Die Auslandsschulden des lrak be- 
von vielen befürchtet, so hat auch dieser trächtigungen im internationalen Handel laufen sich auf 65 bis 83 Mrd.US-Dollar,was 
Krieg beträchtliche Opfer gekostet und wird als auch die humanitären Kosten für die Be- jährliche Zinsforderungen von über 5 Mrd. 
weitere Folgekosten nach sich ziehen. Aus völkerung im Irak. Hinzu kommt, dass die US-Dollar impliziert.."(Brück/Schubert, 5. 
einer Vielzahl unterschiedlicher Quellen er- monatelange Kriegsvorbereitung das Ver- 296) 
geben sich dabei die ersten Schätzungen. braucher- und Unternehmervertrauen be- Trotz der enormen Ölreserven des Landes, 
So wurden 171 Soldaten auf Seiten der Alli- lastet und sich negativ auf das Wachstum die etwa 11 v.H.der weltweit bekannten Re- 
ierten getötet (davon 138 US-Soldaten und der Weltwirtschaft ausgewirkt hat. (Vgl. serven entsprechen, wird der lrakvon außen 
33 Briten)und 495 US-Soldaten wurden ver- Brück/Schubert, S. 292ff.) einen,,Marshallplan" benötigen. Dazu gehört 
wundet. Die getöteten irakischen Soldaten Neben den direkten und indirekten Kriegs- eine deutliche Entschuldung des Landes so- 
werden auf rund 2.300 geschätzt. Wie bei lasten sind außerdem die Folgekosten des wie eine Finanzierung der notwendigen Auf- 
jedem Krieg gab es auch Opfer unter der Krieges zu berücksichtigen. Der amerikani- baumaßnahmen. Hier sind die kriegführen- 
Zivilbevölkerung. lrakische Schätzungen sche Ökonom Nordhaus schätz diese Kosten den Länder USA und Großbritannien aber 
gehen von 1.200 bis 2.600 Zivilisten aus, die auf 75 bis 500 Mrd. US-Dollar (Vgl.Nordhaus, auch Australien gefordert. Diese können nun 
während der Kriegshandlungen ihr Leben S. 37). Die USA und die Briten zahlen für den unter Beweis stellen, wie viel ihnen wirklich 
verloren. Außerdem wurden rund 5.000 Zi- Irak-Krieg aber nicht nur einen materiellen, an der politischen und ökonomischen Ent- 
vilisten verletzt. Unter den Opfern waren sondern auch einen immateriellen Preis. wicklung des lrakgelegen ist. 
auch mindestens zehn getötete Journalis- „Was ist aus den Vereinigten Staaten von Wichtig zur ökonomischen Gesundung des 
ten zu beklagen. Nach der Beendigung der Amerika geworden?" So hat es Robert C. Byrd lrak i s t  auch ein nicht zu schnelles auswei- 
offiziellen Kriegshandlungen geht das töten genannt, der seit 1959 im amerikanischen ten der Ol-Förderkapazitäten. Zwar würde 
weiter. lrakische Untergrundkämpfer und Senat sitzt und heute sein Nestor ist. Am dies kurzfristig dem Land Entlastung brin- 
Anhänger von Saddam Hussein akzeptieren Abend vor dem Krieg hat er dort ein letztes gen, mittel- und langfristig wäre dies aber 
die USA als Besatzungsmacht nicht. Mal gewarnt:,,Rund um den Erdball begeg- aus zwei Gründen kontraproduktiv. Erstens 

nen unsere Freunde weil hierdurch über sinkende Ölpreise die 
uns mit Misstrauen ... 
Wenn der Krieg zu 
Ende ist, werden die 
Vereinigten Staaten 
weit mehr als den 
lrak wiederaufzubau- 
en haben.Wir werden 
Amerikas Ansehen 
rund um den Erdball 
w iederhers te l len  
müssen ... Heute wei- 
ne ich um mein 
Land." 

Stabilität des OPEC-Kartells in Frage ge- 
stellt würde und aufgrund der gesunkenen 
Preise sogar eine erhöhte Fördermenge 
sinkende Exporteinnahmen impliziert. 
Zweitens käme es durch überproportional 
hohe Exporterlöse aus dem Olverkauf in US- 
Dollar auch zu einer Aufwertung des iraki- 
schen Dinar gegenüber allen anderen Wäh- 
rungen. Hierdurch würde sich die Wettbe- 
werbsposition des lrak bei allen potentiel- 
len Exporten außerhalb des Ölsektors nach- 
haltig verschlechtern. „Die Landwirtschaft 
würde weiter unter Vernachlässigung lei- 

. 



den, vor allem falls (zugegebenermaßen 
gut gemeinte) groß angelegte Lebensmit- 
tellieferungen durch UN, USAlD und andere 
den Markt für lokale Nahrungsmittelpro- 
duktion endgültig zusammenbrechen lie- 
ßen. Die Anreize für die umfangreichen In- 
vestitionen, die für eine Überwindung des 
landwirtschaftlichen Niedergangs im lrak 
nötig wären, würden unterminiert. Noch 
nachteiliger würden sich die aus hohen ÖI- 
exporten resultierenden Kursgewinne des 
irakischen Dinar auf alle Versuche auswir- 
ken, die irakische Industrie außerhalb des 
Ölsektors wiederzubeleben bzw. neue 
Nicht-Öl-Industrien zu entwickeln. Die 
Mehrheit der lokalen Privatproduzenten 
bliebe von möglichen positiven Auswirkun- 
gen des Ölgeschäfts auf die restliche Wirt- 
schaft ausgeschlossen, da ihnen kriegs- und 
sanktionsbedingt sowohl die nötige Tech- 
nologie als auch das Kapital fehlen, um Roh- 
stoffe und Ersatzteile einzuführen. Die 
schnelle Öffnung des lrakfür alle Arten von 
(öl- bzw. entwicklungshilfefinanzierten) 
Konsum- und Investitionsgüterimporten 
wäre das Aus für die einheimische Produk- 
tion." (Wurzel, S.567f.) 
Sollten die USA allerdings eine Zerstörung 
des OPEC-Kartells aufgrund ihres Interesses 
an billigen Ölimporten betreiben, was hoch- 

wahrscheinlich ist, werden sie die - wie auch 
immer politisch aussehende - neue iraki- 
sche Führung in Richtung einer kurzfristigen 
Ausweitung der Ölfördermengen zwingen. 
Dadurch würde nicht nur der mittel- bis 
langfristige Aufbau des lrak gefährdet, son- 
dern es würde sich auch der Weltölmarkt 
grundlegend verändern.Viele Produzenten - 
von Texas bis Russland aber auch Länder wie 
Mexiko, Kanada, Norwegen oder lndonesien 
- kämen aufgrund des Preisverfalls aber hö- 
herer Förderkosten als in den Ländern des 
Mittleren Ostens unter Druck. Aber auch Län- 
der wie Saudi-Arabien, Iran und Kuwait wä- 
ren letztlich Verlierer. (Vgl. Sadowski, 5.6) 
Zwar würde die US-Wirtschaft neben der 
Weltwirtschaft von einem niedrigen Ölpreis 
profitieren - allerdings erkauft mit enormen 
ökologischen Schäden und hochwahrschein- 
lichen ökonomischen und politischen Insta- 
bilitäten in den Ländern, die von der ÖIpro- 
duktion abhängig sind. Dazu zählen auch die 
Länder des Mittleren Ostens. Die Bekämp- 
fung des weltweiten Terrorismus, gegen den 
George W. Bush nach dem 11. September 
2001 den Krieg ausgerufen hat, würde so 
wohl kaum gelingen. lm Gegenteikder Terro- 
rismus, der seine Wurzeln in der ökonomi- 
schen und politischen Dominanz des Wes- 
tens unter der Vorherrschaft der Supermacht 

USA hat, würde nachhaltig angeheizt. Es 
käme zu einem gefährlichen kontraprodukti- 
ven Ergebnis. SPW 4 12003 
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Europa nach dem Konvent 
Der Entwurf  der  Europäischen Verfassung als Dokument des Zustands der 
Europäischen Integration. Eine Bestandsaufnahme. 

Von Werner Kindsmüller 

Europäische Politik liebt die Sym- 
bole. Manchmal führt aber auch der Zufall 
Regie. Die Reihenfolge der Ratspräsident- 
schaften wollte es, dass Griechenland den 
Vorsitz inne hatte, als im Juni der Präsident 
des Europäischen KonventsValery Giscard d' 
Estaing den Entwurf der Europäischen Ver- 
fassung an den griechischen Ministerpräsi- 
denten Kostas Simitis überreichte. So trafen 
sich die Staats- und Regierungschefs der 15 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und jene acht, deren Länder ab 1. Mai 2004 
die EU erweitern werden, an der Geburts- 
Stätte der europäischen Demokratie, um 
über das in blaues Leder gebundene und 
mit Goldfäden durchwirkte Dokument zu 
beraten. 
Im nordgriechischen Porto Carras gingen 
allerdings bereits die Bewertungen über 

den Stellenwert des Entwurfs auseinander. 
Während Außenminister Joschka Fischer 
ganz oben in die rhetorische Kiste langte 
und von einem,,historischenTag" für Europa 
sprach, mochte der spanische Ministerprä- 
sident Jose Aznar im Vertragsentwurf nur 
einen ,,interessanten Ausgangspunkt" er- 
kennen. Diese Einordnungen zeigen die 
ganze Zerrissenheit der europäischen Re- 
gierungen und verheißen nichts Gutes für 
die anstehende Regierungskonferenz. 

Worum geht es ? 
In der Präambel werden die Grundsätze der 
Verfassung formuliert. Sie beschreibt die 
Werte, auf die sich die künftige Union „der 
Bürger und Staaten Europas" gründet. 
DieVerfassung ordnet die Zuständigkeiten 

der Union neu. Sie unterscheidet zwischen 
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ausschließlichen Zuständigkeiten der Uni- 
on etwa bei Handels- und Währungsfragen 
und den geteilten Zuständigkeiten zwi- 
schen Union und Mitgliedstaaten, z.B. in der 
Umwelt- und Energiepolitik. Alles was nicht 
ausdrücklich in der Verfassung genannt 
wird, bleibt im Rahmen der Subsidiarität in 
der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 
Das in seinen Kompetenzen gestärkte Euro- 
päische Parlament, der Europäische Rat, der 
Ministerrat, die Europäische Kommission 
und der Gerichtshof sind die Organe der EU. 
Der Kommissionspräsident wird auf Vor- 
schlag des Rates vom Europäischen Parla- 
ment auf die Dauer von 5 Jahre gewählt. 
Die Kommission wird nach 2009 auf 15 
stimmberechtigte Mitglieder verkleinert, 
eine von den kleineren Ländern abgelehn- 
te Reduzierung. Neben dem Kommissions- 
präsidenten soll ein Präsident des Europäi- 
schen Rates eingerichtet werden, dessen 
Amtszeit 2 Y2 Jahre dauert. 
Ein künftiger EU - Außenminister soll die 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
koordinieren, die auf ,,Erreichung einer 



immer stärkeren Konvergenz des Vorge- 
h e n ~  der Mitgliedstaaten beruht". 
Auf welchen Feldern die Abkehr von ein- 
stimmigen Entscheidungen und der Über- 
gang zur qualifizierten Mehrheit erfolgt, wird 
sich erst bei den beiden letzten Sitzungen 
des Konvents Mitte Juli zeigen. Diese Fragen 
sind zwischen den Mitgliedstaaten hoch um- 
stritten. Dies reicht von der Innen- und Jus- 
tizpolitik über die Steuerharmonisierung bis 
zurverteidigungs- und Außenpolitik. 
Am 18. Juli wird Konventspräsident Valery 
Giscard d' Estaing den endgültigen Entwurf 
an den italienischen Staatspräsidenten Car- 
lo Ciampi überreicht haben. Von Oktober 
bis Ende des Jahres wird dann eine Regie- 
rungskonferenz über den Verfassungsent- 
wurf entscheiden. Anschließend erfolgt die 
Entscheidung des Europäischen Parlaments 
und die Ratifizierung in allen Mitgliedstaa- 
ten durch die nationalen Parlamente oder 
auch durch Referenden. Es wird damit ge- 
rechnet, dass die Europäische Verfassung 
erst 2006 in Kraft treten wird. 

Wie ist der Entwurf der Europäischen 
Verfassung zu bewerten ? 
1997 in Amsterdam und 2001 in Nizza wa- 
ren die Staats- und Regierungschefs ge- 
scheitert, die Institutionen, Entscheidungs- 
Prozesse und politischen Zuständigkeiten 
der Europäischen Union so zu erneuern, 
dass die Union auch mit 25 und mehr Mit- 
gliedstaaten handlungsfähig bleibt, den ge- 
steigerten Erwartungen der europäischen 
Bürger sowie der neuen Rolle Europas in ei- 
ner globalisierten Welt gerecht wird. Ein- 
stimmigkeit in maßgeblichen Politikberei- 
chen, eine auf 25 Mitglieder anwachsende 
Kommission sowie intransparente Instru- 
mente und Zuständigkeiten drohten die EU 
zu blockieren. 
Die Konferenz im belgischen Laeken be- 
schloss deshalb im Dezember 2001 einen 
Konvent aus den Vertretern der nationalen 
Parlamente, des Europaparlaments, der Re- 
gierungen sowie der Kommission einzube- 
rufen und ihn mit der Ausarbeitung eines 
,,Abschlussdokumentes" zu beauftragen, 
das dann einer Regierungskonferenz vorge- 
legt werden soll. 
Wenn man heute die Analyse in der Erklä- 
rung von Laeken unter der Überschrift,,Euro- 
pa am Scheideweg" nachliest, dann wird 
man zu dem Ergebnis kommen müssen, dass 
der Konvent nur bedingt in der Lage war,den 
Anforderungen gerecht zu werden. Gemes- 
sen an den Notwendigkeiten, bleibt der Ent- 
wurf hinter den Erfordernissen der Europäi- 
schen lntegration zurück. Gemessen am Zu- 
stand der Europäischen Union im Jahre 2003 
ist das Werk allerdings ein Erfolg. 

Die demokratische Herausforderung Eu- 
ropas 
Es ist kaum anzunehmen, dass der Text der 
Europäischen Verfassung künftig zur Lieb- 

lingslektüre der europäischen Oberprima- der Zerstrittenheit der europäischen Regie- 
ner zählen wird, denen Giscard d' Estaing rungen wundert das Ergebnis nicht. Es 
noch vor Monaten einen lesbaren Text ver- macht deutlich, dass wir noch weit von der 
sprochen hat.Auch wenn in den 460 Verfas- von Jürgen Habermas geforderten,,norma- 
sungsartikeln eine EU entworfen ist, die kla- tiven Integration" entfernt sind, die Europa 
rer und begreifbarer ist als die alte, so wird eine staatliche Qualität verleihen müsste. 
diese Verfassung keine Philadelphia Conven- Es gibt aber tieferliegendere Gründe als die 
tion werden. Zu glauben, ein solcher Egoismen nationaler Regierungen, die ihre 
Schöpfungsakt wäre in Europa möglich, ist Zuständigkeiten für die Außen- und Sicher- 
idealistisch und verkennt die Machtkonstel- heitspolitik mit niemanden teilen wollen. 
lationen der europäischen Nationalstaaten. Zum einen ist auch in den westeuropäi- 
Deshalb waren Fortschritte der europäi- schen Gesellschaften das Gefühl der ~ o l i t i -  
schen lntegration stets Kompromisse. Die- schen Zusammengehörigkeit noch nicht so 
ser Verfassungsentwurf bildet da keine Aus- stark ausgeprägt, dass es eine europäische 
nahme. Solidarität prägen würde. Das Postulat von 
Gleichwohl bringt der Verfassungsentwurf Jürgen Habermas und Jacaues Derrida in 
mehr Transparenz, Verantwortlichkeiten ihrem Essay in der,,Frankfurter Allgemeinen 
zwischen den europäischen Organen und Zeitung" vom 31. Mai 2003, dass die Bevöl- 
den Mitgliedstaaten sind klarer geordnet kerungen in Europa,,ihre nationalen Identi- 
und die demokratische Kontrolle durch das täten gewissermaßen aufstocken und um 
Europäische Parlament und den Gerichtshof eine europäische Dimension erweitern" 
wird ausgebaut. Nicht wenig, wenngleich müssten, bleibt vorerst Appell. Staatliche 
man einräumen muss, dass die Staats- und Qualität könne die Europäische Union aber 
Reg ierungschefs  erst annehmen, so ist 
darauf bedacht wa- Gustav Seibt ( Süd- 
ren, ihren Einfluss Gemessen an den deutsche Zeituna 
durch das Amt des Notwendigkeiten, bleibt vom 30. Juni 2003) zu- 
,,EU - Präsidenten" zustimmen, wenn ein 
zu sichern. Wie sich der Entwurf hinter den Finne und ein Portu- 
das Gleichgewicht Erfordernissen der giese füreinander die 
der Organe ,,Paria- Solidarität eines ge- 
ment - Rat - Kom- Europäischen Integration teilten Schicksals - 
mission" künftig ein- empfinden könnten. 
pendeln wird, wird zurück. Gemessen am Davon ist Europa er- 
davon abhängen,wie Zustand der Europäischen kennbar noch ein 
die noch offenen weites Stück entfernt. 
Fraqen des Entschei- Union im Jahre 2003 ist das Die Verhandlunaen - 
dungsquorums im Werk allerdings ein Erfolg. um die Agrarpolitik 
Rat entschieden und die Verteilung 
werden. von Strukturfondhil- 
Problematisch ist vor allem das Festhalten fen belegen dies eindrucksvoll. 
an der Einstimmigkeit in Politikbereichen, Die Vertreter der mittel- und osteuropäi- 
die für die volle Verwirklichung der Wirt- schen Staaten im Konvent haben deuilich 
schafts- und Währungsunion wichtig sind. gemacht, dass sie das Ziel französischer und 

deutscher Vertreter, ein Gegengewicht zu 
Europas neue Rolle in einer globalisier- den USA zu formieren nicht teilen. Aus ihrer 
ten Welt Geschichte heraus sind für sie die Überwin- 
Die Zerstrittenheit der Europäer in ihrer dung der Spaltung Europas und die Sicher- 
Haltung zum Irak - Krieg und zur amerikani- heitsgarantie der USA gleichermaßen wich- 
schen Hegemonialpolitik steht heute einer tig. Für die weitere Entwicklung Europas ist 
stärkeren Rolle Europas in der Welt es bedenkenswert, worauf der aus Rumäni- 
entgegen. Um eine europäische Alternative en stammende Schriftsteller Richard Waqner - 
zur pax americana zu entwerfen und ein in der Frankfurter Rundschau vom 7. Juni 
Gegengewicht zum amerikanischen Unila- 2003 hingewiesen hat: ,,Eigentlich möchten 
teralismus zu schaffen, ist es notwendig, sich die Osteuropäer lieber Amerika anschlie- 
dass sich die Union neben handlungsfähi- ßen. (...)Den Osteuropäern ist das individualis- 
gen Institutionen auf eine gemeinsame tische Projekt von der Verwirklichung des per- 
Außen- und Sicherheitspolitik sowie eine sönlichen Glücks näher als die westeuropäi- 
bessere Koordinierung der Wirtschaftspoli- sche Parole von der sozialen Sicherheit mit ih- 
tik verständigt. Dies, so muss man unum- rerhochgradigen Reglementier~ngspolitik.~ 
wunden einräumen, ist im Konvent nicht Tatsächlich bringt der Verfassungsentwurf 
gelungen. Die Erklärung dafür ist, dass die außenpolitisch wenig Bewegung. Der neue 
Regierungen u.a. von Großbritannien und EU - Außenminister wird nur dann zu einer 
Spanien aber auch Staaten des,,neuen Euro- wirklichen Verbesserung der Handlungsfä- 
pas", insbesondere Polen einen so weitge- higkeit Europas führen können, wenn es der 
henden Verzicht auf ihre nationale Souverä- Regierungskonferenz noch qelinqt, das Ve- - - 

nität nicht zubilligen wollten. Angesichts torecht jedes einzelnen der 25 Mitglied- 



Staaten zu beseitigen. Angesichts der Äuße- 
rungen aus Madrid, Warschau und Stock- 
holm ist daran zur Zeit nicht zu denken. 
Zudem wird der,,Mr.Außenpolitik in einem 
unausweichlichen Konflikt mit dem haupt- 
amtlichen Ratspräsidenten geraten, der sei- 
ne Rolle ebenfalls als außenpolitischer Re- 
präsentant der EU suchen wird. 

Wie weiter? 
Drei Problemfelder sind es im Wesentli- 
chen, an denen sich die Zukunft der Europä- 
ischen Union bis Ende dieses Jahrzehnts 
entscheiden wird. 
Erstens: Die neue Außenpolitik der USA hat 
für die Europäische Union tiefgreifende Fol- 
gen: die Fliehkräfte, die nach der Erweite- 
rung um die Mittel- und Osteuropäischen 
Staaten ohnehin Beschleunigung erfahren 
haben, werden stärker werden. Die Vorstel- 
lung einer in der Außen- und Sicherheitspo- 
litik geschlossenen und handlungsfähigen 
Europäischen Union wird an den Versuchun- 
gen der einzelnen Staaten sich dem großen 
Bruder an die Brust zu werfen, zur Illusion. 
DieseTendenz macht sich auch in anderen 
Bereichen der europäischen Politik be- 
merkbar. Anders als nach dem amerikani- 
schen Luftkrieg gegen Serbien, als sich die 
Europäische Union 1999 vor die Notwen- 
digkeit gestellt sah, eigene Krisenreaktions- 
Streitkräfte aufzubauen, bleibt nach einem 
von den USA und Großbritannien geführten 
Angriffskrieg gegen Irak die europäische Ei- 
nigkeit in der Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik gering. 
Die Versuchung eines Kerneuropas, das sich 
um Frankreich, Deutschland und die Bene- 
lux- Staaten bildet, ist angesichts des langsa- 
men Entwicklungstempos, insbesondere in 
der Außen- und Sicherheitspolitik groß. Der 
Schritt ist aber riskant. Die Wahrscheinlich- 
keit, dass diese Avantgarde, wie sie sich 
gerne nennen lässt, zu einer Entkoppelung 
der europäischen Entwicklung und zu einem 
Rückfall in eine europäische Bündnispolitik 
führen wird, ist nicht von der Hand zu weisen. 
Die Vorstellung von einem Kerneuropa in 
den Grenzen des karolingischen Reichs, um- 
geben von einem Cordon, der das Vereinigte 
Königreich, die skandinavischen Staaten, die 
mittel- und osteuropäischen Staaten sowie 
die Staaten der iberischen Halbinsel umfasst, 
ist jedenfalls eine nicht unwahrscheinliche 
Horrorvorstellung. Ein solches Europa wäre 
weltpolitisch zur Bedeutungslosigkeit verur- 
teilt und müsste langfristig zerfallen. 
Zweitens: Im Jahre 2005 steuert die Europä- 
ische Union auf die in ihrer Geschichte wohl 
schwierigsten Finanzverhandlungen zu. 
Beim Berliner Gipfel 1999, als es um die 
Verteilung der Mittel für die Agrar- und 
Strukturpolitik 2000 - 2006 ging, waren po- 
litische Kompromisse mit dem Scheckbuch 
noch möglich. 
2005 müssen die 25 Mitgliedstaaten in ei- 
nem einstimmigen Votum die künftige Fi- 

nanzierung der EU und die Verteilung der sche Union bis zu einem gewissen Maße vor 
Struktur- und Agrarförderung beschließen. krisenhaften Zuspitzungen schützen. Jedoch 
Die Verteilungsprobleme durch Aufsto- muss man sehen, dass die Globalisierung 
ckung der Gesamtmittel zu lösen, wird von Unternehmen über den Bereich der EU 
schon allein angesichts der Haushaltspro- hinaus sowie die weltweite Liberalisierung 
bleme der Nettozahlerländer ausscheiden. des Handels im Rahmen der WTO das Ange- 
Einigkeit durch Scheckbuchdiplomatie wird wiesensein der großen Unternehmen auf 
es also nicht geben können. Von der Euro- den europäischen Binnenmarkt mindert. 
päischen Kommission ist eine grundlegen- Die Globalisierung und Liberalisierung ha- 
de Neuordnung des Haushalts der Gemein- ben inzwischen die Vorteile der ~artellisie- 
Schaft genauso wenig zu erwarten, wie vom rung, die der europäische Binnenmarkt öko- 
Europaparlament. Eine Einigung wird nur nomisch auch darstellt, geschmälert. Es ist 
möglich sein, wenn Länder wie Spanien und unbestreitbar,dass die Europäische Union in 
Portugal (Kohäsionsfond), Frankreich (Agrar- einem gewissen Grad wie ein politisches 
politik), Großbritannien (Beitragsrabatt) be- Kartell funktioniert, innerhalb dessen die eu- 
reit sind,auf Vorteile zu verzichten. Daran ist ropäischen Nationalstaaten den Nutzen nach 
zur Zeit nicht zu denken. endlos ausgehandelten Regeln unter den 
Es ist durchaus denkbar,dass sich die heuti- Mitgliedern verteilen. Was aber, wenn nicht 
gen Profiteure des europäischen Verteil mehr alle von diesem System profitieren, 
lungssystems und die neuen Mitgliedstaa- weil der Nutzen - z.B. nach der Erweiterung - 
ten auf Kosten der Nettozahler (vor allem asynchron verteilt werden muss ? 
Deutschland, Niederlande, Schweden) eini- Dann gilt es umso mehr, sich der politi- 
gen wollen. Diesen bliebe dann nur noch schen Gründe für das europäische Projekt 
die Möglichkeit eines,,NjetU, mit der Folge, klar zu werden. Der ausschlaggebende 
dass die Europäische Union keine Finanz- Grund für eine weitere Integration liegt da- 
planung mehr hätte und über jährliche rin, dass die einzelnen Nationalstaaten in ei- 
Haushalte feilschen müsste. ner globalen Unordnung einen Rest ihrer 
Drittens: Wie stark die Europäische Union eigenen nationalen Souveränität erhalten 
künftig sein wird, hängt entscheidend von der müssen, indem sie sich - unabhängig vom 
Stärke der Europäischen Kommission und der ökonomischen Nutzen - zusammenschlie- 
Person des Kommissionspräsidenten ab. ßen. In dieser Notwendigkeit liegt die ent- 
Wenngleich die Kommission als Kollegialer- scheidende Begründung für die Politische 
gan konzipiert is t  und deren Mitglieder nicht Union. Diese Erkenntnis, muss man einräu- 
nationalen sondern men, ist weit davon 
den Gemeinschaftsin- entfernt, europäi- 
teressen verpflichtet Die Globalisierung und sches Gemeingut ZU 

sind, spielen in der Liberalisierung haben sein. 
Praxis nationale Inter- Es sind vor allem zwei 
essen sehr wohl eine inzwischen die Vorteile der Säulen auf denen 
wichtige Rolle. 2004 ökonomische Kartellisie- heute die Legitimität 
wird das Kolleqium . . des Nationalstaates 
über 25 ~ommiisare rUng durch den europäi- ruht: Die Fähiqkeit 
verfügen, wovon 19 sihen Binnenmarkt des Staates den wohl- 
aus Staaten kommen, stand der Büraerinnen 
die zusammen etwa geschmälert. und Bürger zu sichern 
11 0 Mio. Unionsbürger (Wohlfahrtsstaat) und 
repräsentieren, wäh- 
rend die sechs großen Mitgliedstaaten 
(Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Po- 
len, Spanien, Italien) mit 340 Mio. Einwohnern 
die restlichen sechs Kommissare stellen wer- 
den. Die Kommission wird zum Schutzschild 
der Kleinen werden. Die Legitimation der 
Kommissionsentscheidungen dürften sodann 
von den Großen immer häufiger angezweifelt 
werden;auf diese Weise erhalten die Zentrifu- 
galkräfte innerhalb der EU zusätzlich an Dyna- 
mik.Trotz qualifizierter Mehrheit dürften Blo- 
ckaden im Rat und der Weg zu inter- gouver- 
nementalen Lösungen zunehmen. 

Zwischen Binnenmarkt und Politischer 
Union 
In der vergangenen Dekade bildete der Bin- 
nenmarkt einen starken Motor der Integrati- 
on. Natürlich wird die Rationalität gemeinsa- 
mer wirtschaftlicher Interessen die Europäi- 

seine Fähigkeit, sie 
gegen äußere Bedrohungen (Außen- und Si- 
cherheitspolitik) zu schützen. 
Beide Funktionen sind prekär. In einer Wirt- 
schaft, in der Kapital, Güter und Dienstleis- 
tungen zunehmend im globalen Maßstab in- 
tegriert werden, schwinden die Möglichkei- 
ten für Unterschiede der Wohlfahrtsstaaten 
untereinander, wenn die Niveaus der Ar- 
beitsproduktivität und der Produktionsquali- 
tät relativ ähnlich sind. Wenn also das Ende 
einer großzügigen wohlfahrtsstaatlichen Ab- 
Sicherung vermieden werden soll, kann das 
nur durch einen Gesellschaftsvertrag auf eu- 
ropäischer Ebene geschehen, womit die Lü- 
cke zwischen den wohlfahrtsstaatlichen Ni- 
veaus verringert werden kann, ohne zwangs- 
läufig die sozialen und Arbeitsverhältnisse 
einander völlig anzugleichen. 
Ähnlich verhält es sich mit der Sicherheits- 
funktion des Nationalstaates. Nur durch eine 



gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik keit eines jeden Staates - außer den Vereinig- sondern ,,in der systematischen Erosion ih- 
innerhalb einer Politischen Union der EU kön- ten Staaten von Amerika -zu tun, in der inter- rer Macht im Tausch gegen ihr andauerndes 
nen die einzelnen Mitgliedstaaten noch ein nationalen Arena seine Sicherheitsinteressen Fortbestehen" (Castells). Aber die Alternati- 
Rest an Selbstbestimmung und Souveränität auf eigene Faustzu wahren. ve dazu ist eine Beschleunigung der Hand- 
bewahren. Der Irak- Krieg widerlegt dieseThe- So paradox es klingen mag: Das Ergebnis lungsunfähigkeit der Nationalstaaten. Die 
se nicht sondern bestätigt sie im Gegenteil. der europäischen Integration liegt zwar europäischen Staaten würden zu Satelliten 
Wir haben es mit der zunehmenden Unfähig- nicht in der Stärkung des Nationalstaates der amerikanischen Regierung. sow 412003 

Operation ARTEMIS: 
Einsatz ohne Ende? 
Deutsche UN-Truppen in den Kongo 

Von Rolf M ützenich 

Der Deutsche Bundestag hat am 
18. Juni dem Einsatz von bis zu 350 Bundes- 
wehrsoldaten in der Stadt Bunia in der De- 
mokratischen Republik Kongo zugestimmt. 
Es handelt sich in der Regel um Transport- 
unterstützung. Die Stationierung selbst fin- 
det in Entebbe, außerhalb der Konfliktregi- 
On, statt. Der Einsatz ist bis zum 1. Septem- 
ber 2003 befristet. Die Bedingungen sind 
so gewählt, dass deutsche Soldaten wahr- 
scheinlich nicht in mögliche Kampfhand- 
lungen verwickelt werden. 
Nachdem dievereinten Nationen (UN) wäh- 
rend des Irak-Krieges einen massiven Be- 
deutungsverlust erlitten hatten, ist es be- 
grüßenswert, dass dieser Einsatz unter UN- 
Mandat nach Kapitel VII der Charta durch- 
geführt werden kann. Die Regierung der 
Demokratischen Republik Kongo, zahlrei- 
che örtliche Rebellengruppen und auch die 
selbst in den Konflikt verwickelten Nach- 
barländer Ruanda und Uganda haben der 
Stationierung zugestimmt. Der Aktionsradi- 
us der Truppe i s t  begrenzt. Deshalb kann 
man hoffen, dass das Morden und die Ver- 
wüstungen im Zentrum der Region lturi ein 
schnelles Ende finden. 
Danach soll die bereits im Kongo aktive 
UN-Friedenstruppe MONUC für Sicherheit 
und Frieden sorgen. Die Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Mission sind also 
günstig. Deshalb habe ich dem Einsatz der 
Bundeswehr zugestimmt. Und dennoch 
bleiben Fragen. Das Einsatzgebiet der mul- 
tinationalen Kampfverbände erstreckt sich 
nur auf einen kleinen Teil der Kampfhand- 
lungen. Aufgrund zahlreicher umliegender 
Konfliktzonen und dort operierender 
Kriegsherren wurden in den vergangenen 
Jahren mehr als 2,5 Millionen Menschen di- 
rekt oder indirekt getötet. Es ist daher un- 
wahrscheinlich, dass der Einsatz am 1. Sep- 
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tember enden wird. Zudem wird er sich al- 
ler Voraussicht nach nicht auf die Stadt Bu- 
nia begrenzen lassen. Denn bislang ist noch 
keineswegs entschieden, ob die EU-Mission 
ab dem 1. September 2003 -wie geplant - 
von einer verstärkten UN-Mission (MONUC) 
übernommen werden kann. Bislang wurde 
das MONUC-Mandat vom UN-Sicherheitsrat 
lediglich um einen Monat bis zum 30. Juli 
2003 verlängert. Dies zeigt, dass es unter 
den Sicherheitsratsmitgliedern nach wie 
vor erhebliche Unstimmigkeiten darüber 
gibt, ob und inwieweit das Mandat gestärkt 
und die Zahl der Soldaten tatsächlich er- 
höht werden soll. Der seit November 1999 
bestehende UN-Einsatz im Kongo umfasst 
derzeit rund 5.500 Soldaten 
Im vergangenen Jahren wurden in Afrika 16 
Kriege und bewaffnete Konflikte gezählt. Im 
Vergleich zum Vorjahr wurden zwar zwei 
Kriege beendet, aber es wurden auch zwei 
neue begonnen. Der Krieg im Osten Kon- 
gos wurde und wird um die Ausbeutung der 
Bodenschätze, vor allem Coltan, Gold und 
Edelhölzer geführt. Es gibt zahllose weitere 
Beispiele in Afrika, in denen Wirtschaftsinte- 
ressen den gewaltsamen Konflikt um politi- 
sche Macht weiter anheizen oder sogar 
überlagern. Der entscheidende Schritt zur 
Einhegung der Kämpfe in vielen Gebieten 
Afrikas wäre deshalb die lmportkontrolle 
oder sogar ein Embargo auf bestimmte 
Produkte. Es wäre daher sinnvoll gewesen, 
die militärische Operation um diese Maß- 
nahmen zu erweitern. 
Der Einsatz in Bunia ist der erste im Rah- 
men der Europäischen Union (EU) geführte 
Einsatz, der nicht auf NATO-Mittel und -Fä- 
higkeiten zurückgreifen muss. Das ist nicht 
falsch. Zur Bearbeitung solcher Konflikte 
wie im Kongo bedarf es aber des Aufbaus 
einer zivilen Infrastruktur, vor allem eines 
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staatlichen Gewaltmonopols. Zurecht um- 
fasst daher die Europäische Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (ESVP) seit dem 
Grundsatzbeschluss vom Dezember 1999 
eine militärische und nicht-militärische 
Komponente. Letztere umfasst dabei die 
Bereitstellung von Polizei, Rechts- und Ver- 
waltungsexperten sowie Mitalieder aus Be- ., 
reichen des Katastrophenschutzes. Wäh- 
rend der militärische Aufbau im Rahmen 
der ESVP rasch voranschreitet, ist die Ent- 
wicklung eines breitgefächerten zivilen 
Ansatzes jedoch ins Stocken geraten. Die 
Mission im Kongo bedarf in jedem Fall ei- 
ner (späteren) nicht-militärischen Beglei- 
tung. Damit würde sich das europäische 
Eingreifen von dem der USA abheben und 
den Bemühungen der UN zuarbeiten. Es 
hätte einen schlechten Beigeschmack, wür- 
de die ESVP lediglich nach dem Motto ver- 
fahren: Was die USA oder die NATO kann, 
können wir auch. Im Übrigen: Es wäre an der 
Zeit gewesen, die Operation im Kongo 
durch die der UN bereitgestellten Truppen 
durchführen zu lassen. Machen wir uns 
nichts vor:Wäre die Bundeswehr gegenwär- 
tig nicht im Kosovo, in Afghanistan oder am 
Horn von Afrika aktiv, hätte sich auch die 
Frage von deutschen Kampftruppen im 
Kongo gestellt. Eine Antwort darauf wäre 
nicht leicht gewesen. Aufgrund der bereits 
diskutierten Problemen hätten wir die 
deutschen Interessen näher erörtern und 
die Risiken noch umfassender prüfen müs- 
sen. Auch die gerade erst verabschiedeten 
Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) 
weisen der Bundeswehr ein weltweites En- 
gagement zu. Es gibt keine Festlegung, 
wann ein Einsatz nicht opportun und mög- 
lich ist. Ungeklärt ist auch, inwieweit der 
Verteidigungsbegriff des Grundgesetzes 
noch mit dem der Richtlinien überein- 
stimmt. Spätestens beim ersten Einsatz der 
neuen NATO-Eingreiftruppe wird sich die 
Frage nach dem Gewaltmonopol des UN- 
Sicherheitsrats wieder neu stellen. Denn in 
den Prager Beschlüssen wurden Einsätze 
der neuen mobilen NATO-Truppe nicht ex- 
plizit an ein UN-Mandat gekoppelt. Den- 
noch: Mit dem Beschluss zur militärischen 
Operation im Kongo ist zumindest ein erster 
Schritt zur Deeskalation in der Region getan. 
Die grundsätzliche Frage über die Rolle und 
den Auftrag der Bundeswehr bei Kampfeins- 
ätzen außerhalb des Bündnisgebietes ist je- 
doch noch offen. Der Einsatz im Kongo kann 
darauf nicht die Antwort bieten. „, 412003 



Alterssicherung: Herausforderungen und 
Lösungen 
Von Joachim Weeber 

Die Diskussion um die Zukunft der 
Alterssicherung begleitet die deutsche Be- 
völkerung seit Jahrzehnten. Die Einführung 
der dynamischen Rente 1957 und die Ren- 
tenreform 1992 standen zu ihrer Zeit im 
Mittelpunkt des Interesses. Diese Reformen 
wurden im Konsens der großen politischen 
Parteien verabschiedet. Mit der Renten- 
strukturreform '99 der letzten Schwarz-Gel- 
ben-Koalition wurde diese gute Tradition 
aufgegeben. Mithin steht die Sicherheit der 
Renten im Zentrum heftiger Auseinander- 
setzungen. 
Die politische Debatte geht einher mit 
wachsendender Unsicherheit in der Bevöl- 
kerung. Dazu hat die Politik selbst beigetra- 
gen. 
Die versprochene Senkung der Beitrags- 
sätze durch die Ökosteuer ist nicht einge- 
treten. Im Gegenteil. Inzwischen sind die 
Rentenbeitragssätze mit 19,5% wieder 
auf dem Stand von 1999, als die erste Stu- 
fe der Ökosteuer 

auf die demografische Relation, sondern 
auf das Verhältnis von Beitragszahlern zu 
Leistungsempfängern an. Es ist mehr als 
fraglich, ob die Demografie das einzige 
oder gar wichtigste Problem der nächs- 
ten Jahrzehnte sein wird 

Arbeitsmarkt 
Von entscheidender Bedeutung wird die 
wirtschaftliche Entwicklung sein. Globali- 
sierung, technischer Fortschritt, die Erwei- 
terung der Europäischen Union und die Sät- 
tigung von Bedürfnissen signalisieren Unsi- 
cherheit über die zukünftigen Rahmenbe- 
dingungen. 
Diese Faktoren haben erhebliche Auswir- 
kungen auf den Arbeitsmarkt. Bleibt die Ar- 
beitslosigkeit auf Dauer auf dem derzeiti- 
gen Niveau oder steigt sie noch an, wird je- 
des Alterssicherungssystem erhebliche 
Probleme haben. Dies gilt zunächst kurz- 
fristig. Die seit nunmehr drei Jahren andau- 

ernde konjunkturelle 
wirksam wurde. Und Schwäche ist im We- 
für 2004 ist bei un- Für Alterssicherung kommt sentlichen verant- 
veränderter Rechts- es nicht auf die demografi- wortlich für zurück- 
lage ein Beitrags- gehende Beschäfti- 
satz von 19.8% zu sehe Relation an, sondern gung und steigende 
erwarten. Immerhin auf das Verhältnis von Beiträge. 
hat die Ökosteuer Eine Besserung der 
einen weiteren An- Beitragsza hlern ZU Arbe i t smark t l age  
stieg der Beitrags- Leistungsempfängern. wird aber auch auf 
sätze verhindert. lanqe Sicht das bei- 
Insgesamt trägt das 
Hin und Her in der Rentenpolitik nicht 
zum Vertrauen der Bevölkerung bei. 

Demografische Entwicklung 
Große Teile der Diskussion um die lang- 
fristigen Probleme der Rentenversiche- 
rung sind auf die Demografie verengt. Die 
rückläufige Geburtenentwicklung und die 
zunehmende Lebenserwartung führen 
dazu, dass sich die Altersstruktur der 
deutschen Bevölkerung wesentlich verän- 
dert. Prognosen zeigen, dass die Zahl der 
Personen oberhalb einer bestimmten Al- 
tersgrenze im Verhältnis zu der von Perso- 
nen im erwerbsfähigen Alter unter dieser 
Grenze zunehmen wird. Für die Alterssi- 
cherungssysteme kommt es aber nicht 

tragsfinanzierte Ren- 
tensystem sichern. So weist die Bundesre- 
publik im Vergleich hoch entwickelter Ge- 
sellschaften eine eher niedrige Erwerbs- 
quote auf. Dies gilt insbesondere für die 
Frauenerwerbstätigkeit. Hier ist also ein 
hohes Potenzial zusätzlicher Beschäftigung 
gegeben, also noch eine erhebliche Reser- 
ve für die Zahl der Beitragszahler. Ob sie er- 
reichbar ist, hängt freilich von der Arbeits- 
marktsituation ab. 
Der häufig prophezeite Arbeitskräfteman- 
gel ist keineswegs sicher. So wird in ein- 
zelnen Prognosen nicht bereits 2010, son- 
dern erst gegen 2020 mit einer deutlichen 
Verbesserung der Arbeitsmarktlage ge- 
rechnet.Vor allem das Angebot an und die 
Nachfrage nach Arbeitskräften passen 
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nicht zueinander.Aber auch die Produktivi- 
tätsentwicklung wird den zukünftigen Be- 
darf an Arbeitskräften maßgeblich bestim- 
men. 
Auch der Wandel der Erwerbsformen hat 
Einfluss auf die Altersvorsorge. Lebenslange 
Vollerwerbstätigkeit, die im Prinzip in der 
deutschen Sozialversicherung unterstellt 
wird, ist kein Zukunftsmodell, auch wenn 
man dies bedauern mag. Es gibt ja auch 
gute arbeitsmarktpolitische Gründe, Teil- 
zeitarbeit oder Unterbrechungen der Er- 
werbstätigkeit für wünschenswert zu hal- 
ten. Aber auch Mini-Jobs und Scheinselbst- 
ständigkeit sind Beispiele für die Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses. 
Bei der Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
sind gesamtwirtschaftlich auch die demo- 
grafischen Veränderungen zu berücksichti- 
gen. Hinter den Sorgen um die Zukunft der 
Rentenversicherung steht die Befürchtung, 
dass der Faktor Arbeit knapp werden könn- 
te, sodass sich die Relation zwischen der 
Gesamtbevölkerung und den Erwerbstäti- 
gen verschiebt. Ob eine derartige Situation 
entstehen wird, lässt sich heute nicht mit Si- 
cherheit sagen. Eine Arbeitsknappheitspe- 
riode folgt zwar nicht zwingend aus der de- 
mografischen Entwicklung, ist aber wahr- 
scheinlich. Ganz anders ist dagegen die 
heutige Situation. 
Die gesamtwirtschaftlichen Bedingungen 
der heutigen Zeit sind in den meisten Punk- 
ten völlig entgegengesetzt zu denen in 
langfristiger Sicht. In der Arbeitsüber- 
schussperiode muss die Arbeitslosigkeit 
bekämpft werden. Die Kosten der Arbeit 
müssen niedrig sein, es muss möglichst ar- 
beitsintensiv produziert werden. In der Ar- 
beitsknappheitsperiode ist es genau um- 
gekehrt. Hier muss zusätzliches Erwerbs- 
personenpotenzial erschlossen und durch 
kapitalintensive Produktion ein möglichst 
effizienter Einsatz der Arbeit erreicht wer- 
den. 

Geschlechterrollen 
Der gesellschaftliche Wandel hat das Rol- 
lenbild von Frau und Mann in Beruf und Fa- 
milie so grundlegend verändert, dass es zu 
dem alten Leitbild der Sozialgesetzgebung, 
wonach die Rente dem Unterhalt des al- 
leinverdienenden Familienvaters und 
gegebenenfalls seiner Witwe dient, nicht 
mehr passt. Die klassische Hinterbliebe- 
nenversorgung wird sich irgendwann erüb- 
rigen, weil der Wille von Frauen, erwerbstä- 



tig zu sein und dies mit der Familie zu ver- 
einbaren, Oberhand gewinnt. 
Zu den Kernproblemen jedes Alterssiche- 
rungssystems gehört die Geburtenentwick- 
lung. Diese hängt wiederum davon ab, wie 
die Ehepaare ihre Arbeitsteilung in Beruf 
und Familie organisieren. Ein Alterssiche- 
rungssystem, das im Alter zu unterschiedli- 
chen Rentenhöhen von Frau und Mann 
führt, wird auf lange Sicht die Geburtenent- 
wicklung beeinträchtigen. Notwendig sind 
Regeln, die dazu führen, dass das Schicksal 
im Alter nicht von der gewählten Arbeits- 
teilung abhängt. 

Vorschläge der Rürup-Kommission 
Als Ausgangspunkt für die Arbeit der Kom- 
mission galten dieVorausschätzungen über 
die finanzielle Entwicklung der Rentenfi- 
nanzen unter Beibehaltung der derzeitigen 
Ausgestaltung des Alterssicherungssys- 
tems. Der Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung für die nächsten 30 bis 
40 Jahre liegt bei allen verfügbaren Prog- 
nosen deutlich höher als der heutige. Im 
Zuge der letzten Rentenreform 2001 (Ries- 
ter) sollte der Beitragssatz 2030 auf rund 
22% beschränkt bleiben. 
Diese Schätzungen haben sich inzwischen 
als nicht haltbar erwiesen. Ohne weitere 
Reformen wäre nach den jüngsten Schät- 
zungen 2030 mit einem Beitragssatz von 
gut 24% zu rechnen. Hinzu kommen wür- 
den die Aufwendungen für die private Vor- 
sorge. Bei einer vollen Inanspruchnahme 
der Riester-Rente wären dies zusätzlich 4% 
des Einkommens. 
Die zentralen Vorschläge der Rürup-Kom- 
mission sind: 
1. Heraufsetzung der gesetzlichen Alters- 
grenze 
2.Verschiebung der Rentenanpassung 
3. Veränderung der Rentenanpassungsfor- 
mel 
Bei vollständiger Umsetzung würde sich 
der 2030 zu zahlende Rentenbeitragssatz 
von 24% auf 22% verringern. Gleichzeitig 
läge auch die zu erwartende Rente um rund 
5% niedriger als ohne Umsetzung der Vor- 
schläge. 

Höhere Altersgrenze 
Die gesetzliche Altersgrenze soll nach der 
Kommission von 65 Jahren auf 67 Jahre er- 
höht werden. Diese Anhebung soll 2011 
beginnen und sich über 24 Jahre erstre- 
cken. Pro Jahr müsste daher ab 201 1 die Al- 
tersgrenze um einen Monat angehoben 
werden. 2030 würde dadurch der Beitrags- 
Satz - nach Berechnung der Rürup-Kom- 
mission - um 0,6 Prozentpunkte gesenkt. 
Eine möglichst hohe Altergrenze ist keine 
neue Erfindung. Bereits bei Einführung der 
gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland durch Bismarck wurde dieses 
Instrument zur Sicherung der Rentenfinan- 
Zen verwendet. Während man zum Erhalt 

einer Rente am Ende des 19. Jahrhunderts Renten - auch der heutigen Rentner - ge- 
70 Jahre alt sein musste, betrug die tat- bremst wird. 
sächliche Lebenserwartung bei Männern Eine solche Verschiebung der Rentenanpas- 
im Durchschnitt gut 40 Jahre, bei Frauen sung hätte damit nicht nur finanzielle Aus- 
lag sie knapp darüber. wirkungen für 2004. Vielmehr wird auf 
Die ursprüngliche Überlegung ist, dass die Grund des niedrigeren Ausgangsniveaus 
Betroffenen einerseits länger Beiträge ein- auch in den nachfolgenden Jahren die ab- 
zahlen und sich andererseits die Dauer des solute Rentenerhöhung geringer ausfallen. 
Rentenbezugs verkürzt. Eine Erhöhung der Die Rentenkassen werden dadurch also 
Altergrenze wird aber nur dann erfolgreich auch langfristig entlastet. 
sein, wenn sich die gesamtwirtschaftliche Die vorgesehene Verschiebung wird z.T. 
Entwicklung und die Arbeitsmarktlage merkliche Auswirkungen auf die Rentenhö- 
insgesamt und damit he des Einzelnen ha- 
möglicherweise auch ben. Bei relativ gro- 
für ältere Beschäftig- Eine Besserung der ßen Renten wäre 
te deutlich verbes- 
sern. Nur dann kann 
ein deutlich größerer 
Anteil älterer Men- 
schen einer bezahl- 

- 
eine Verschiebung Arbeitsmarktlage wird auf .cherlich eher ver- 

lange Sicht das beitragsfi- kraftbar, vor allem 
wenn die Rente aus nanzierte Rentensystem der ge„tzlichen 

ten Erwerbstätigkeit S ~ C /  
nachgehen. 
Derzeit ist kaum vor- 
stellbar, wie sich eine Verschiebung der Al- 
tersgrenze bei 4 bis 4,5 Millionen Arbeits- 
losen erfolgreich bewerkstelligen Iässt. Im 
Vergleich zu anderen Industrieländern lie- 
gen wir übrigens was die Beschäftigung äl- 
terer Menschen angeht fast am Schluss der 
Tabelle. 
Derzeit wird bei uns in vielen Fällen noch 
nicht einmal die vorgesehene Regelalters- 
grenze erreicht. So liegt das tatsächliche 
Renteneintrittsalter für Männer bei Ca. 61 
und für Frauen bei rund 59 112 Jahren und 
damit erheblich unter der derzeitigen ge- 
setzlichen Altersgrenze von 65 Jahren 
(Frauen ab 2004). Neben der angespannten 
Arbeitsmarktlage haben die zahlreichen 
Regelungen im Arbeits- und Sozialrecht, die 
einen früheren Eintritt in die Altersruhe- 
phase ermöglichen bzw. sogar noch fördern 
einen maßgeblichen Anteil an dieser Lage. 
Diese Regelungen gilt es kritisch zu durch- 
forsten. 
Die Heraufsetzung der gesetzlichen Alter- 
grenze nützt daher nur relativ wenig. Wenn 
es nicht zu einer verbesserten wirtschaftli- 
chen Entwicklung kommt, wird sie keine 
nennenswerten Auswirkungen haben. 
In der Beschlussfassung des SPD-Bundes- 
parteitages vom 1. 6. 2003 ist der Rürup- 
Vorschlag an dieser Stelle modifiziert wor- 
den. Jetzt wird angestrebt, das tatsächliche 
Eintrittsalter des Rentenbeginns anzuhe- 
ben und der im Gesetz vorgesehenen Re- 
gelaltersgrenze anzunähern.Von der Alters- 
grenze mit 67 Jahren ist nicht mehr die 
Rede.Verschiebung der Rentenanpassung 
Der zweite Vorschlag der Kommission zielt 
auf eine möglichst schnelle Entlastung der 
Rentenkassen. Deshalb zieht die Rürup- 
Kommission eine Verschiebung der Ren- 
tenanpassung vom 1.7.2004 auf den 1 . l .  
2005 in Erwägung. Dadurch wird der von 
den Jüngeren aufzubringende Beitragssatz- 
anstieg gedämpft, während der Anstieg der 

lern. Rentenversicherung 
nicht die einzige Ein- 
kommensquelle im 

Alter darstellt. Bei niedrigen Renten sind da- 
gegen die Auswirkungen schon bedeuten- 
der. Auch wenn es inzwischen eine soziale 
Grundsicherung für ältere Menschen gibt, 
sind doch viele Rentnerinnen und Rentner 
auf jeden Euro angewiesen. Daher kann die 
Verschiebung der Rentenanpassung für die- 
se Betroffenen durchaus sehr empfindlich 
wirken. 

Nachhaltigkeitsfaktor 
Als dritten Faktor zur Stabilisierung der 
Rentenfinanzen hat die Rürup-Kommission 
einen 'Nachhaltigkeitsfaktor' vorgeschla- 
gen. Schon mit dem 'demografischen Fak- 
tor' des Rentenreformgesetzes 1999 aus 
der Zeit der letzten Kohl-Regierung sollte 
eine Stabilisierung der Rentenfinanzen er- 
reicht werden. Sein Erfinder war Bert Rürup, 
damals Mitglied der Rentenkommission 
von Norbert Blüm. Dieser Faktor wurde 
übrigens von der ersten Rot-Grünen-Bun- 
desregierung ausgesetzt. 
Der Einbau des neuen 'Nachhaltigkeitsfak- 
tors' in die Rentenanpassungsformel soll 
Veränderungen in der Relation von Bei- 
tragszahlern zu Leistungsempfängern aus- 
drücken. Während der alte 'demografische 
Faktor' nur die Veränderung der Lebenser- 
wartung ins Kalkül nahm, berücksichtigt der 
neue Nachhaltigkeitsfaktor zusätzlich auch 
die Entwicklung der Erwerbstätigkeit und 
implizit die Geburtenrate. 
Dieser 'Nachhaltigkeitsfaktor' wird in die 
Rentenformel eingebaut. Er soll den Ren- 
tenanstieg bremsen und damit dem Bei- 
tragssatzanstieg entgegenwirken. Dieser 
Faktor wird Auswirkungen auf die Renten- 
höhe haben.Wie genau die neue Rentenfor- 
mel aussehen soll, ist aber noch nicht be- 
kannt. 
Ziel ist es, den Beitragssatz 2030 um etwa 
1,3%-Punkte niedriger als prognostiziert 
halten zu können. Allerdings hat die Ände- 



rung der Rentenformel auch Auswirkungen gangenen Jahren z.T. erheblich. Aber auch 
auf das Rentenniveau. Es wäre gut 5% nied- die Renditen aus festverzinslichen Wertpa- 
riger als ohne diesen Faktor. pieren sowie der Garantiezins bei neuab- 
Die Vorschläge der Rürup-Kommission füh- geschlossenen Lebensversicherungen sind 
ren zu einer neuen Lastverteilung zwischen mit den Werten der 80er und 90er-Jahren 
Rentnern und Erwerbstätigen. Der zu erwar- nicht mehr vergleichbar. 
tende Beitragssatz für das Jahr 2030 wäre Aber auch bei der Einführung einer Steuer- 
damit auf 22% begrenzbar, bei geringerem finanzierten Grundrente gäbe es erhebli- 
Rentenniveau. che Probleme. Dies gilt etwa für Über- 
Diese Einschätzung gilt aber nur unter der gangsregelungen vom bestehenden bei- 
Voraussetzung einer sich belebenden wirt- tragsfinanzierten Rentensystem zur Grund- 
schaftlichen Entwicklung und damit einer rente, aber auch für die Finanzierung. Wel- 
merklich verbesserten Arbeitsmarktlage. che Steuern sollen neu eingeführt bzw. wel- 
Radikalmodelle che sollen und um wie viel erhöht werden? 
In der Öffentlichkeit und Wissenschaft wer- Perspektiven einer langfristigen Reform 
den darüber hinaus weitere Reformvorstel- Angesichts der grundlegenden Probleme 
lungen geäußert, darunter solche, die auf einer Systemumstellung hat sich daher in 
eine radikale Veränderung des derzeitigen Politik und Öffentlichkeit die Erkenntnis 
Rentensystems setzen. durchgesetzt, dass machbare Reformvor- 
So gibt es Vorstellungen zur weitgehenden schläge an den Grundprinzipien des derzei- 
Beseitigung der auf dem Umlageverfahren tigen Rentensystems orientiert sind: Bei- 
beruhenden beitragsfinanzierten Renten- tragsbezogenheit und Umlagefinanzierung. 
versicherung für die gesamte Bevölkerung. Solche Vorschläge lassen das derzeitige 
Dies gilt für die steuerfinanzierte Grundren- Rentensystem in seinen Grundzügen be- 
te ebenso wie für den Übergang zu einem stehen. 
umfassenden Kapitaldeckungsverfahren - 
also über die Kapitaldeckung im Rahmen Versicherungspflicht für alle 
der Riester-Rente hinaus. Ein solcher Vorschlag i s t  die Versicherungs- 
Dabei wird häufig so getan, als ob kapitalge- pflicht für alle Erwerbstätigen oder sogar für 
deckte Sicherung ohne Risiko möglich sei. die gesamte Bevölkerung. Grundidee ist, 
Davon kann keine Rede sein. Eine vollstän- dass die Veränderungen im Erwerbsleben 
dige oder weitgehende Umstellung der Al- dazu führen, dass ein immer größerer Teil 
terssicherung auf Ka- der Bevölkerung 
pitaldeckung birgt nicht mehr den 
erhebliche Risiken. Währungs- und Finanzkri- schutz der qesetzli- - 
Die Größe des ZU bil- Sen zeigen, dass eine chen Rentenversi- 
denden Kapital- cherung genießt. Das 
S ~ O C ~ S  führt zu er- massive Kapitalanlagefür trifft unständig oder 
heblichen Anlage- 
problemen. Sichere 

die Renten mit erheblichen geringfügige Be- 
schäftigte, Schein- 

und ertragreiche Ka- Risiken belastet ist. selbstständige, aber 
pitalanlagen in dem 
dann notwendigen 
Ausmaß sind in den entwickelten Industrie- 
Iändern kaum zu erschließen, insbesondere 
wenn man berücksichtigt, dass bei ihnen 
eine vergleichbare Alterssicherungssituati- 
on vorliegt. Und die Anlage in Schwellen- 
und Entwicklungsländern hat sich auch in 
der jüngeren Vergangenheit wieder als zu 
riskant für Zwecke der Alterssicherung er- 
wiesen. Die Währungs- und Finanzkrisen in 
Mexiko 1994, Asien 1997, Russland 1998, 
Brasilien 1999 und zuletzt Argentinien zei- 
gen deutlich, dass eine massive Kapitalanla- 
ge zur Sicherung der Rentenfinanzen mit 
erheblichen Risiken belastet ist. 
Gerade die zurückliegenden Turbulenzen 
an den Börsen haben gezeigt, dass blindes 
Vertrauen in die Kapitalmärkte zu erhebli- 
chen Vermögensverlusten führen kann. Dies 
gilt nicht nur kurzfristig. Und dies gilt auch 
für die klassischen Industrienationen. So 
sind die Notierungen am japanischen Ak- 
tienmarkt seit Ende der 80er-Jahre um fast 
80% gefallen. Und auch bei uns waren die 
Verluste auf den Aktienmärkten in den ver- 

auch die zunehmen- 
de Zahl kleiner 

Selbstständiger, deren wirtschaftliches 
Überleben nicht gesichert ist. Sie alle wer- 
den ihre Alterssicherung durch die Sozial- 
hilfe erhalten, ohne dafür im entsprechen- 
den Maße Beiträge gezahlt zu haben. Eine 
solche Entwicklung ist auch den Beitrags- 
zahlern nicht zuzumuten. Einmal werden 
dadurch ihre Beitragssätze steigen, zum an- 
deren ist es ihnen nicht zu vermitteln, war- 
um die einen ihre Alterssicherung umsonst 
bekommen, die anderen aber dafür Beiträ- 
ge zu zahlen haben. Will man die Aushöh- 
lung des Alterssicherungssystems verhin- 
dern, braucht man eine Versicherungs- 
pflicht für alle Erwerbstätigen. 
Allerdings würden aber von den neuen Bei- 
tragszahlern auch entsprechende Renten- 
anwartschaften erworben, die dann von 
künftigen Beitragszahlern zu finanzieren 
wären. 

Ausweitung der Steuerfinanzierung 
Hierbei geht es vor allem um die Steuerfi- 
nanzierung so genannter versicherungs- 

fremder Leistungen. Hinter dieser Überle- 
gung steht die Vorstellung, dass bestimmte 
Leistungen der Rentenversicherung mit 
staatlichen und gesellschaftspolitischen 
Aufgaben begründet werden, eine entspre- 
chende Beitragsleistung aber nicht er- 
bracht wurde. Dazu zählen etwa die Leis- 
tungen im Rahmen des Fremdrentengeset- 
zes im Zuge der deutschen Vereinigung und 
die Berücksichtigung von Ausbildungs- und 
Zurechnungszeiten. 
Solche Leistungen machen zwar knapp ein 
Drittel der gesamten Rentenausgaben aus. 
Allerdings haben wir bereits eine erhebli- 
che Aufstockung der Beitragseinnahmen 
durch Steuermittel. Die verschiedenen For- 
men der Bundeszuschüsse aus dem allge- 
meinen Staatshaushalt, aus der Anhebung 
des Mehrwertsteuersatzes vom 1.4.1 998 
von 15% auf 16% und den Ökosteuerkom- 
ponenten entsprechen in etwa dem Um- 
fang der versicherungsfremden Leistungen. 
Daher ist eine weitere Aufstockung der 
Steuermittel für den Rentenhaushalt kaum 
begründbar. 
Die immer wieder in die Diskussion ge- 
brachte Erhöhung der Mehrwertsteuer 
könnte demnach allenfalls in anderen Sozi- 
alversicherungszweigen eingesetzt wer- 
den. Eine solche Anhebung der Mehrwert- 
steuer zur Senkung der Lohnnebenkosten 
einzusetzen erscheint zwar diskutabel, 
allerdings bestehen angesichts der kon- 
junkturellen Schwierigkeiten erhebliche 
Risiken. 

Hat die Rentenversicherung eine gute 
Zukunft? 
Die Rentenversicherung ist über viele Jahr- 
zehnte gewachsen. Sie ist immer wieder 
mit Erfolg neuen Entwicklungen angepasst 
worden. Es ist zu erwarten, dass dies auch für 
die anstehenden Herausforderungen gilt. 
Man sollte aber nicht annehmen, dass die 
Rentenreform 2003 für die nächsten 20 
oder 30 Jahre ausreichen wird. Mit den 
derzeit vorgeschlagenen Maßnahmen kann 
der Beitrag zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung 2030 bei etwa 22% gehalten wer- 
den, bei abgesenktem Rentenniveau. 
Zwei Lehren können gezogen werden: 
Erstens: Experten-Kommissionen sind 
wichtig und notwendig, wenn es um die Er- 
arbeitung entsprechender Vorschläge geht. 
Entscheiden müssen aber die politisch Ver- 
antwortlichen. Nur sie haben hierzu das 
Mandat der Bevölkerung. 
Zweitens: Die gesetzliche Rentenversiche- 
rung muss in ihren Grundzügen bestehen 
bleiben. Eine stärker kapitalgedeckte Alters- 
sicherung kann vor dem Hintergrund der Tur- 
bulenzen an den Kapitalmärkten allenfalls 
als Ergänzung dienen. Mindestens genauso 
wichtig ist aber die wirtschaftliche Entwick- 
lung. Deshalb ist ein deutlicher Abbau der 
Arbeitslosigkeit unverzichtbar für eine si- 
chere Rente in der Zukunft. SPW 4 I 2003 



Krise, Umbau und Zukunft 
d e s  Sozia Istaates 
Von Christoph Butterwegge 

Kaum jemand bezweifelt, dass sich 
der Sozialstaat in einer tiefen Krise befin- 
det. Aber es is t  nicht, wie daraus kurzschlüs- 
sig gefolgert wird, die Krise des Sozialstaa- 
tes, welche seine Fortexistenz gefährdet, 
sondern diejenige des bestehenden privat- 
kapitalistischen Wirtschaftssystems, das 
schon seit längerer Zeit kein ausreichendes 
Wachstum (anhaltende Konjunkturschwä- 
che) und keinen hohen Beschäftigungs- 
stand (strukturelle Arbeitslosigkeit) mehr zu 
gewährleisten vermag. 

Die gängigen Muster zur Erklärung der 
akuten Probleme des Sozialstaates 
Als für die,,Krise des Sozialstaates" ursäch- 
lich werden in der oft kampagnenartig ge- 
führten Diskussion darüber hauptsächlich 
vier Faktoren bzw. Entwicklungsdetermi- 
nanten genannt: 
Übertriebene Großzügigkeit/Generosität: Der 
deutsche Wohlfahrtsstaat sei in seiner Leis- 
tungsgewährung zu freigiebig, was ihn fi- 
nanziell zunehmend überfordere und das 
Gegenteil dessen bewirke, was eigentlich 
intendiert sei. Arbeitslosigkeit und Armut 
könnten nicht mehr wirksam bekämpft 
werden, weil es sich für die Betroffenen 
kaum lohne, Erwerbsarbeit zu leisten, wenn 
sich die Höhe der Lohnersatzleistungen auf 
nahezu demselben Niveau bewege. 
Massenhafter Leistungsmissbrauch: Da es 
keine wirksamen Kontrollen gebe, lasse 
sich auch nicht verhindern, dass Menschen 
von Sozialleistungen profitieren, die gar 
nicht anspruchsberechtigt seien. Gemäß 
der,,Logik des kalten Büfetts" bediene man 
sich auch dann, wenn kein ernsthafter Hilfe- 
bedarf existiere. So würden z.B. medizini- 
sche Behandlungen nur deshalb in An- 
spruch genommen, weil der Arztbesuch für 
gesetzlich Krankenversicherte kostenfrei 
sei. 
Demografischer Wandel: Durch die sinkende 
Geburtenrate der Deutschen und die stei- 
gende Lebenserwartung aufgrund des me- 
dizinischen Fortschritts komme es zu einer 
,,Vergreisungn der Bundesrepublik, die das 
ökonomische Leistungspotenzial des Lan- 
des schwäche und die sozialen Sicherungs- 
Systeme (Renten-, Pflege- und Krankenver- 
sicherung) überfordere. Dem könne nur 

mittels einer (Teil-)Privatisierung auf der 
Beitrags- sowie einer Leistungsreduzierung 
auf der Kostenseite begegnet werden. 
Globalisierungsprozess und Standortschwä- 
che: lnfolge der sich verschärfenden Welt- 
marktkonkurrenz müsse der kränkelnde 
,,Standort D" entschlackt und der Sozialstaat 
,,verschlankt" werden, wolle man die Kon- 
kurrenzfähigkeit und das erreichte Wohl- 
standsniveau halten. Der (nordwest)euro- 
päische Wohlfahrtsstaat gilt seinen Kritikern 
als von der ökonomisch-technologischen 
Entwicklung überholt, als Hemmschuh der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit und 
als lnvestitionshindernis, kurz: als Dinosauri- 
er, der ins Museum gehört, neben das 
Spinnrad und die bronzene Axt. 

Kritik an den dominierenden Erklä- 
rungsmustern 
Diesen (größtenteils ,,interessiertenn, d.h. 
von Gegnern des Sozialstaates gezielt ver- 
breiteten) Missverständnissen und Fehlur- 
teilen gegenüber ist Folgendes geltend zu 
machen: 
Die empirische Wohlfahrtsstaatsforschung 
hat nachgewiesen, dass die Bundesrepublik 
- entgegen den hierzulande dominieren- 
den Medienbildern wie dem davon gepräg- 
ten Massenbewusstsein - keineswegs den 
,,großzügigsten" europäischen Sozialstaat 
besitzt, sondern hinsichtlich der Leistungs- 
gewährung im Vergleich mit den übrigen 
14 EU-Staaten seit der Weltwirtschaftskrise 
1974176 und vor allem nach dem Regie- 
rungswechsel SchmidtIKohl im Herbst 
1982 weit zurückgefallen ist und heute 
höchstens noch im unteren Mittelfeld (Platz 
8 oder 9) rangiert. 
Auch der Missbrauch des Wohlfahrtsstaates 
durch nicht Anspruchsberechtigte hält sich 
trotz zahlreicher Berichte (vor allem der 
Boulevardpresse) über spektakuläre Einzel- 
fälle, ausgeprägter Vorurteile bezüglich so- 
zialer Randgruppen, die existenziell auf So- 
zialleistungen angewiesen sind, und des 
Stammtischgeredes über ,,Sozialschmarot- 
zer" in Grenzen. Alle seriösen Studien ge- 
langen zu dem Schluss, dass es sich bei dem 
beklagten Leistungsmissbrauch weder um 
ein Massenphänomen handelt noch der So- 
zialstaat dadurch finanziell ausgezehrt wird. 

Prof. Dr. Christoph Butterwegge, geb. 1951, leitet die Abteilung für Politikwissenschaft an der 
Universität zu Köln. 

Vielmehr lenkt man dadurch von einem ex- 
tensiveren Missbrauch in anderen Berei- 
chen (Einkommensteuererklärungen von 
Besserverdienenden und Kapitaleigentü- 
mern; Subventionsschwindel) ab. 
Die demografischen Entwicklungsperspek- 
tiven werden in Öffentlichkeit und Medien 
zu einem wahren Schreckensszenario ver- 
düstert. Dabei fehlen keine Babys, sondern 
Beitragszahlerlinnen, die man etwa durch 
eine konsequente(re) Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit, die Erhöhung der Frauener- 
werbsquote, die Erleichterung der Zuwan- 
derung undloder die Erweiterung des Krei- 
ses der Versicherten gewinnen kann. Statt 
zu klären, wie man aus einer längerfristigen 
Veränderung der Altersstruktur resultieren- 
de Schwierigkeiten solidarisch (z.B. durch 
die Erhöhung der Beitragsbemessungs- 
grenze undloder die Verbreiterung der Ba- 
sis des Rentensystems, also die Einbezie- 
hung von Selbstständigen, Freiberuflern 
und Beamten) bewältigen kann, benutzt 
man sie als Hebel zur Durchsetzung unsozi- 
aler,,Sparmaßnahmen". 
Leistungskürzungen sind keine Sozialre- 
form, sondern sind ein Rückfäll ins vorletzte 
Jahrhundert, als die Gesellschaft ihre Mit- 
glieder nicht vor allgemeinen Lebensrisi- 
ken aufgrund fehlender Ressourcen zu 
schützen vermochte. Heute ist sie so reich 
wie nie und der Wohlfahrtsstaat für die Ge- 
sellschaft insgesamt und erst recht für sozi- 
al Benachteiligte unverzichtbar. Gerade die 
Bundesrepublik, deren exportorientierte 
Wirtschaft zu den Hauptgewinner(inne)n 
des Globalisierungsprozesses zählt, kann 
sich einen entwickelten Sozialstaat auf- 
grund ihres kontinuierlich wachsenden 
Wohlstandes, der allerdings immer unglei- 
cher verteilt ist, nicht nur weiterhin leisten, 
sondern darf ihn auch nicht abbauen, wenn 
sie einerseits die Demokratie und den in- 
neren Frieden bewahren sowie 
andererseits konkurrenzfähig bleiben will. 
Selbst im Rahmen der neoliberalen Stand- 
ortlogik gibt es gute Gründe für eine - im 
Vergleich mit anderen, weniger erfolgrei- 
chen ,,Wirtschaftsstandorten" - expansive 
Sozialpolitik. 
Wie die Demografie unter dem Kampfruf 
nach„Generationengerechtigkeitu zum Mit- 
tel sozialpolitischer Demagogie degene- 
riert 
Als prioritäres Ziel der angeblich unab- 
dingbaren Sozialreformen wird in Gerhard 
Schröders Regierungserklärung vom 14. 
März 2003 genauso wie im Auftrag der sog. 
Rürup-Kommission die Generationenge- 
rechtigkeit benannt.,,Generationengerech- 
tigkeit" ist seit geraumer Zeit eines der am 
meisten bemühten sozialpolitischen 
Schlagwörter in der Bundesrepublik. 
Darunter versteht man die Forderung nach 
fairer Aufteilung der Ressourcen und Lasten 
zwischen den Generationen (2.B. für das So- 
zialversicherungssystem). lhre gegenwärtig 
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massive Propagierung setzt implizit oder 
explizit eine ungerechte Verteilung zu Las- 
ten einer, und zwar der jüngeren, Genera- 
tion voraus (vgl. Alterssicherung, Staatsver- 
schuldung etc.). Mittels der Forderung nach 
(mehr) Generationengerechtigkeit werden 
aber soziale Ungerechtigkeiten innerhalb 
aller Generationen in einen,,Kampf von Alt 
gegen Jung" umgedeutet. Der politische 
Kampfbegriff ,,GenerationengerechtigkeitU 
lenkt von einer hier wie in anderen Teilen 
der Welt dramatisch wachsenden Ungleich- 
heit innerhalb aller Generationen ab. Kin- 
derarmut wird als geistig-politischer Hebel 
benutzt, um Teile der Armutspopulation, 
aber auch Eltern und Kinderlose ganz allge- 
mein, gegeneinander auszuspielen. Ähnli- 
ches gilt für Diskussionen zum demografi- 
schen Wandel,zur,,VergreisungU unserer Ge- 
sellschaft und zu den daraus (angeblich) er- 
wachsenden Finanzierungsproblemen für 
das System der sozialen Sicherung. Insofern 
degeneriert die Demografie zur Ideologie 
und fungiert als Mittel einer familien- und 
sozialpolitischen Demagogie. 

Die neoliberale Modernisierung als ge- 
sellschaftspolitisches Großprojekt und 
Frontalangriff auf den Sozialstaat 
Anstatt in der Globalisierung einen natur- 
wüchsigen Prozess zu sehen, der entwickel- 
te Industriestaaten wie die Bundesrepublik 
zwingt, soziale und Umweltstandards zu 
senken, damit sie auf dem Weltmarkt kon- 
kurrenzfähig bleiben können, wäre es not- 
wendig, die neoliberale Modernisierung bzw. 
Umstrukturierung fast aller Lebensbereiche 
nach dem Vorbild des Marktes als ein ge- 
sellschaftspolitisches Großprojekt zu kriti- 
sieren, das überall auf der Welt, d.h. sowohl 
zwischen den einzelnen wie auch innerhalb 
aller Staaten, noch mehr soziale Ungleich- 
heit schafft und die Kluft zwischen Arm und 
Reich weiter vertieft. 
Ulrich Beck sprach in seinem 1986 erschie- 
nenen Buch ,,Risikogesellschaft" von einem 
sozialen ,,Fahrstuhl-Effekt", der zuletzt alle 
Klassen und Schichten gemeinsam nach 
oben befördert habe. Betrachtet man den 
weiteren Verlauf der Gesellschaftsentwick- 
lung, kann zumindest seither von einem Pa- 
ternoster-Effekt die Rede sein: In demselben 
Maße, wie die einen nach oben gelangen, 
geht es für die anderen nach unten. Mehr 
denn je gibt es im Zeichen der Globalisie- 
rung ein soziales Auf und Ab, das Unsicher- 
heit und Existenzangst für eine wachsende 
Zahl von Menschen mit sich bringt. Wenn 
die ,,AmerikanisierungU des Sozialstaates 
(genannt sei nur die Teilprivatisierung der 
Altersvorsorge durch das am 11. Mai 2001 
von Bundestag und Bundesrat endgültig be- 
schlossene Altersvermögensgesetz) fortge- 
setzt wird, dürfte eine Amerikanisierung der 
Sozialstruktur (Vertiefung der gesellschaftli- 
chen Kluft zwischen Arm und Reich) nicht 
ausbleiben. Jenseits des Atlantiks ist die so- 

zialraumliche Tren- 
nung von Bevölke- 
rungsgruppen noch 
klarer erkennbar, 
samt ihren verhee- 
renden Folgen fur 
den Zusammenhalt 

F- 
der Gesellschaft: ei- - 
ner gestiegenen 
(Gewalt-)Kriminali- 
tät, des Drogenmiss- 
brauchs und einer 
Verwahrlosung der 
öffentlichen Infra- 1 
Struktur. 
In einer Hochleis- ,-- 

tungsgesellschaft, 
die Konkurrenz bzw. 
Leistung geradezu 
glorifiziert und letztere mit Prämien, Ge- nebenkosten bekämpft werden muss. Es 
haltszulagen oder Lohnsteigerungen prä- kommt aber in Wirklichkeit gar nicht auf die 
miert, ist Armut funktional, weil sie nur die Höhe der (gesetzlichen) Personalzusatzkos- 
Kehrseite dessen verkörpert, was die Tüch- ten, also der von den Arbeitgebern zu ent- 
tigeren und daher Erfolgreichen - übrigens richtenden Sozialversicherungsbeiträge, an. 
in des Wortes doppelter Bedeutung -,,ver- Entscheidend i s t  vielmehr die Höhe der 
dient" haben. Armut bildet keinen unsozia- Lohnstückkosten, welche in der Bundesre- 
len Kollateralschaden des neoliberalen publik aufgrund einer überproportional 
,,Umbaun-Projekts, sondern dient seinen Be- wachsenden Arbeitsproduktivität seit Jah- 
fürwortern als Disziplinierungsinstrument, ren stärker sinken als in den meisten mit ihr 
während materieller Wohlstand und Reich- auf dem Weltmarkt konkurrierenden Län- 
tum das Lockmittel darstellen, mit dem dern, was im letzten Jahr zu einem Rekord- 
,,LeistungsträgerU zu besonderen Anstren- Überschuss in der Handelsbilanz führte. 
gungen motiviert werden sollen. Nicht zufällig ist Deutschland -bezogen auf 
In der neoliberalen Weltsicht erscheint Ar- die Leistungsfähigkeit pro Kopf der Bevöl- 
mut nicht als gesellschaftliches Problem, kerung - mit großem Abstand,,Exportwelt- 
vielmehr als selbst verschuldetes Schicksal, meister". Hinge das Wohl und Wehe einer 
das im Grunde eine gerechte Strafe für Volkswirtschaftvon niedrig(er)en Lohn- bzw. 
Leistungsverweigerung oder die Unfähig- Lohnnebenkosten ab, wie Neoliberale be- 
keit darstellt, sich bzw.seine Arbeitskraft auf haupten, müssten in Bangladesch und Bur- 
dem Markt mit ausreichendem Erlös zu ver- kina Faso längst Vollbeschäftigung und all- 
kaufen, wie der Reichtum umgekehrt als gemeiner Luxus herrschen! 
angemessene Belohnung für eine Leistung Wer die Massenarbeitslosigkeit in der Bun- 
betrachtet wird, die auch ganz schlicht da- desrepublik auf gestiegene Personalzu- 
rin bestehen kann, den Tipp eines guten satzkosten zurückführt, wie es die Arbeit- 
Anlageberaters zu befolgen. Dagegen sind geber, der Sachverständigenrat zur Begut- 
hohe Löhne bzw. Lohnnebenkosten der achtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wirtschaftliche Sündenfall schlechthin und wicklung und die Bundesregierung tun, 
müssen als Ursache für die Arbeitslosigkeit verwechselt Ursache und Wirkung: Die 
und Wachstumsschwäche in Deutschland hohe Erwerbslosigkeit i s t  zwar für die ho- 
herhalten. hen Lohnnebenkosten verantwortlich, 

aber nicht umgekehrt. Daher erwies sich 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch der Glaube, die (teilweise) Umstellung des 
Senkung der Lohnnebenkosten und Sozialsystems von der Beitrags- auf Steuer- 
Entlastung der Arbeitgeber als neolibe- 
rales Dogma 
Fast allen bekannten Plänen, die den Sozial- 
staat sanieren sollen, wie den Konzepten 
der sog. Hartz-Kommission,,zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit und zur Umstrukturierung 
der Bundesanstalt für Arbeit" sowie der sog. 
Rürup-Kommission ,,für die Nachhaltigkeit 
in der Finanzierung der Sozialen Siche- 
rungssysteme" und der von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder präsentierten ,,Agenda 
2010" liegt das neoliberale Dogma 
zugrunde, wonach die Massenarbeitslosig- 
keit in erster Linie durch Senkung der Lohn- 

finanzierung schaffe Arbeitsplätze, wirt- 
schaftliche Stabilität und mehr soziale Ge- 
rechtigkeit, in der jüngsten Vergangenheit 
genauso als Illusion wie die der 
Riester'schen Rentenreform zugrunde lie- 
gende Auffassung, das Kapitaldeckungs- 
prinzip löse die Probleme der Alterssiche- 
rung einer schrumpfenden Erwerbsbevöl- 
kerung (zumindest besser als das Umlage- 
verfahren). Wer die Lohnnebenkosten sen- 
ken will, um ,,den Faktor Arbeit zu entlas- 
ten", macht ihn in Wahrheit billiger für das 
Kapital und belastet damit die Arbeitneh- 
merlinnen zusätzlich. 



Gegen eine Zurückdrängung der Beitrags- 
und einen Ausbau der Steuerfinanzierung 
des sozialen Sicherungssystems sprechen 
im Wesentlichen drei Gründe: 
1. Steuerfinanzierte Sozialausgaben unterlie- 
gen- im Unterschied zu beitragsfinanzierten 
-den staatlichen Haushaltsrestriktionen; sie 
fallen deshalb eher den allgemeinen Spar- 
zwängen der öffentlichen Hand zum Opfer; 
außerdem ist ihre Höhe von wechselnden 
Parlamentsmehrheiten und Wahlergebnissen 
abhängig. Wie sollen die ständig sinkenden 
Steuereinnahmen des Staates zur Finanzie- 
rungsbasis eines funktionsfähigen Systems 
der sozialen Sicherung werden? Schließlich 
haben alle Parteien die weitere Senkung von 
Steuern auf ihre Fahnen geschrieben. 
2. Man muss sich bloß die Struktur der Steu- 
ereinnahmen ansehen, um zu erkennen, dass 
Unternehmer und Kapitaleigentümer im 
,,Lohnsteuerstaat" Deutschland kaum noch 
zur Finanzierung des Gemeinwesens beitra- 
gen; diese Schieflage der steuerlichen Belas- 
tung (nicht nur,aber vor allem bei indirekten 
Steuern) führt zu ihrer einseitigen Finanzie- 
rung durch Arbeitnehmerlinnen, wohinge- 
gen die (bisher nur im Pflegebereich und bei 
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der sog. Riester-Rente durchbrochene) Bei- 
tragsparität der Sozialversicherung für eine 
angemessene(re) Beteiligung der Arbeitge- 
berseite an den Kosten sorgt. Zu fragen ist 
auch, welches Interesse die Unternehmer an 
einem Abbau der Arbeitslosigkeit, die ja ihre 
gesellschaftliche Position stärkt und die Ge- 
werkschaften schwächt, überhaupt noch ha- 
ben sollten, wenn sie die Kosten der Arbeits- 
losigkeit fast ganz auf die Allgemeinheit, 
hauptsächlich die Lohn- und Mehrwertsteu- 
er zahlenden Massen abwälzen könnten. 
3. Die lnanspruchnahme von Versicherungs- 
leistungen ist für die Betroffenen weniger 
diskriminierend als die Abhängigkeit von 
staatlicher Hilfe, deren lnanspruchnahme 
ihnen wahrscheinlich noch mehr Miss- 
brauchsvorwürfe eintragen würde, weil ihr 
keine ,,Gegenleistung" in Form von Bei- 
tragsleistungen entspricht. 

Alternativen zum neoliberalen Um- bzw. 
Abbau des Sozialstaates 
M.E. geht es darum, die spezifischen Nachtei- 
le des deutschen Sozialstaatsmodells auszu- 
gleichen, ohne seine besonderen Vorzüge 
preiszugeben. Strukturdefekte des ,,rheini- 
schen" Wohlfahrtsstaates bilden seine duale 
Architektur (Spaltung in die Sozialversiche- 
rung und die Sozialhilfe), seine strikte Lohn- 
und Leistungsbezogenheit (Äquivalenzprin- 
zip) sowie seine Barrieren gegen Egalisie- 
rungs-tendenzen (Beitragsbemessungs- 
grenzen; Versicherungspflichtgrenze in der 
Kranken- und Pflegeversicherung; Freistel- 
lung prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
von der Sozialversicherungs- bzw. Steuer- 
pflicht). Der entscheidende Pluspunkt des 
Bismarck'schen Sozialsystems gegenüber 
anderen Modellen liegt jedoch darin, dass 
seine Geld-, Sach- und Dienstleistungen kei- 
ne Alimentation von Bedürftigen und Be- 
nachteiligten aus Steuermitteln darstellen, 
die je nach politischer Opportunität wider- 
rufen werden kann, sondern durch Beitrags- 
zahlungen erworbene (und verfassungs- 
rechtlich garantierte) Ansprüche sind. 
Das in der Bundesrepublik bestehende Sys- 
tem der sozialen Sicherung speist sich nur zu 
etwa einem Drittel aus Steuereinnahmen; 
zwei Drittel der Finanzmittel stammen aus 
Beiträgen der Versicherten und ihrer Arbeit- 
geber. Umso wichtiger wäre es, durch eine 
Übertragung des Prinzips der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit auf dieses Gebiet für mehr 
Beitragsgerechtigkeit zu sorgen. Statt alle 
nicht dem Äquivalenzprinzip entsprechen- 
den Leistungen gleich als ,,versicherungs- 
fremd" zu brandmarken, was der Logik ge- 
winnorientierter Privatversicherungen ent- 
spricht, müsste man überlegen, wie ein Mehr 
an solidarischer Umverteilung innerhalb der 
Sozialversicherungszweige zu realisieren und 
die Öffentlichkeit dafür zu gewinnen ist. Nahe 
lägen die Aufhebung der im Grunde system- 
widrigen Versicherungspflichtgrenze in der 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie die 

An- oder Aufhebung der Beitragsbemes- 
sungsgrenzen (unter Beibehaltung der Leis- 
tungsobergrenzen). 
Der bestehende Sozialstaat ist erwerbsar- 
beits-, ehe- und erwachsenenzentriert. 
Durch gesellschaftliche Strukturverände- 
rungen wie die Globalisierung bzw. neoli- 
berale Modernisierung, Individualisierung 
und Pluralisierung der Lebensformen wird 
er auf folgenden Ebenen verstärkt unter 
Druck gesetzt: 
Im Produktionsprozess löst sich das Normal- 
arbeitsverhältnis, von der Kapitalseite unter 
den Stichworten,,Deregulierung" und,,Flexi- 
bilisierung" vorangetrieben, tendenziell auf. 
Es wird zwar keineswegs ersetzt, aber durch 
eine ständig steigende Zahl atypischer, pre- 
kärer, befristeter, Leih- und (Zwangs)-Teilzeit- 
arbeitsverhältnisse, die den so oder gar nicht 
(mehr) Beschäftigten wie ihren Familienan- 
gehörigen weder ein ausreichendes Einkom- 
men noch den erforderlichen arbeits- und 
sozialrechtlichen Schutz bieten, in seiner Be- 
deutung stark relativiert. 
Im Reproduktionsbereich büßt die Normal- 
familie, d.h. die z.B. durch das Ehegattensplit- 
ting im Einkommensteuerrecht staat- 
licherseits subventionierte traditionelle 
Hausfrauenehe mit ein, zwei oder drei Kin- 
dern, in vergleichbarer Weise an gesell- 
schaftlicher Relevanz ein. Neben sie treten 
andere Lebens- und Liebesformen, die 
zumindest tendenziell weniger materielle 
Sicherheit für Kinder gewährleisten (sog. Ein- 
Elternteil-Familie, ,,Patchwork-Familie", 
gleichgeschlechtliche Partnerschaft usw.). 
Hinsichtlich der Entwicklung des Wohlfahrts- 
staates bedingt der Wettbewerb zwischen 
den ,,Wirtschaftsstandortenn einen Abbau 
von Sicherungselementen für,,weniger Leis- 
tungsfähige", sofern man der Standortlogik 
folgt und eine neoliberale Politik dominiert. 
Sinnvoll wären daher der Um- und Ausbau 
des bestehenden Systems zu einer Art,,Bür- 
gerversicherung". Denn die noch vorhande- 
nen Sicherungslücken können nur durch eine 
Universalisierung geschlossen werden: Eine 
allgemeine Versicherungs- und Mindestbei- 
tragspflicht für sämtliche Wohnbürgerlinnen 
(eben nicht nur Arbeitnehmerlinnen) würde 
die Sozialversicherung auf eine breitere 
Grundlage stellen, wobei der Staat die Beiträ- 
ge im Falle fehlender oder eingeschränkter 
Zahlungsfähigkeit voll oder teilweise subven- 
tionieren, grundsicherungsorientiert und be- 
darfsbezogen zuschießen müsste. ,pw 4,2003 
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Das Kosovo-Dilemma 

Ulrich Albrecht, Michael Kalman, Sabine Rie- 
de/, Paul Schäfer (Hrsg.), Das Kosovo-Dilem- 
ma. Schwache Staaten und Neue Kriege als 
Herausforderung des 2 1. Jahrhunderts. 
Münster: Westfälisches Dampfboot 2002,222 
Seiten, 20,50 Euro. 

Es ist in der Tat ein Dilemma, in dem sich die 
internationale Politik seit dem Krieg gegen 
Serbien befindet. Zwar wurden in der Folge 
die Gewalttaten der serbischen Staats- 
macht unter MiloSevi- gegen die albanische 
Bevölkerung im Kosovo beendet, aber der 
Konflikt in seiner ganzen Tragweite wurde 
dennoch trotz Regimewechsel in Belgrad 
seitdem nicht behoben. Dies ist der Auf- 
hänger für die Analyse einer Reihe von aus- 
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gesprochenen Kennern der Materie. DuSan 
Rel- arbeitet die politische Situation in Ser- 
bien seit dem Ende des alten Regimes 
heraus, Wolf Oschlies äußert sich in ge- 
schätzt klarer Weise zur Lage in Makedoni- 
en in Folge der bewaffneten Auseinander- 
setzungen im Jahre 2001, Sabine Riedel 
analysiert die problematischen Folgen der 
Anwendung des ethnischen Prinzips der 
Staatenbildung auf dem Balkan, andere, wie 
Peter Lock, der auf die neuen Kriegstechno- 
logien eingeht, beschäftigen sich mit As- 
pekten, die über den eigentlichen Kosovo- 
Konflikt hinausgehen. 
Erstaunlich erscheint bei diesem Band je- 
doch, dass keiner der Beiträge der Politik 
der Europäischen Union gegenüber den 
Staaten des Balkan gewidmet ist. Lediglich 
Sabine Riedel kritisiert - zu Recht - die 
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Übernahme des ethnischen Prinzips durch 
die EU im Verhältnis zu der südosteuropäi- 
schen Region, ohne jedoch dabei zu erläu- 
tern, wie Alternativen aussehen könnten. 
Denn wie spricht man politische Akteure 
an, sich zwar in unterschiedlicher Intensi- 
tät, aber doch fast alle in ethnischer Ab- 
grenzung zu den Nachbarn definieren? 
Wie verändert man das Bewusstsein der 
politischen Eliten jener Völker, die in ihrer 
Nationenbildung anderthalb Jahrhunderte 
später virulent werden als die meisten Na- 
tionen im weiter nördlich liegenden Teil 
Europas. Wie soll man den politischen Eli- 
ten von Völkern, die 2.T. aufgrund einer 
über Jahrhunderte andauernden anderen 
sozioökonomischen Entwicklung, z.T. auf- 
grund des Druckes der großen Mächte Eu- 
ropas, z.T. aufgrund von Unterwerfung 
durch die Nachbarn, eine spätere Bildung 
von Nationalstaaten anstreben von die- 
sem - zumal gewaltsamen - Weg abbrin- 
gen, wenn alle - einschließlich des Völker- 
rechts - sich auf Nationalstaatsprinzip und 
(hier: ethnisch definiertes) Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker beziehen? Eine 
Antwort auf diese Frage geben auch die 
Autoren dieses Buches nicht. Eine solche 
Antwort würde aber die Lösung der eth- 
nisch begründeten Probleme in Serbien, 
Bosnien-Hercegovina oder Makedonien 
ermöglichen und weitere Konflikte verhin- 
dern helfen. Insofern wird weder ein Aus- 
weg bei der Frage des Status des Kosovo 
gegeben, die trotz existierender UNO-Re- 
solution irgendwann auch in der Praxis ge- 
löst werden muss, oder eine Voraussage 
über die Zukunft der Konföderation Serbi- 
en und Montenegro gemacht oder ein Um- 
gehen mit dem albanischen Extremismus 
in Serbien und Makedonien vorgeschla- 
gen. 
Zudem bleibt ein Defizit dieses Buches, 
dass es keine ausführliche Kritik der gesam- 
ten EU-Politik gegenüber der Region er- 
bringt. Dass die zukünftige Strategie zur 
Aufnahme der westlichen Balkanstaaten 
erst nach Erscheinen des Buches veröffent- 
licht wurde, kann den Herausgebern nicht 
vorgeworfen werden, aber auch zuvor gab 
es eine Politik der EU, die immerhin eine 
Bündelung der Politik der westeuropäi- 
schen Mittelmächte darstellt. Erstaunlicher- 
weise wird aber auch der Stabilitätspakt 
nicht ausreichend ausführlich bewertet, so 
dass eine wichtige Neuerung europäischer 
Politik trotz des Beitrages von Peter Scher- 
rer zu sozialen Lage weitgehend unbe- 
leuchtet bleibt. 
Trotz aller Kritik: Das Buch ist eine lohnende 
Lektüre für alle, die einen Einstieg in die 
Problematik der ethnischen Auseinander- 
setzungen des Balkans um die Jahrhundert- 
wende und ihre Auswirkungen bis heute 
und zukünftig finden wollen. 

Frank Schauff, Berlin 



Keine Friedhofsruhe in der 
D D R  

Siegfried Prokop, intellektuelle im Krisenjahr 
1953.Enquete über die Lage der lntelligenz der 
DDR. Analyse und Dokumentation. Schkeuditz 
2003,3485.,18,50 Euro 

Bei diesem wichtigen Buch von Siegfried Pro- 
kop handelt es sich um eine neue Schwer- 
punktdarstellung zu dem großen Thema,,Die 
DDR war andersn:Sie zeigt,dass viele,,lntellek- 
tuelle" in der DDR keineswegs so,,staatsnahn 
und staatsfromm (oder aber devot-schwei- 
gend) die Missstände in diesem staatssozialis- 
tischen System hingenommen haben, wie die 
herrschende Meinung dies gerne darstellt. 
Die große Leistung Prokops liegt in der Aus- 

grabung, Dokumentation und systematischen 
Darstellung wesentlicher Archivmaterialien, 
die zeigen, dass es nicht nur Unzufriedenheit 
(und Abwanderung in den Westen), sondern 
auch beachtliche Kritik bei einer großen An- 
zahl von Künstlern, Forschern, Ingenieuren, 
Lehrern,Ärzten in der DDR gab,diezwar nicht 
ausreichte, um eine systemverändernde De- 
mokratisierung und Liberalisierung durchzu- 
setzen, die aber die Staatsführung immerhin 
zu Zugeständnissen zwang. 
Es ist besonders erhellend, dass Siegfried Pro- 
kop gerade das,,Krisenjahr 1953" für seine Un- 
tersuchung ausgesucht hat, weil es sich gera- 
de in diesem Jahr zeigt, dass der Aufstand der 
Arbeiter am 17. Juni zwar die spektakulärste, 
aber, wie zu zeigen, nicht die einzige Protest- 
aktion dieses Jahres war. Bereits im Februar 
1953 richtet die Akademie der Künste eine 
,,Information" an den Ministerpräsidenten 
Grotewohl über,,Missstimmungen unter Spit- 
zenkünstlern". 
Das Buch gliedert sich in zwei Teile: im ersten 
findet sich eine breite systematische Darstel- 
lung Prokops (22-149),,,lntellektuelle im Kri- 
senjahr 1953" - im zweiten folgt eine breite 
Dokumentation seiner Archivfunde (159- 335). 

Grundlegende Erkenntnisse Prokops las- 
sen sich wie folgt zusammenfassen: 
1. Das Jahr 1953 ist gekennzeichnet durch kri- 
senhafte Züge des ,,realsozialistischen" Sys- 
tems. Der 17. Juni ist als Kulminationspunkt 
zweier Konfliktstränge zu sehen: Erstens gab 
es eine Systemkrise des Ostblocks am Ende 
der Stalin-Ära, die für die DDR mit einer Über- 
forderung ihrer Kräfte verbunden war: Stalin 
hatte von der DDR eine Armee in gleicher 
Stärke wie die deutsche Armee im Westen 
verlangt, - es wurde die Neugliederung der 
DDR (in Bezirke) in Gang gesetzt - dieverge- 
nossenschaftlichung der Landwirtschaft wur- 
de mit Übereilung vorangetrieben, - es wur- 
de eine forcierte Liquidation selbständiger 
,,bürgerlichern Existenzen betrieben (,,Ver- 
schärfung des Klassenkampfs").- Zweitens ver- 
suchte die UdSSR von Ende Mai bis Ende Juni 
1953 eine veränderte Deutschlandpolitik, die 
auf einen Kompromiss mit dem Westen aus 

war; die repressive Politik Berijas und dessen 
Einfluss wurden beendet. 
2. Am 17. Juni brachte die verspätete Rück- 
nahme der administrativen Normerhöhung 
das Fass zum Überlaufen. Genau gesagt wa- 
ren es die verworrenen Wege der Information 
über die Rücknahme des Beschlusses im Mi- 
nisterrat am 16. Juni (um 14 Uhr!) und der 
unnötigerweise ausgerufene Ausnahmezu- 
stand - eine völlig überzogene provokative 
Maßnahme, die zu tragischen Opfern führte 
und nur noch die Rechtfertigung der Ereignis- 
se als,,faschistischer Putsch" zuließ. 
3.Wichtige Gruppen der lntelligenz haben er- 
staunlich früh auf die Krisensymptome rea- 
giert und schließlich sogar demokratisch-sozi- 
alistische Forderungen gestellt. Sie sahen den 
17. Juni als positiven Reformanstoß und ge- 
rieten dadurch nach der Umdeutung des 17. 
Juni als faschistische Provokation in die De- 
fensive. Dennoch blieben u.a. Niekisch, 
Brugsch, Klemperer bei ihren Forderungen. 
Siegfried Prokop weist nach, dass es schon 

1952 zu einer kritischen Selbstprüfung des 
,,Kulturbundes" kam (,,Wir müssen heraus- 
kommen aus dem Dilettantismus der Kultur- 
funktionäre"). Dabei befasste sich der Präsidi- 
alrat (am 15. Juli) auch - in vorsichtiger Spra- 
che! - mit starker Missstimmung insbeson- 
dere unter der technischen Intelligenz, die 
sich menschenunwürdig behandelt fühlen 
durch,,das Auftreten und die unziemliche Be- 
handlung durch subalterne lnstanzen führt. 
Das haben wir bis in die höchsten lnstanzen 
unserer Regierung und Partei", aber auch ,,in 
der Gemeinde, auf der Polizei und bei ande- 
ren Instanzen". Ungerechtfertigte Verhaftun- 
gen kommen zur Sprache:,,Das ist unsere Poli- 
zei, die in falschem (!) Machtbewusstsein sich 
so verhält". 
Sehr wichtige archivarische Ausgrabungen 
Prokops sind zweifellos die umfangreichen 
Materialien einer Enquete, die auf Anregung 
des Präsidialrats von den Bezirksleitungen des 
Kulturbundes über die Lage der lntelligenz im 
März 1953 durchgeführt wurde und zu deren 
Beratung zwei ,,lntelligenzkonferenzen" 
durchgeführt wurden (auf letzterer sprach UI- 
bricht). Zahlreiche materielle Missstände, 
aber auch repressiv-bürokratisches Verhalten 
staatlicher lnstanzen wurden beim Namen 
genannt. Die Dokumentation enthält erstaun- 
liche Sozialdaten, die das Brodeln in der geis- 
tigen und fachlichen lntelligenz veranschauli- 
chen. (Die zahllosen Detailklagen wurden in 
einem großen Sachregister zusammengefasst, 
z.B. unter Stichworten wie Angst, Agenten, 
Gerüchte, Mörderärzte,Verhaftungen.) 
Prokop macht klar, dass es eine,,Legende" war, 
wenn Ulbricht erklärte, die Intellektuellen 
,,hätten voll und ganz hinter der Regierung ge- 
standen"; erleichtert wurde diese Legenden- 
bildung ,, dadurch, dass der Blick zu sehr auf 
den Tag des 17.Juni und nicht auf die Gesamt- 
situation einer länger andauernden Gesell- 
schafts- und Systemkrise gerichtet wurde". 
Aber auch zu dem Arbeiteraufstand gab es 

nicht nur Ergebenheitsadressen (wie die - 
verfälschte -von Brecht), sondern auch zahl- 
reiche öffentliche kritische Stellungnahmen 
wie das (verbotene) Buch Stefan Heyms,,Fünf 
Tage im Juni" oder das berühmte Gedicht 
Brechts, als Antwort auf hündisch ergebene 
Flugblätter des Sekretärs des Schriftstellerver- 
bandes, auf denen zu lesen war, dass dasVolk 
das Vertrauen der Regierung verscherzt habe, 
und es nur durch verdoppelte Arbeit zurück- 
erobern könne.Wäre es da nicht doch einfacher, 
die Regierung löste das Volk auf und wählte ein 
anderes!" 
Geradezu sensationell waren die z T. scharf- 
kritischen Beiträge während der Debatte des 
Kulturbund-Präsidialrates am 3. Juli 1953. In 
der von Prokop dokumentierten Diskussion 
wurden Grundfehler in der Staatsführung 
bloßgelegt (S. 101 ff.): die mangelnde Rechts- 
sicherheit (Verhaftungen,Vernehmungen au- 
ßerhalb des Gerichtssaals, daher Angst, die zur 
Flucht in den Westen führt),- Drangsalierung 
von Mitgliedern der ,,Jungen Gemeinde" - 
Bruch derVerfassung,auch durch Medienzen- 
sur -Verfälschungen des 17.Juni als,,faschisti- 
scher Putschversuch" - das Versagen der 
Volkskammer - autoritäre Gängelung der 
Lehrenden, Irrwege der gesamten Bildungs- 
politik - dogmatische Polemik gegen den 
,,Formalismus" in der Kunst - die ausbleiben- 
de umfassende Information-(PresseIRund- 
funk), - die tiefe Kluft zwischen den Führen- 
den (auch in der Gewerkschaft!) und demVolk, 
die spätestens am 17. Juni offenbar gewor- 
den sei - insgesamt das mangelndesvertrau- 
en von unten wie von oben. 
Die Debatten des Präsidialrats mündeten 

in 14 kategorischen Forderungen zur Her- 
stellung von Rechtssicherheit und Freiheit 
im Unterricht, in Wissenschaft und Kultur 
(S.122ff.). Allerdings wurden sie nach der 
bald einsetzenden Liquidierung des,,Neuen 
Kurses" von der Staatsführung scharf kriti- 
siert. Das Präsidium des Kulturbundes 
musste schon im September 1953 ,,einlen- 
ken" (S.130ff.) - was viele Mitglieder des 
Gremiums scharf kritisierten, allen voran 
Ernst Bloch. 
Prokop: ,,Die Verwirklichung dieser Punkte- 
Programme hätte zweifellos zu einer Erneue- 
rung der DDR-Gesellschaft beigetragen". Ein 
begrenzter, für die Künstler aber sehr wichti- 
ger Fortschritt wurde erzielt: „Die verhasste 
Kunstkommission wurde aufgelöst. Im Januar 
1954 wurde ein Kulturministerium unter Jo- 
hannes R. Becher geschaffen." 
Sein Buch kann einen ,,ersten Rang" bean- 
spruchen in der - leider nicht großen - Rei- 
he der Werke, die Gegeninformationen lie- 
fern zu der ,,herrschendenn Literatur über 
die DDR, weil sie zeigen: Die DDR war 
anders. 
Fritz Vilmar, Berlin 

Weiterführender Literaturhinweis: 
„Die DDR war anders" (Fritz Vilmar U. a.) zwei Sammelbän- 

den, mit insgesamt 24 Schwerpunktdarstellungen 2002. 



Lebensformen zwischen 
Tradition und Utopie 

Rezension Gisela Notz: Familien - Lebensfor- 
men zwischen Tradition und Utopie, AG SPAK 
Bücher, ISBN 3-930 830-34-5, 80 S., 8,- Euro 

,,Mut zum Träumen", dazu fordert Gisela 
Notz ihre Leserlnnen in der jüngst erschie- 
nen Publikation ,,Familien - Lebensformen 
zwischen Tradition und Utopie" auf. 
Ein Blick auf die Lebensformen von Män- 
nern, Frauen und Kindern zeigt, dass die tra- 
ditionelle Familie in der Auflösung begrif- 
fen ist. Was für die einen ein leichtes Indiz 
für einen Wandel darstellt, ist für andere 
bereits eine bedrohliche Krise. Fest steht 
jedenfalls: Alternative Lebensweisen neh- 
men unübersehbar zu. 
Die Autorin verdeutlicht, dass diese Le- 
benszusammenhänge entgegen der weit- 
verbreiteten Meinung eher als Chance 
denn als Krise wahrgenommen werden 
sollten, gerade weil sie von den Betroffe- 
nen bewusst als Alternative zur herkömm- 
lichen Kleinfamilie gewählt werden. 
Insbesondere das veränderte Rollenver- 
ständnis von Frauen, ihre Forderung nach 
einer gleichberechtigten Teilhabe am Er- 
werbsleben und einer gerechten Auftei- 
lung der Reproduktionsarbeit zwischen 
den Geschlechtern haben das alte Famili- 
enmodell ins Wanken gebracht. Gleichzei- 

wenig neu erscheinen. Viele der ange- 
sprochenen Probleme und Perspektiven 
von Familie wurden bereits in  den 90er 
Jahren unter dem Stichwort ,,doppelter 
Lebensentwurf" diskutiert. Dennoch ist 
die Lektüre dieser Seiten gerade auch für 
diese Leserlnnen lohnenswert, so zeigt 
sie doch, dass sich die frauen- und famili- 
enpolitische Debatte in den letzten Jah- 
ren regressiv entwickelt. Die Stärke des 
~ u c h e i  liegt genau in dieser Offenlegung 
der Schwächen der aktuellen politischen 
Diskussion. So kritisiert die Autorin zu 
Recht, dass unter dem Stichwort,,familien- 
gerechte Gestaltung des Erwerbslebens" 
heute nahezu ausschließlich die Ermögli- 
chung eines längeren Ausstiegs aus dem 
Berufsleben verstanden wird. Die Famili- 
engeld-Debatte der CDUICSU oder die 
Pläne der Hartz-Kommission sind nur ei- 
nige der genannten Beispiele, mit denen 
Gisela Notz verdeutlicht, wie weit wir 
heute in der Praxis vom damaligen Er- 
kenntnisstand entfernt sind. 
Derzeit scheint keine politische Gruppie- 
rung dieser Entwicklung wirksam entge- 
genwirken zu können. Seit Mitte der 90er 
Jahre spielt die Debatte über die Möglich- 
keiten verschiedener Lebensmodelle auch 
bei der Linken nur noch eine eher unterge- 
ordnete Rolle. Zu Recht kritisiert Gisela 
Notz die blinden Flecken in der heutigen 
politischen wie wissenschaftlichen Ausein- 

tig erweist sich die traditionelle Familien- andersetzung, wenn es um die Wahrneh- 
form als ideologisches Konstrukt aber als mung heute bereits gelebter Alternativen 
so stabil, dass diese Form des Zusammen- geht. 
lebens in allen Bevölkerungsschichten Diese Bereiche (wieder) sichtbar werden zu 
nach wie vor als erstrebenswerte Norm lassen, dazu leistet dieses Buch einen ers- 
angesehen und akzeptiert wird. ten und wichtigen Beitrag. Die Autorin stellt 
Auf rund 70 Seiten wird diesem scheinba- 
ren Widerspruch nachgegangen. Gisela 
Notz veranschaulicht, dass der Gegensatz 
zwischen normativer und gelebter Wirk- 
lichkeit auf einer ideellen Überhöhung der 
Normalfamilie basiert, die mit großen ideo- 
logischen Aufwand und gezielten familien- 
politischen Maßnahmen durchgesetzt wird. 
Es zeichnet die Broschüre aus, dass diese of i  
komplizierten Mechanismen verständlich 
beschrieben und durch die Auswahl der 
Beispiele leicht nachzuvollziehen sind. Me- 
dien, Wissenschaft und Politik sind nur eini- 
ge der ausgewählten Bereiche, die den My- 
thos der Norrnalfamilie Tag für Tag aufs 
Neue reproduzieren. 
Die Autorin gibt außerdem einen ebenso 
kurzen wie informativen Überblick über 
die Lebenspläne von Frauen und ihren 
Schwierigkeiten, diese zu verwirklichen. 
Gerade die traditionellen Vater-Mutter- 
Kind-Familien ermöglichen den wenigs- 
ten Frauen eine Kombination von Famili- 
enaufgaben und existenzsichernder Er- 
werbsarbeit. Für diejenigen, die sich in 
den letzten Jahren intensiv mit der Le- 
benssituation von Frauen beschäftigt ha- 
ben, mag dieser Teil des Buches zunächst 

drei Frauen vor, die ihr Leben in Zusam- 
menhängen jenseits der Normalfamilie or- 
ganisieren. Es wird deutlich, dass diese,,Fa- 
milien" ihren Mitgliedern größere Freihei- 
ten und häufig bessere Entwicklungspers- 
pektiven bieten, als die traditionelle Vater- 
Mutter-Kind-Familie. Gisela Notz versteht 
es jedoch , anhand der Beispiele die hierin 
enthaltenen Potentiale exemplarisch her- 
auszuarbeiten, ohne diese Lebensformen 
zu idealisieren. Sie fordert vielmehr eine 
Realisierung gesellschaftlicher Strukturen, 
die den einzelnen Menschen wirkliche 
Wahlmöglichkeiten der Lebensgestaltung 
ermöglicht. Notwendig sei daher vor allem 
eine Familienpolitik, die keine Lebensform 
bevorzugt und dadurch andere diskrimi- 
niert. 
Wer diese Vision von einer Gesellschaft teilt, 
in der die vielfältigen Lebensweisen 
gleichberechtigt nebeneinander bestehen 
können, dem sei die Lektüre des Buches 
von Gisela Notz empfohlen. Sie ermutigt, 
vergangene Diskussionen wieder aufzuneh- 
men und fortzuführen, das scheinbar Un- 
mögliche möglich werden zu lassen und 
manchmal auch das Utopische zu träumen. 
Sabine Schön, Köln 
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